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Der Atomsperrvertrag

Abrif3 der Verhandlungen — Anmerkungen zum Vertragsentwurf

Sieht man vom Vietnamkrieg ab, so wird die weltpolitische
Landschaft seit einiger Zeit und gegenwdrtig von den Be-
miithungen vor allem der beiden Atomgiganten USA wund
Sowjetunion um das Zustandekommen eines Atomsperrver-
trages, eines Nonproliferationsvertrages, eines Vertrages iiber
den Verbreitungsstopp von Kernwaffen, oder wie man ihn
nennen mag, beherrscht. Wie ist die Interessenlage der ganzen
Staatengemeinschaft, sodann die der Atomgrofmichte einer-
seits und die der kernwaffenlosen und kernwaffenfreien Ldn-
der andererseits? Worin bestehen die Gemeinsamkeiten und
worin die Gegensitzlichkeiten? Mit diesen hoch bedeutsamen
Fragen sowohl fiir die Existenz der Menschheit im allgemei-
nen wie aber auch fiir berechtigte Sonderinteressen der Bun-
desrepublik Deutschland befaft sich der nachstehende Beitrag
des stellvertretenden Vorsitzenden des Verteidigungsaus-
schusses des Deutschen Bundestages. — Die 18-Mdichte-Ab-
ristungskonferenz der Vereinten Nationen nimmt am 18. Mai
in Genf ihre Verhandlungen wieder auf. Sie werden mit
Spannung erwartet, weil ein schneller Abschlufi eines Atom-
sperrvertrages mdaglich, aber durchaus micht sicher ist. (Vgl.
auch den folgenden Beitrag »Der Atomsperrvertrag in der
internationalen Diskussions, Seite 43 ff. dieser Ausgabe.)

1. Die Interessenlage der Supermichte

Zweifellos ist die Nutzbarmachung der Atomkraft fiir mili-
tirische Zwecke eines der wichtigsten Ereignisse unseres Jahr-
hunderts. Das Auftauchen der Kernwaffen war bestimmend
fiir die weltpolitischen Konstellationen der Nachkriegszeit. Die
Massenproduktion und Weiterentwicklung dieser Kriegsmittel
bestimmte jene Polarisation der Macht auf zwei Hauptzen-
tren, die fiir unser heutiges weltpolitisches System bestim-
mend ist. Damit verbunden war die Spaltung der Welt und
des europidischen Kontinents in Machtblécke. Eine anschei-
nend uniiberbriickbare Kluft zwischen Ost und West tat sich
auf, und hinter ihr konsolidierten die Hauptmichte ihren
EinfluBbereich und schufen neue Sicherheitssysteme.

Unter dem Schutz des atomaren Monopols und spiter der
atomaren Uberlegenheit entwickelten die Vereinigten Staaten
die aullenpolitische Bewegungsstrategie des roll-back, die
beabsichtigte, die Sowjetunion hinter jene Grenzen zuriick-
zudridngen, die sie zu Beginn des Zweiten Weltkrieges inne-
hatte. Die Sowjetunion strebte mit den Mitteln des Bilirger-
kriegs, wie in Griechenland, und der offenen Aggression, wie
in Korea, die Ausweitung ihres Machtbereiches an.

Obgleich Anstrengungen unternommen wurden, durch inter-
nationale Verhandlungen ein System zu errichten, in dem die
Sowjetunion und der Westen in relativer Stabilitdt neben-
einander existieren konnten, scheiterten diese Anldufe in
neuen Krisensituationen. Die letzte groBe Konfrontation der
beiden Hauptmichte USA und UdSSR war die Kuba-Krise
des Jahres 1962. Von diesem Zeitpunkt an datiert aber auch
der Anfang der gegenwirtigen weltpolitischen Entspannungs-
periode. Seit Kuba haben beide Weltmichte offenbar end-
gliltig erhebliche gegenseitige Interessenparallelititen ent-
deckt.

Diese Verinderung der weltpolitischen Situation war wesent-
lich beeinfluBt durch entscheidende Veridnderungen der
modernen Waffentechnik. Eine neue militirstrategische Welt-
situation wurde geschaffen, die mit den Begriffen >Gleich-
gewicht des Schreckens¢< oder »nukleares Patt« umschrieben
wird. Die Atomwaffen des Jahres 1945 waren zu Wasserstoff-
bomben mit kaum vorstellbarer Vernichtungskraft weiterent-
wickelt worden. Ein breites abgestuftes Spekirum wvon
Massenvernichtungsmitteln stand den jeweiligen Hauptmaéch-
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ten zur Verfiigung. Gleichzeitiz war es moglich gewesen,
neue Transportmittel zu entwickeln, die dem Zugriff des
Gegners entzogen werden konnten. Der Kern der Vernich-
fungsmacht besteht seitdem aus verbunkerten und unter-
seeischen Raketen mit Wassersprengstoffkdpfen, von denen eine
geniigende Anzahl auch einen massiven Uberraschungsangriff
iiberstehen wiirden, um dem dann folgenden Gegenschlag ver-
nichtende Wirkung zu verleihen. Trotz gewaltiger militir-
technischer Mittel sind so die beiden Weltmichte in ihrer
Handlungsfihigkeit wesentlich eingeschrénkt, wenn sie nicht
die eigene Vernichtung riskieren wollen.

Prisident Kennedys Strategie des Friedens ist Ausdruck
dieser neuen internationalen Konstellation. Das nukleare Patt
hatte die auflenpolitischen Bewegungsmaoglichkeiten der USA
und der Sowjetunion geldhmt. Die verbliebenen Mdglichkeiten
aber sollten in der Sicht des amerikanischen Pridsidenten ge-
nutzt werden, um eine neue internationale Ordnung zu er-
reichen. Er stellte dabei kein Maximalprogramm einer welt-
weiten vertraglichen Friedensiibereinkunft auf, sondern pli-
dierte fiir ein Programm friedlicher Zusammenarbeit, das
beruhen miisse auf einer Serie konkreter Handlungen und
wirksamer Ubereinkiinfte, die im Interesse aller Betroffenen
sind.

Die amerikanische Strategie des Friedens ging von der Supre-
matie der GroBmichte USA und UdSSR aus. Zwischen diesen
strebte sie einen Ausgleich an, wobei besonders das gemein-
same Interesse an einer Einstellung des Wettriistens auf
atomarem Gebiet herausgestellt wurde.

In seiner Rede vor der Vollversammlung der Vereinten Na-
tionen am 20. September 1963 betonte Prisident Kennedy die
besondere Verantwortung der beiden Vormichte in Ost und
West mit den Worten: »Tatsache ist, dal die Vereinigten Staa-
ten als eine der groflen Atommichte eine besondere Verant-
wortung tragen. Es handelt sich faktisch um eine dreifache
Verantwortung: Eine Verantwortung gegeniiber unseren eige-
nen Mitbiirgern, eine Verantwortung gegeniiber Menschen in
aller Welt, die von unseren Entscheidungen betroffen werden,
und eine Verantwortung gegeniiber der kommenden Genera-
tion der Menschheit. Wir glauben, daBl auch die Sowjetunion
diese besondere dreifache Verantwortung trigt und daf diese
dreifache Verantwortung unsere beiden Linder verpflichtet,
das Hauptaugenmerk weniger auf unsere Differenzen und mehr
auf die Mittel zu ihrer friedlichen Beilegung zu richten.«!
Auch die Fiihrer der Sowjetunion haben aus der veridnderten
Weltlage Konsequenzen gezogen. Zu den Konsequenzen der
nuklearen Patt-Situation gehort zweifellos die vorsichtige
sowjetische Politik in Vietnam, die Duldung eines relativ
groBen auBenpolitischen Spielraums der osteuropiischen
Staaten und ein Interesse an Riistungskontrollvereinbarungen,
das seinen Niederschlag bisher in folgenden drei Abmachungen
fand:

1. dem sowjetisch-amerikanischen Abkommen iiber die Ein-
richtung einer Fernschreibleitung zwischen dem Kreml
und dem Weillen Haus (Heiller Draht),

2. dem Vertrag iiber die Einstellung der Kernwaffenversuche
in der Atmosphiire, im Weltall und unter Wasser und

3. im Vertrag iiber die Grundsitze zur Regelung der Betiti-
gung von Staaten bei der Erforschung und Nutzung des
Weltraums.

Beide Weltmichte sind interessiert an der Ausschaltung inter-
nationaler Risiken, die sie in atomare Konflikte hineinziehen
kiénnten. Beide betreiben auBenpolitisch eine Bewahrungs-
strategie, die auf Konsolidierung der derzeitigen Verhilt-
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nisse abzielt und bilaterale Kooperation anstrebt. Der sowje-
tisch-amerikanische Dialog iliber Riistungskontrollvereinba-
rungen und Abriistung findet dabei zum grofien Teil inner-
halb der zustindigen Institutionen der Vereinten Nationen
statt.

I1. Die Verhandlungen der Genfer 18-Michte-Konferenz

Seit dem Frithjahr 1962 konzentrieren sich die internatio-
nalen Abriistungsverhandlungen auf den 18-Michte-Abrii-
stungsausschufi. Er wurde einberufen durch eine Resolution
der Vollversammlung der Vereinten Nationen vom 20. Dezem-
ber 1961. An den Verhandlungen nahmen Brasilien, Bulgarien,
Birma, Kanada, die Tschechoslowakei, Athiopien, Indien,
Italien, Mexiko, Nigeria, Polen, Ruménien, Schweden, die
Sowjetunion, die Vereinigte Arabische Republik, Grofbritan-
nien und die Vereinigten Staaten teil. Frankreich lehnte seine
Teilnahme ab, weil eines der wichtigsten Konferenzziele,
die Einstellung der Kernwaffenversuche, den franzosischen
Bemiihungen um eine nationale Atomstreitmacht zuwider-
lauft.

Die groBen politischen Entscheidungen fielen bisher jedoch
nicht innerhalb der Konferenz, sondern in Verhandlungen
zwischen den Vereinigten Staaten und der Sowjetunion. Her-
ausragende Beispiele sind das Moskauer Teststopp-Abkommen
und die Vereinbarung iiber den Heillen Draht. Die Konferenz
war in ihren ersten Verhandlungsjahren vorwiegend eine
internationale Institution zur Erforschung der Grundlagen
und Elemente, der Voraussetzungen und mdoglichen Folgen
der Abriistung.

Im September 1964 beschlof3 die 18-Michte-Abriistungskonfe-
renz angesichts der aufgetretenen Gegensitze zwischen den
Méchten, ihre Arbeiten erst wiederaufzunehmen, nachdem
die Vereinten Nationen ihren Verhandlungsauftrag neu for-
muliert hatten. Daraufhin trat vom 12. April bis zum
16. Juni 1965 die alle Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen
umfassende Abriistungskommission zusammen. Sie fiihrte
eine allgemeine Debatte iiber die Abriistungsfrage, in der das
Problem der Verhinderung einer weiteren Ausbreitung der
Kernwaffen den zentralen Raum einnahm. In ihren beiden
mit groBer Mehrheit angenommenen Resolutionen empfahl
die Abriistungskommission die baldige Fortsetzung der Ver-
handlungen im 18-Mé&chte-Abriistungsausschull, wobei sie die
Ausdehnung des Moskauer Teststoppvertrags von 1963 auf
alle unterirdischen Kernwaffenversuche und die Verhinde-
rung der Weiterverbreitung von Kernwaffen als besonders
vordringliche Verhandlungsgegenstinde bezeichnete.

Noch vor Wiederzusammentritt der 18-Michte-Konferenz
tauchte die Vermutung auf, daf sich der amerikanische Stand-
punkt in der Frage der Weiterverbreitung von Atomwaifen
gedindert habe., Dabei fanden zwei amerikanische Auflerungen
besondere Beachtung, in denen der Atomsperrvertrag als
das derzeit wichtigste Problem der internationalen Sicherheit
bezeichnet wurde. Am 23. Juni 1965 sprach sich der amerika-
nische Senator Robert F. Kennedy in einer Rede wvor dem
Senat der Vereinigten Staaten fiir einen Verzicht auf die im
westlichen Biindnis diskutierten Projekte der MLF oder ANF
aus und empfahl die Suche nach einer Form von nuklearen
Garantien fiir die Biindnispartner, die nicht auf die Ableh-
nung der Sowjetunion st6Bt. Als Beispiel nannte er ein alli-
jertes Beratungsgremium nach dem Vorbild, wie es Verteidi-
gungsminister McNamara bei der letzten Nato-Konferenz
vorgeschlagen hatte. Daneben sprach er das Problem der
Kontrolle an und stellte fest, dall die Zeit gekommen sei, alle
Reaktoren fiir friedliche Zwecke einer Inspektion zu unter-
werfen. Amerika miisse auch aufhoren, Nationen zu unter-
stiitzen, die eine Inspektion verweigern. In der Vergangenheit
habe man aus Furcht, die Europder zu verdrgern, angerei-
chertes Uran an EURATOM verkauft, ohne zu verlangen, daB
deren Anlagen der IAEO offenstehen?®. Der Leiter des ame-
rikanischen Amtes fiir Riistungskontrolle und Abriistung,
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William C. Foster, deutete in der Juli-Nummer 1965 der ame-
rikanischen Zeitschrift »Foreign Affairs« dhnliche Konsequen-
zen an. Hinsichtlich der Kontrolle sagte er offen, daB es in
Zukunft auch Einschrinkungen der friedlichen Nutzung
der nuklearen Sprengkraft geben miisse. Angesichts der
sowjetischen Haltung in bezug auf die multilateralen Atom-
projekte im westlichen Biindnis sprach Foster allgemein von
einigen Anderungen in den Biindnissystemen beider Seiten
und von den schwerwiegenden Folgen durch die zu erwar-
tende Erosion innerhalb der westlichen Allianzen?.

Am 27. Juli 1965 nahm der 18-Michte-Abriistungsausschuf3
seine Arbeiten wieder auf. Die USA ergriffen die Initiative
bei den Beratungen liber einen Vertrag zur Nichtverbreitung
von Kernwaffen. Schon vor Zusammentritt der Konferenz
hatten sie in Zusammenarbeit mit den anderen Westmichten
einen Vertragsentwurf vorbereitet, der am 17. August 1965
dem Plenum vorgelegt wurde!. Er will in seinen ersten Arti-
keln die Entstehung neuer nationaler Atomstreitkrifte aus-
schlieBen. Dabei soll auch die Ubertragung von Kernwaffen
innerhalb eines Biindnissystems ausgeschlossen bleiben. Die
Bildung einer gemeinschaftlichen Nuklearstreitmacht dagegen
bleibt offen, wenn den beteiligten Staaten keine nationale
Verfligungsgewalt eingerdumt wird. Im Artikel 3 wird den
Vertragsparteien die Verpflichtung zur Zusammenarbeit auf-
erlegt, um die Anwendung von SicherheitsmaBnahmen der
Internationalen Atomenergie-Organisation oder von entspre-
chenden internationalen Sicherheitsmafinahmen bei jeder
friedlichen atomaren Titigkeit zu erleichtern.

Der amerikanische Vorschlag stie bei der Sowjetunion und
den osteuropéischen Staaten auf schroffe und bedingungslose
Ablehnung. Hauptangriffspunkt war die im amerikanischen
Entwurf offengebliebene Moglichkeit zur Bildung kollektiver
Atomstreitkréifte innerhalb eines Biindnisses. Im Mittelpunkt
der sowjetischen Angriffe stand dabei die Bundesrepublik
und ihr Wunsch nach atomarem Mitbesitz im Rahmen einer
multilateralen Losung. Die Aufnahme des Entwurfs bei den
neutralen Michten war kiihl. Man verlangte vor allem Ge-
genleistungen von den Kernwaffenmichten fiir die Zusiche-
rung, ihr atomares Monopol durch einen Atomsperrvertrag
zu bestétigen.

Am 16. September 1965 unterbrach der 18-Michte-Abriistungs-
ausschufl anldfilich des jidhrlichen Zusammentretens der
Vollversammlung der Vereinten Nationen seine Sitzungen.
In der Generaldebatte der Vollversammlung legte dann die
Sowjetunion am 24. September 1965 einen eigenen Entwurf
fiir einen Atomsperrvertrag vor. Er enthilt viel weiter ge-
hendere Verbote als der amerikanische und schlieBt sowohl
das Entstehen neuer nationaler Atommichte als auch jede
Form von Gemeinschaftslosungen innerhalb bestehender
Allianzen aus. Das Institut der Kontrolle der friedlichen
Atomenergieforschung und -entwicklung wird in den sowje-
tischen Vorschlidgen nicht angesprochen?®.

In den Debatten der Vollversammlung wurde vom Sprecher
der Vereinigten Staaten, William C. Foster, die Vorlage des
sowjetischen Entwurfs als Zeichen einer Verhandlungsbereit-
schaft gewertet, jedoch sei bedauerlich, da der sowjetische
Entwurf in erster Linie auf die Schwichung der Nato ab-
ziele. Die Vereinigten Staaten zeigten sich aber kompromiG-
bereit, indem sie dem wiederzusammengetretenen 18-Michte-
Abriistungsausschufl am 22. Mirz 1966 den revidierten Text
eines Atomsperrvertrages vorlegten®.

Mit diesem abgednderten Entwurf kamen die USA der so-
wijetischen Haltung entgegen, indem sie das Weitergabever-
bot auf Staatengruppen ausdehnten. Urspriinglich hatte es
sich nur auf die nationale Verfligungsgewalt von Staaten be-
zogen. Jedoch auch der abgeénderte Entwurf lief noch Raum
fiir kollektive nukleare Verteidigungsstreitkrifte im Biindnis,
die im sowjetischen Vertrag ausdriicklich ausgeschlossen wer-
den sollten.
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Eine Anndherung der Standpunkte iiber diesen amerika-
nischen Vorschlag hinaus wurde nicht erreicht, jedoch wurde
nunmehr zusétzlich das Problem von Beistandsgarantien dis-
kutiert. Eine Johnson-Botschaft zur Eréffnungssitzung hatte
eine Beistandsgarantie fiir nuklearfreie Staaten enthalten,
ihr wurde in einer Botschaft des sowjetischen Minister-
prisidenten die sogenannte Kossygin-Klausel entgegengesetzt,
die den Nichteinsatz von Nuklearwaffen gegeniiber denjenigen
versprach, die auf ihrem Territorium die Stationierung von
fremden Nuklearwaffen nicht zuliefen.

Die Beistandsgarantien standen auch im Mittelpunkt wvon
Beratungen der acht Blockfreien, die dann am 19. August 1966
ein gemeinsames Memorandum zur Frage der Nichtweiter-
verbreitung von Kernwaffen vorlegten. Darin fordern sie ein
annehmbares Gleichgewicht gegenseitiger Verantwortlichkeit
und Verpflichtungen der Atommichte und der Nichtatom-
michte. Der Vertrag sollte ein Schritt in Richtung auf die
Verwirklichung der allgemeinen und insbesondere der nu-
klearen Abriistung sein. Dabei war an ein umfassendes Ver-
bot der Kernwaffenversuche, die vollstdndige Einstellung der
Produktion von spaltbarem Material fiir Waffenzwecke, ein
Einfrieren und eine schrittweise Verminderung des Bestands
an Kern- und Trigerwaffen und an Garantien fiir die Sicher-
heit von Nichtkernwaffenstaaten durch das Verbot des Ein-
satzes von und der Drohung mit Atomwaffen gegen sie ge-
dacht. Schritte dieser Art sollten als Teil der Vertragsbestim-
mungen oder als Absichtserkldrungen in einen Vertrag auf-
genommen werden.

Nach Vertagung der Konferenz am 25. August 1966 bestand
Anlafl, die Aussichten fiir einen Vertrag iiber die Nichtweiter-
verbreitung von Kernwaffen pessimistisch zu betrachten. Der
amerikanisch-sowjetische Gegensatz schien unveréndert: Die
Sowjetunion lehnte jede Ubereinkunft ab, solange die West-
miichte die Méglichkeit offenhielten, Nuklearfragen im Rah-
men des Nato-Biindnisses gemeinschaftlich zu 16sen. Das den
Amerikanern besonders am Herzen liegende Problem der
Kontrolle konnte nicht diskutiert werden, da die UdSSR den
amerikanischen Entwurf nicht als Non-Proliferationsver-
tragsentwurf gelten lieB, sondern ihn als Vertragsentwurf
zur Regelung des Kernwaffeneinsatzes bezeichnete.

III. Die Verhandlungen im Herbst 1966 und die
Veroffentlichung des amerikanischen Vertragsentwurfes

Im Spitsommer 1966 bahnte sich jedoch ein Stimmungswech-
sel an. Seit dem Besuch des sowjetischen AuBenministers
Gromyko in Washington zu Beginn der Vollversammlung der
Vereinten Nationen war eine sowjetisch-amerikanische An-
niherung zu verzeichnen. Uber die Motive dieser Anndherung
besteht Unklarheit. In manchen Kreisen scheint man geneigt,
den Amerikanern zu unterstellen, daB sie bereit sind, auf
deutsche Kosten Zugestdndnisse an die Sowjetunion zu ma-
chen. Auf jeden Fall bemiihen sich die beiden Supermadchte,
einen fiir beide Seiten annehmbaren Kompromif3 zu finden.
Das Einverstindnis der GroBmichte fand seinen Nieder-
schlag in den Verhandlungen und Debatten der Vollver-
sammlung der Vereinten Nationen. Einem sowjetischen An-
trag, wodurch alle Staaten aufgefordert werden, das Zu-
standekommen eines Atomsperrvertrages nicht zu behin-
dern, schlossen sich die Vereinigten Staaten als Miteinbringer
an. »Der Text dieses Resolutionsentwurfs war an sich neutral
gefaBit, doch hatten die Sowjets in einem Begleitmemorandum
und in ihren Reden klargemacht, da die Resolution gegen
die angeblichen deutschen Wiinsche nach »Zugang: zu Kern-
waffen gerichtet war.«”

Die sowjetisch-amerikanische Ubereinstimmung wverursachte
offenbar bei den Blockfreien den Verdacht, daB eine Eini-
gung der Grofméichte sich iiber die Interessen der Nicht-
atomaren hinwegsetzen kénne. Durch Zusatzantrige wverin-
derten sie die sowjetische Resolution dahingehend, daB die
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Kernwaffenmichte unter anderem »eine Versicherung abge-
ben, keine Kernwaffen gegen kernwaffenlose Staaten mit
kernwaffenfreiem Gebiet anzuwenden oder mit ihrer An-
wendung zu drohen« und Zusicherungen auf weitere Ab-
rustungsmafBnahmen in den Vertrag aufnehmen®.

Die so veridnderte EntschlieBung fand die iiberwiltigende Zu-
stimmung der UN-Vollversammlung. Lediglich Albanien
lehnte sie ab, und Kuba enthielt sich der Stimme. Unter den
100 zustimmenden Lindern befand sich auch Frankreich, was
als Ausdruck des franzisischen Wunsches gewertet werden
darf, einen Non-Proliferationsvertrag zu akzeptieren, der die
Rolle des eigenen Landes als Atommacht nicht beeintrich-
tigt.

Wihrend der Debatte und in den folgenden Wochen fanden
amerikanisch-sowjetische Geheimverhandlungen statt, in de-
nen Fortschritte in der Ausarbeitung eines Vertragsentwurfes
erzielt wurden. In den letzten Wochen und Monaten wurden
verschiedene, zum Teil voneinander abweichende Texte eines
angeblich sowjetisch-amerikanischen Vertragsentwurfes ver-
offentlicht®. Zu diesen Texten ist folgendes festzustellen:

1. Es handelt sich nicht um einen gemeinsamen Entwurf der
USA und der UdSSR.

2. Die gegenwirtige Diskussion geht um Verdéffentlichungen,
die sich auf einen Vertragsentwurf der amerikanischen
Regierung beziehen. Dieser soll die sowjetischen Vorstel-
lungen weitgehend berticksichtigt haben.

3. Die veroffentlichten Texte sind aber inhaltlich durchweg
iibereinstimmend. Sie stieBen nicht auf den Widerspruch
amerikanischer Regierungsstellen und enthalten mit Sicher-
heit die wesentlichen Elemente des von den USA ange-
strebten Vertragsentwurfs.

Folgende Hauptgrundsitze sind dabei bestimmend:

a) Jede Atommacht verpflichtet sich, weder Atomwaffen
weiterzugeben noch Hilfe bei ihrer Herstellung zu lei-
sten. Das Weitergabeverbot bezieht sich dabei auf je-
den moglichen Empfinger und macht auch biindnis-
interne Regelungen unmdoglich.

b) Jeder kernwaffenlose Staat verzichtet auf Erwerb und
Herstellung von Atomwaffen.

c¢) Jeder kernwaffenlose Staat unterwirft sich den Regeln
der Internationalen Atomenergie-Organisation und ak-
zeptiert deren Kontrolle fiir seine Anlagen zur fried-
lichen Nutzung der Kernenergie.

d) Alle Unterzeichnerstaaten exportieren nur dann spalt-
bares Material oder Anlagen zu seiner Verwendung und
Herstellung, wenn die SicherheitsmaBregeln der IAEO
zur Anwendung kommen.

In weiten Kreisen der internationalen Offentlichkeit entstand
der Eindruck, als sei der jahrelang ergebnislos verhandelte
Atomsperrvertrag auf dieser Basis unterschriftsreif. Mit Span-
nung erwartete man den Wiederzusammentritt des 18-Michte-
Abriistungsausschusses.

IV. Anmerkungen zur Diskussion um den bekanntgewordenen
Vertragsentwurf

Die erste Phase der am 21. Februar 1967 in Genf wiederauf-
genommenen Verhandlungen des 18-Michte-Abriistungsaus-
schusses hat inzwischen nachdriicklich demonstriert, daf Hoff-
nungen und Befiirchtungen iiber eine unmittelbar bevorste-
hende Unterzeichnung eines Atomsperrvertrages auf der Ba-
sis des amerikanischen Entwurfs verfriiht gewesen sind. Der
Konferenzbeginn stand unter dem Eindruck einer vor allem
in der Bundesrepublik hochbrandenden publizistischen und
rhetorischen Kritik an der amerikanischen Vorlage. Der Ver-
lauf der ersten fiinf Sitzungswochen zeigte dann, in wie star-
kem MaBe auch die anderen kernwaffenlosen Staaten ihre
Bedenken geltend machten. Allerdings sollte hier unterschie-
den werden zwischen den hektischen Reaktionen einer be-
stimmten deutschen Offentlichkeit und der Prizisierung von
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seit Jahren in den Verhandlungen vertretenen Positionen
durch Schweden, Indien und andere Konferenzteilnehmer.
Die vorgebrachten Einwiinde lassen sich in drei groBe Grup-
pen unterscheiden.

Die erste umfaBt Bedenken allgemein politischer Natur. Es
wird eingewandt, dall ein Atomsperrvertrag die Weltvolker-
familie in zwei Klassen scheide und einseitig auf Wahrung
und volkerrechtliche Festigung des Oligopols der augenblick-
lichen Kernwaffenbesitzer abziele.

Nationen ohne eigene Kernwaffen wiirden kiinftig eine
zweitklassige Rolle spielen und zum aulBenpolitischen Objekt
im bilateralen Dialog der Supermiichte herabsinken. Diese
vor allem in der Bundesrepublik vertretenen Auffassungen
sollten an den realen Verhiltnissen des gegenwirtigen inter-
nationalen Systems gemessen werden.

Das nukleare Patt hat zu einem globalen Gleichgewicht ge-
fiihrt, das auf gegenseitigen Vergeltungsdrohungen mit totaler
Vernichtung beruht und dem Besitzer der Vergeltungspoten-
tiale eine internationale Vorrangstellung einrdumt. Damit ist
durch die blofle Existenz moderner transportabler Vernich-
tungswaffen eine deutliche Zweiteilung unter den Nationen
erfolgt.

Diese Zweiteilung der Nationen mag beklagt und durch einen
Non-Proliferations-Vertrag noch verstirkt und endgiiltig
judifiziert werden, nichtsdestoweniger entspricht sie der Grund-
struktur unseres heute giiltigen internationalen Systems.
Raymond Aron hat jene Definition geprigt, die den gegen-
wartigen Zustand exakt umreilt und ohne wertende Rang-
folge die Funktion von GroBmichten und anderen Staaten
beschreibt: »Internationales System nenne ich die Gesamtheit,
die von politischen Einheiten gebildet wird, welche unterein-
ander reguldre Beziehungen unterhalten und in einen all-
gemeinen Krieg hineingezogen werden kénnen. Vollmitglieder
eines internationalen Systems sind jene Einheiten, die von
den Verantwortlichen der Hauptstaaten in ihrer Krifteberech-
nung beriicksichtigt werden.«10

Dieses internationale System konnte durch die katalytische
Wirkung von Atomwaffen in der Hand kleinerer Michte ge-
fihrdet werden. Die Furcht vor weiteren Storungen des kom-
plizierten Krifteparallelogramms zwischen Ost und West und
einer daraus resultierenden Gefdhrdung des labilen Atom-
friedens macht im wesentlichen das Interesse der Vereinigten
Staaten und der Sowjetunion an einem Vertragsabschlu
aus.

Wir miissen dieses Interesse der GroBméchte als legitim und
funktionsgerecht anerkennen. Prestigegesichtspunkte und ein
Souveridnitétsbegriff, der sich an den Kategorien des 19. Jahr-
hunderts orientiert, kénnen nicht Grundlage unserer Aulien-
politik sein.

Eine zweite Gruppe von Einwinden stiitzt sich auf Sicher-
heitserwdgungen. Man geht zu Recht davon aus, daB sich
kernwaffenlose Staaten nicht aus eigener Kraft gegen einen
atomaren Angriff verteidigen konnen. Es verbleibt dann un-
ter anderem die Annahme einer Schutzgarantie durch einen
nuklearen Verbiindeten. Diese Situation trifft weitgehend auf
die Nato-Linder zu.

Diese Schutzgarantie muBl verbunden sein mit einer arbeits-
teiligen militdrischen Aufgabenstellung innerhalb der Ver-
teidigungsorganisation. Besonders den peripheren Biindnis-
partnern kommt dabei die Funktion zu, mit den in ihrem Be-
sitz befindlichen konventionellen Kriften ihr Gebiet nach-
haltig zu sichern und Angriffe so risikoreich wie mdoglich zu
machen. Den zuriickgezogenen Atomeinheiten des nuklearen
Partners obliegt die Absicherung gegen sofortige oder im
Zuge der Aggression vorgetragene Nukleariibergriffe. Natiir-
lich kann eine solche Garantie angezweifelt werden, weil sie
den nuklearen Partner zwingt, ein peripheres Gebiet dadurch
zu sichern, daB er eine Weltkatastrophe auslist, bei der ein
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groBer Teil seiner Bevilkerung und seines Gebietes der an-
schliefenden Vernichtung ausgesetzt wird.

Ein Ausweg aus dieser Situation scheint vielen die sogenannte
Europiische Option zu sein. Wenn auch nicht im Moment, so
soll sie doch auf weite Sicht eine optimale Losung bieten, die
den europidischen Staaten erlaubt, ihre Sicherheit, ihre Un-
abhingigkeit und ihren Rang in der Welt zu behaupten.
Zweifellos scheidet eine europidische politische Union als
aktuelle Moglichkeit zur Zeit vollkommen aus. Eher diirfte
eine riicklaufige Tendenz in den europiischen Einigungsbe-
mithungen zu konstatieren sein. Aber in jedem Fall sollte
ausdriicklich festgestellt werden, daB ein Vereintes Europa
durch einen VertragsabschluBf nicht negativ beriihrt wiirde.
Nach den Regeln der Staatensukzession wiirde es als neues
Volkerrechtssubjekt durch Verpflichtungen eines Teils seiner
Mitglieder nicht gebunden. Die Forderung einer europiischen
Option sollte die Debatte um das Fiir und Wider eines Atom-
sperrvertrages nicht belasten.

Die dritte groBe Gruppe von Einwidnden bezieht sich 1. auf
die Behinderung der Atomforschung, wenn ihr der militd-
rische Sektor verschlossen wird, und 2. auf die Moglichkeit, dal
durch den Kontrollartikel des geplanten Atomsperrvertrages
der friedlichen Atomwirtschaft erhebliche Schwierigkeiten
entstehen.

Unser Botschafter bei der Nato, Prof. Dr. Wilhelm G. Grewe,
hat in einem Vortrag zu Punkt 1 geglaubt, folgendes feststel-
len zu miissen: »Nationen ohne eigene Kernwaffenproduktion
werden in ihrer wissenschaftlich-technischen Entwicklung
nicht mit jenen Schritt halten, die selbst Kernwaffen ent-
wickeln und herstellen... Seit geraumer Zeit bemiihen sich
die Vereinigten Staaten. den Nicht-Nuklearen auch solche
Kernexplosionen vertraglich zu versperren, die ausschlieBlich
friedlichen Zwecken dienen ... Eine relative technisch-wissen-
schaftliche Riickstdndigkeit ist unter diesen Umstéinden auf
weite Sicht unausbleiblich.«!!

Fiir den Nichtphysiker ist es natiirlich auBerordentlich schwie-
rig, sich mit Aussagen Uber Vorgidnge im technischen oder
physikalischen Bereich auseinanderzusetzen. Die Bedenken
sollten allerdings um so ernster genommen werden, als wir
uns in den WEU-Vertrigen des Jahres 1954 bereits ver-
pflichtet haben, keine militdrische Atomforschung zu betrei-
ben und keine Sprengsitze herzustellen.

Den Befiirchtungen Grewes stehen die Feststellungen des
amerikanischen AuBenministers Rusk gegeniiber, der den
Ertrag, der von der Waffenentwicklung fiir die zivile nu-
kleare Technologie abfillt, als duBerst gering bezeichnet hat.
Daneben hat sich Prof. Dr. G. Burkhardt von der Technischen
Hochschule in Hannover mit den Bedenken auseinanderge-
setzt und sie nicht nur als iibertrieben, sondern als grundsétz-
lich unrichtig bezeichnet. Bei ihm heiit es wortlich: »Ein all-
gemeines kerntechnisches Worschungsprogramm bietet in sei-
ner Variationsbreite viel mehr Chancen fiir die wissenschaft-
lich-technische Entwicklung und ihre Gkonomischen Auswir-
kungen, als ein auf den speziellen Zweck der Waffenherstel-
lung ausgerichtetes Programm. Die Weiterentwicklung der
friedlichen Kerntechnik unter Wahrung berechtigter Wirt-
schaftsinteressen ist auch unter einem geeigneten Kontroll-
system, das einen MiBbrauch der Kernbrennstoffe zur Waf-
fenproduktion ausschliefit, méglich.«12

Aufgrund unserer vertraglichen Bindungen hat die Diskus-
sion iliber dieses Thema allerdings rein theoretischen Charak-
ter, es sei denn, wir strebten eine Anderung der Beschrin-
kungen an, die wir mit dem Beitritt zur WEU und NATO auf
uns genommen haben.

Unmittelbare Bedeutung fiir die Zukunft der Bundesrepublik
haben dagegen mogliche Beeintrdchtigungen der friedlichen
Kernenergienutzung durch den Kontrollartikel des geplanten
Vertrages. Im Zusammenhang damit sollte allerdings ganz
klar ausgesprochen werden, dall die Sowjetunion bisher nie-
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mals Kontrollen irgendwelcher Art verlangt hat. Diese Klar-

stellung scheint um so nétiger, als die Gefahr einer Uber-

schwemmung der Bundesrepublik durch Industriespione des

Ostens mit erheblicher emotionaler Verve in einzelnen deut-

schen Stellungnahmen als Hauptgefahr an die Wand gemalt

wurde. Die Idee der Kontrolle stammt von den Vereinigten

Staaten und entspricht der amerikanischen Tradition und der

gemeinsamen Haltung des Westens in allen Abriistungsver-

handlungen der Nachkriegszeit. Abriistung und ihre Kon-
trolle waren fiir die Amerikaner immer sich gegenseitig be-
dingende Mafinahmen.

Das deutsche Interesse konzentriert sich auf folgende Pro-

bleme:

1. auf die Ausschaltung aller Praktiken, die letztlich als
Industriespionage betrachtet werden konnen;

2. auf die Gefahr einer Beschrinkung der Kernbrennstoff-
produktion und der Verfiuigungsgewalt tiber die Mehrpro-
duktion an Plutonium, das in modernen Leistungsreak-
toren, den sogenannten Schnellen Briitern, in erheblichen
UberschuBmengen abfillt.

Offenbar gibt es ernstzunehmende wissenschaftliche Auffas-

sungen, die besonders bei der fortgeschritteneren Reaktor-

technik eine Gefahr darin sehen, daBl die wesentlichen Kon-
struktionselemente der Energieanlagen durch Kontrolleure
aus Konkurrenzlindern ausgespiht werden.

Die Regierung wird sich des Rates der Fachleute bedienen

miissen, wenn dariiber entschieden wird, ob die Kontrollen

der Internationalen Atomenergie-Organisation in Wien (IAEO)
die Gefahr der Ausspidhung industrieller Geheimnisse in sich
bergen.

Die Wiener Agentur selbst hat auf ihre bisherige Praxis und

die Tatsache verwiesen, dal3 ihr Sicherheitssystem von allen

95 Teilnehmerstaaten der letzten Generalkonferenz in Tokio

1965 einstimmig angenommen wurde. Uberdies hitten bereits

26 Nationen — darunter die USA, Grofibritannien, die skan-

dinavischen Linder und Japan - insgesamt 57 Leistungs- und

Forschungsreaktoren der IAEO-Inspektion unterstellt. Jeder
Staat besitze das Recht, unerwiinschte Inspektoren abzuleh-
nen und jede Kontrolle durch nationale Vertreter begleiten
zu lassen. Die Einbeziehung der IAEO in die Durchfithrungs-
bestimmungen des Atomsperrvertrages, so meint man in
Wien, kénne allen Interessen gerecht werden's,

Im {iibrigen ist nicht bekanntgeworden, ob die schon bisher
in Deutschland tiblichen Kontrollen der Euratom und die
aufgrund bilateraler Abkommen mit den USA durchschnitt-
lich zweimal im Jahr stattfindenden Inspektionen amerika-
nischer Stellen die friedliche deutsche Atomforschung behin-
dert haben. Die Kontrollmethoden sollen dabei mit denen der
IAEO praktisch identisch sein. Ohne diese Kontrollen iiber
die Verwendung des aus den Vereinigten Staaten stammen-
den Kernbrennstoffs hétten der deutschen Atomwissenschaft
jedenfalls die Materialien fiir ihre Forschung gefehlt, und ein
breiter wissenschaftlicher Austausch wére nicht zustandege-
kommen. Uberdies sind sie Voraussetzung dafiir, daB die Ver-
einigten Staaten die Lieferung angereicherten Urans als
Brennstoff fiir unsere Forschungs- und Leistungsreaktoren
fortsetzen.

Die schwierigsten Probleme tauchen allerdings auch erst
dann auf, wenn die Kontrolle der Leistungsreaktoren zweiter
Generation, der sogenannten Schnellen Briiter, zur Diskussion
steht. Diese Reaktoren verwenden als Brennstoffbasis das in
der Natur nicht vorkommende kiinstliche Element Plutonium.
Es entsteht erst durch den Strahlungsprozell im Leichtwasser-
Reaktor und muB anschliefend chemisch aufbereitet werden.
Schnelle Briiter haben nun die Fiahigkeit, mehr Plutonium zu
erzeugen, als fur die Energieerzeugung gleichzeitig verbraucht
wird.

Man hat errechnet, dal, auf lange Sicht gesehen, diese Mehr-
produktion uns von amerikanischen Lieferungen unabhingig
machen konnte und schliellich noch Mdglichkeiten des Ex-
ports der Uberschiisse verblieben.

Das fiir den Betrieb Schneller Briiter notwendige und von

Blick auf den Park vor dem Hauptgebiude des fritheren Vélkerbundpalastes in Genf, dem Palais des Nations, dem heutigen Europiischen Sitz
der Vereinten Nationen und Ort bedeutender Konferenzen. Zwischen den Biumen hindurch und iiber sie hinweg geht - auf dem Bild nicht
erkennbar - der Blick auf den Genfer See bis zum Montblanc-Massiv. Es wire nicht das schlechteste, in seine Urlaubsreise bei Gelegenheit ein
paar Stunden fiir die Besichtigung des Palais, seiner Gebéiude und Anlagen, einzuplanen.
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diesen dann wieder als Uberschuf3 erzeugte Plutonium eignet
sich nun aber zur Herstellung von Atomwaffen. Darin unter-
scheidet es sich von dem zum Betrieb herkémmlicher Lei-
stungsreaktoren notwendigen angereicherten Uran 238. Das
letztere mufBl in komplizierten und aufwendigen Anlagen auf-
bereitet werden, um das allein primér spaltbare Uran 235 fiir
die Waffenherstellung zu gewinnen. Dieser Prozefl ist leicht
kontrollierbar und vom Bereich der friedlichen Nutzung zu
trennen.

Plutonium dagegen dient als Ausgangsstoff fiir nukleare
Sprengkérper, und eine Menge von 10 kg reicht aus fiir den
Bau einer taktischen, d.h. nicht extrem explosiven Atom-
waffe.

Die Kontrolle der Schnellen Briiter ist relativ schwierig. Die
auf die Dauer anfallenden grioferen Mengen Plutonium kén-
nen nicht exakt erfait werden, da eine mit den bisherigen
Kontrollmitteln nicht genau festzulegende Schwundrate so-
wohl bei der chemischen Aufbereitung als bei der Fabrika-
tion neuer Brennelemente entsteht. Hier kinnte der Ausweg
fiir die Anlegung heimlicher Reserven eines Stoffes liegen,
der auch zur Herstellung von Massenvernichtungswaffen ge-
eignet ist.

Eine Gefahr entsteht der deutschen Forschung und Industrie,
wenn von seiten der Atommaichte dieses Kontrolldefizit zum
Anlafl genommen wiirde, den gesamten Bereich der Schnellen
Briiter wegen der militdrischen Verwendbarkeit des Brenn-
stoffs und der Uberschiisse unter die Verbotsartikel des Ver-
trages fallen zu lassen.

Angesichts der minimalen Vorrdte an Natururan in unserem
eigenen Gebiet und in Anbetracht der wesentlichen Kosten-
vorteile von Brutreaktoren gegeniiber Leichtwasserreaktoren
wiirde wahrscheinlich unsere gesamte wirtschaftliche Ent-
wicklung dadurch stark beeintrichtigt.

Man hat berechnet, da die konventionelle Stromerzeugung
bis in die siebziger Jahre auf Stromkosten von etwa 3 bis
3,5 Pf pro Kilowattstunde herabgedriickt werden Xxann.
Schnelle Briiter dagegen wiirden dann den Strom fiir etwa
1,4 bis 1,5 Pf pro Kilowattstunde erzeugen. Bei einer Benach-
teiligung Deutschlands auf dem Gebiet der Energiekosten
wiren erhebliche Auswirkungen auf dem Gebiete der Ex-
portwirtschaft und beim allgemeinen Preisniveau zu er-
warten.

Die Bundesrepublik sollte daher keiner diskriminierenden
Regelung unterworfen werden, selbst aber alles tun, um
durch konstruktive Vorschlidge flir eine sinnvolle Kontrolle
jeden MiBbrauch bei Plutoniumverwendung und -produktion
auszuschalten. Praktikable Kontrollvorschlige deutscher Wis-
senschaftler, die bei der Entwicklung von Brutreaktoren in-
ternational fiihrend sind, sollten nicht als Vorbehalte, son-
dern als Erginzungs- und Verbesserungsvorschlige fiir einen
Atomsperrvertrag international zur Diskussion gestellt wer-
den.

Da kiinftige deutsche Reaktoren Plutonium in einer solchen
Menge erzeugen werden, daB Eigenversorgung und Brenn-
stoffexport — aber auch das Ausgangsmaterial fiir ein unge-
heures Vernichtungspotential — gesichert wire, liegt es in
unserem eigenen politischen Interesse, den europiischen Nach-
barn die Beruhigung sowohl 6stlich wie westlich anerkannter
Kontrollen zu geben. Die langfristigen Exportméglichkeiten
der deutschen Reaktorindustrien bis 1990 wurden von sach-
kundiger Seite mit 70 Milliarden DM fiir Reaktorinstallation
und weiteren 160 Milliarden DM fiir die Kernbrennstoffversor-
gung der Reaktoren (dreiligjdhrige Betriebszeit) angenommen.
Die zweite Summe bezidge sich bei gegenwirtigen Preisen auf
eine Plutonium-Exportmenge von ca. 4000 Tonnen.

Damit entstdnde ein vitales deutsches Eigeninteresse an einer
Kontrolle der Verwendung des Exportgutes. Spaltbares Ma-
terial in einer Menge, die ausreichte, einige hunderttausend
atomarer Sprengkérper zu produzieren, kann unmoglich ohne
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verbindliche SicherheitsmaBregeln in eine Staatenwelt ex-
portiert werden, die weit von einem Zustand allgemeinen
Friedens und guter Nachbarschaft entfernt ist.

Zusammenfassend mull festgestellt werden, daB ein Nicht-
weiterverbreitungsvertrag sorgfiltiger Priifung und Verhand-
lung bedarf. Dabei ist zu beriicksichtigen, dal3 die Interessen-
lage der GroBmichte und der erklirte Wille fast aller ande-
ren Staaten, wie er in den Verhandlungen und Resolutionen
der Vereinten Nationen zum Ausdruck gekommen ist, auf
Fixierung der Prioritidt eines Non-Proliferations-Abkommens
innerhalb der weltweiten Bemiihungen um Entspannung und
Abriistung festgelegt ist.

Unsere deutschen Vorbehalte sind zum guten Teil identisch
mit denen der anderen atomwaffenfreien Staaten. Soweit es
sich um technisch-wissenschaftliche Probleme handelt, wer-
den unsere Fachleute und Wissenschaftler herangezogen wer-
den miissen, um gemeinsame Formeln zu finden.

Nicht gang-leadership bei der Verhinderung des Vertrags,
sondern internationales Experten-teamwork bei der Aus-
arbeitung befriedigender Kontroll- und SicherheitsmaBregeln
entspricht unserer Interessenlage.

In Absprache mit den Euratom-Partnern ist zu klidren, wie
eine parallele Kontrolle durch Euratom- und IAEO-Inspek-
toren zu praktizieren ist, ohne dafl3 eine Stérung des gemein-
samen Forschungsprogramms, des gemeinsamen Marktes fiir
Kernmaterialien und des europiischen Integrationsprozesses
erfolgt.

Wie weit das von den 8 blockfreien Staaten im 18-Miichie-
Abriistungsausschull geforderte »Gleichgewicht gegenseitiger
Verantwortlichkeiten und Verpflichtungen der Atommichte
und Nichtatommaichte«!* unserer deutschen Interessenlage
entspricht, ist im Zusammenhang unserer Auflen- und Biind-
nispolitik zu beurteilen. Zweifellos wirft z. B. die von den
Blockfreien mit den UN-Resolutionen 2028 vom 19.11. 1965 und
2153 vom 17. 11. 1966'5 erhobene Forderung nach Klauseln, die
den Nichteinsatz von Nuklearwaffen und das Unterlassen von
Drohungen mit ihnen gegen atomwaffenlose Staaten mit kern-
waffenfreiem Gebiet garantieren sollen, besondere Fragen
fiir die Bundesrepublik auf. Sie wird vor die Alternative ge-
stellt, ob sie amerikanische Nuklearwaffen in ihrem Gebiet
behalten oder in den Genull der Garantien kommen will. Die
Groflmichte haben diesen Resolutionen zugestimmt, und diese
Tatsache konnte als Ausdruck einer sowjetisch-amerikani-
schen Tendenz der Reduzierung des atomaren Engagements
an der Peripherie gedeutet werden. Wieweit die Kohision des
atlantischen Biindnisses und das Allianzinteresse hier durch
das amerikanisch-sowjetische Kooperationsbemiihen tangiert
wird, ist eine Frage, die im Zusammenhang mit der Diskus-
sion um die Nato-Reform und ein europiisches Sicherheits-
system an Bedeutung gewinnt.
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Der Atomsperrvertrag in der internationalen Diskussion conrier HinoricHs

Der nachstehende Beitrag ergdinzt den vorangehenden (vgl.
Vorbemerkung Seite 37). Die 18-Michte- Abriistungskonferenz
unterbrach ihre Verhandlungen vom 24. Mirz bis zum 18. Mai
1967.

Die gegenwiirtige Verhandlungspause der Genfer Achtzehn-
michte-Konferenz gibt den unmittelbar beteiligten und den
zahlreichen interessierten Staaten eine willkommene Gelegen-
heit, ihren Standpunkt im Lichte der bisherigen Diskussions-
ergebnisse zu durchdenken, sich in politischen und regionalen
Interessengruppen mit anderen Staaten zu konsultieren und
eine allgemeine Bestandsaufnahme vorzunehmen. Das wich-
tigste und derzeit einzige Genfer Gesprichsthema ist der
Vertrag lber die Verhinderung der Weiterverbreitung von
Kernwaffen, der sogenannte Atomsperrvertrag.

Zunichst einmal kann davon ausgegangen werden, daf3 alle
Staaten, die dem Teststopp-Abkommen von 1963 beigetreten
sind, auch dem Atomsperrvertrag im Grundsatz zustimmen.
Dies geschieht allerdings mit unterschiedlicher Begeisterung,
weil die Interessenlage der iiber hundert Staaten sehr ver-
schieden ist.

Der deutsche Standpunkt zum Atomsperrvertrag hingt natur-
gemiall nicht nur von den politischen, wirtschaftlichen und
technologischen Auffassungen, Erwartungen und Aspirationen
des Landes und bestimmter politischer Gruppen in Deutsch-
land ab. Er wird entscheidend beeinflufit von der voraussicht-
lichen Realisierbarkeit der Ziele im internationalen Kréfte-
spiel.

Die beiden Weltméchte hatten in ihren Vorgespridchen einen
verhiltnismélig kurzen, lapidaren Vertragstext im Auge,
der sich auf die Formulierung des Verbots der Weitergabe
und des Empfangs von Kernwaffen, die Regelung der Kon-
trolle durch die Internationale Atomenergie-Organisation
(IAEQO) und die Verhinderung der Ausfuhr in nichtkontrol-
lierte Gebiete beschrinken sollte.

Nach Bekanntwerden der amerikanisch-sowjetischen Annihe-
rung in der Frage des Atomsperrvertrages fanden zahllose
Konsultationen statt. Sie verliefen nicht in dem bisher iiblichen
Rahmen der Biindnissysteme. Wenn es noch einer Verdeut-
lichung der grundsitzlichen Verdnderung der weltpolitischen
Lage seit dem Kalten Krieg bedurft hitte, wurde sie durch
diese Tatsache geliefert. Staaten, die zuvor nur wenige ge-
meinsame Interessen hatten, versuchten nun ein Zusammen-
gehen, und langjdhrige Blindnispartner gerieten in hin und
wieder hitzige Dispute.

Es gibt bereits zwei multilaterale Vertriige, die dem Ziel der
Verhinderung der Weiterverbreitung von Kernwaffen dienen
und die in mancher Hinsicht als Vorbild bei der Suche nach
Losungen und Formulierungen herangezogen werden kénnen.
Es handelt sich um den Vertrag iiber ein Verbot der Kern-
waffenversuche in der Atmosphire, im Weltraum und unter
Wasser vom 5. August 1963 (sog. Moskauer Teststopp-
Vertrag)! und um den Vertrag iliber das Verbot von Kern-
waffen in Lateinamerika vom 14. Februar 1967 (sog. Vertrag
von Tlatelolco)?.

Unerwiinschte Konsolidierung des Atommonopols

Bei den Konsultationen in Genf und an anderen Orten zeigt
sich ein allgemeines Unbehagen angesichts der Gefahr, daf3
der Atomsperrvertrag das Atommonopol der GroBmaichte
dauerhaft fixieren und das weltpolitische Ubergewicht der
Atomméchte in Zukunft noch verstirken konnte. Die Inten-
sitdt der Argumentation ist unterschiedlich. Am stiarksten ist
sie akzentuiert bei der Volksrepublik China und Frankreich,
die ja auch dem Vertrag nicht beitreten wollen. Die iibrigen
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Staaten, die einen Beitritt grundsétzlich bejahen, melden die
TForderung an, daB zwischen den Rechten und Pflichten der
Atommaichte und Nichtatomstaaten ein angemessenes Gleich-
gewicht gewihrleistet sein miisse.

Schweden, Italien, Kanada, die Vereinigte Arabische Repu-
blik, Burma und andere Staaten setzten sich hierfiir nach-
driicklich in der Achtzehnmichte-Abriistungskommission ein.
Japan, Jugoslawien und die Bundesrepublik Deutschland
taten dies auBerhalb des Konferenzsaals.

Die Wiinsche der Nichtatomstaaten sind nicht neu. Sie wurden
auch schon in den vergangenen Jahren in der Achtzehn-
miichte-Kommission vorgetragen. Immer wieder wurde
darauf hingewiesen, dafl neben der horizontalen Proliferation
der Kernwaffen auch deren vertikale Proliferation verhindert
werden miisse. Die Atommichte sollten ihre Kernwaffen-
bestdnde einfrieren und allméhlich abbauen, und diese MaB-
nahmen sollten mit anderen AbriistungsmaBnahmen ver-
kniipft werden.

Schweden, das durch einen eigenen Abriistungsminister, Frau
Myrdal, und durch die stirkste Delegation der Nichtatom-
staaten auf der Genfer Konferenz vertreten ist, hat hierzu
neuerdings Vorschlidge unterbreitet. Frau Myrdal forderte am
23. Februar 1967 in Genf, dal3 gleichzeitig neben dem Vertrag
iiber die Verhinderung der Weiterverbreitung von Kern-
waffen auch iiber andere konkrete AbriistungsmaBnahmen
verhandelt werden miisse®., Hierzu gehére ein Verbot der
unterirdischen Kernwaffenversuche, ein Produktionsstopp fiir
militérisches spaltbares Material und ein Verbot von chemi-
schen und bakteriologischen Kampfstoffen. Auf diesen Vor-
schlag erwiderten die GroBmaéchte, dai durch die Schaffung
eines solchen >Pakets< die Verhandlungen sehr erschwert
wirden. In Stockholm macht man sich denn auch keine
Illusionen dariiber, dal der Vertrag schliefilich doch unter-
zeichnet werden muB, ohne daB die schwedischen Wiinsche
zuvor beriicksichtigt werden.

Die Sowjetunion und die Vereinigten Staaten scheinen zu
einer entsprechenden Absichtserkldrung in der Prdambel des
Vertrages bereit zu sein. Eine Anzahl von Staaten wiirde es
aber vorziehen, wenn die Verpflichtung zur allgemeinen Ab-
riistung und zur nuklearen Riistungsbeschriankung Aufnahme
in einen besonderen Artikel des operativen Teils des Ver-
tragstextes finden wiirde. Die eingegangene WVerpflichtung
wiirde dann auf der in regelmifBigen Abstinden vorgesehenen
Konferenz der Vertragsstaaten tiber die Durchfiihrung des
Vertrages eindringlich zur Sprache gebracht werden kénnen.

Es kann in diesem Zusammenhang nur im Interesse der
Nichtatomstaaten liegen, wenn sie eine Einigung der Welt-
maéchte liber eine Einstellung der unterirdischen Kernwaffen-
versuche tatkréftig fordern. Bisher wird hierzu von den Ver-
einigten Staaten die Forderung nach einer Kontrolle erhoben,
der sich die Sowjetunion widersetzt. Nun hat der dinische
Abristungsexperte den Vorschlag gemacht, die nordischen
Staaten sollten die Einrichtung einer seismographischen
Station auf norwegischem Boden beschlieBen. Diese Station
solle die unterirdischen Versuche registrieren und damit
amerikanische Kontrollwiinsche mehr oder weniger iiber-
fllissig machen*. Sollie sich auf diese Weise eine effektive
Kontrolle erméglichen lassen, wiirde eine weitere Weigerung
der Weltmichte, die unterirdischen Versuche einzustellen,
vor aller Welt in peinlicher Weise dartun, daB sie aus mili-
tdrischen Griinden an der Fortsetzung der Versuche festhal-
ten. Ihre Glaubwiirdigkeit und moralische und politische
Autoritdt gegeniiber den Nichtatomstaaten wiirde einen ge-
fdhrlichen Schlag erhalten.
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Unterschiedliche Sicherheitsinteressen

Die Sicherheitsinteressen der Nichtatomstaaten sind sehr ver-
schieden. Die durch wirksame Bilindnisse geschiitzten Staaten
wie Deutschland, Italien und die anderen Nato-Staaten
fithlen sich durch den Sperrvertrag in ihrer Sicherheit nicht
bedroht. Bundeskanzler Kurt Georg Kiesinger hat sich jeden-
falls kiirzlich in diesem Sinne geduflert’. Die Sicherheits-
garantie der Nato und die nuklearen Planungsgremien dieses
Biindnisses sind in Genf weder von der Sowjetunion noch von
ihren Verbiindeten angegriffen worden.

Die Sicherheit Japans ist durch die USA gewihrleistet. Die
stdrker werdende Atommacht China weckt Besorgnisse und
ein wachsendes Bediirfnis sicherheitspolitischer Anlehnung an
Washington.

Exponiert ist die Lage Indiens. Die von China herriihrende
Gefahr ist gegenwirtig nicht durch ein Biindnis abgedeckt.
Die indische Regierung bemiiht sich in Washington und
Moskau um einen effektiven Schutz gegen atomare Erpres-
sung. In beiden Hauptstddten ist das Interesse an einer Ein-
ddmmung Chinas grof3, weshalb Indien hofft, dort auf Ver-
stindnis zu stofien. Indien pflegt gleichzeitig enge Kontakte
mit anderen Nichtatomstaaten. Seine Stimme hat einiges
Gewicht, da das Land technisch in der Lage wire, in einem
oder in anderthalb Jahren eine eigene Atombombe herzu-
stellen.

Sicherheitswiinsche melden auch andere Staaten an. Israel
fiihlt sich von der arabischen Umwelt bedroht. Die Vereinigte
Arabische Republik fiirchtet die fortgeschrittene Atomfor-
schung Israels, die das Land in die Lage versetzt, schneller
und frither eine Atombombe herzustellen und dadurch das
militdrische Gleichgewicht im Mittleren Osten zu stéren. Aus
diesem Grunde hat der Delegierte der Vereinigten Arabischen
Republik auf der Genfer Konferenz flir den Fall von Ver-
tragsverletzungen ein Riicktrittsrecht gefordert®.

Die Weltmaéchte sind bereit, sich ausdriicklich zu verpflichten,
gegen keinen Nichtatomstaat Kernwaffen einzusetzen. Eine
allgemeine Schutzgarantie gegen atomare Erpressungen wird
kaum zu erreichen sein und iibrigens auch keinen echten
politischen Wert haben. Anders ist die Lage da, wo Moskau
und Washington in ihren Interessen unmittelbar beriihrt
sind, wie in Indien und im Mittleren Osten. Die Sicherheits-
wiinsche dieser Linder und auch diejenigen Burmas werden
sich nur durch gesonderte Arrangements aullerhalb des Atom-
sperrvertrags befriedigen lassen.

Unsichere europdische Option

Die deutsche Bundesregierung wiinscht in den Verhandlungen
sicherzustellen, daB sich ein zukiinftiger europdischer Zusam-
menschluB atomar verteidigen kann. Seit dem Sommer 1966
war deutlich geworden, dal nukleare Gemeinschaftslosungen
in der Nato nicht mehr realisierbar waren. Selbst im
Deutschen Bundestag fand sich fiir diesen Gedanken keine
parlamentarische Mehrheit mehr. In den Koalitionsverhand-
lungen mit der SPD zog sich die CDU/CSU im Dezember
vergangenen Jahres auf die Position zuriick, dal wenigstens
eine europidische Option offengehalten werden miisse. Die
SPD sagte zogernd und reserviert zu. Einen aktiven euro-
péischen Verbiindeten fand die deutsche Bundesregierung nur
in Italien.
Der italienische Delegierte, Cavaletti, erklirte am 28. Februar
1967 auf der Genfer Konferenz:
»Ich mochte am SchluB noch einen Punkt unterstreichen.
Meine Delegation hat auf dieser Konferenz oft von unseren
Bestrebungen und Bemiihungen um die Schaffung eines
geeinten Europas gesprochen. Hierzu erklirte die
italienische Delegation am 24. Marz 1966:
»Ein Nichtverbreitungsvertrag kann das in Westeuropa
vorhandene Streben nach einem engeren Zusammenschluf
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und einer alle Gebiete umfassenden Integration nicht
ldhmen.«
Diese Bestrebungen entsprechen den grundséitzlichen und
unabinderlichen politischen Zielen meines Landes, wie sie
in dem wvon Italien unterzeichneten Vertrag iber die
Europédischen Gemeinschaften niedergelegt sind. Ein Nicht-
verbreitungsvertrag sollte weder im Buchstaben noch im
Geist die Verwirklichung dieser Bestrebungen beeintrich-
tigen. Sie bedrohen niemanden, und ihre Verwirklichung
wiirde die europdische Sicherheit und ein besseres Gleich-
gewicht in der Welt garantieren.«’
Die Formulierung Cavalettis ist recht zuriickhaltend. Sie stiel
auf der Konferenz weder auf besonderen Widerstand noch
fand sie bei einer Delegation besondere Unterstiitzung.
Aullenminister Fanfani wurde in Italien nicht nur von den
Kommunisten, sondern auch von den Republikanern und den
die Regierung tragenden Sozialisten vorgeworfen, die italie-
nische Delegation habe sich in Genf zu forsch mit den deut-
schen Argumenten identifiziert.
Von Frankreich kann keine Unterstiitzung in Richtung auf
eine Offenhaltung einer europidischen Option erwartet wer-
den, und Belgien und die Niederlande zeigen gleichfalls keine
Aktivitdt. Die Gefahr ist nicht von der Hand zu weisen, dal
Bundeskanzler Kiesinger bei einem nachhaltigen Bestehen
auf dieser Forderung in eine #hnlich hoffnungslose Isolie-
rung geraten konnte wie sein Amtsvorgédnger Erhard im ver-
gangenen Sommer mit seinem Bestehen auf nuklearen Ge-
meinschaftsléosungen in der Nato.
Dieser Gefahr ist sich die Bundesregierung jedoch offensicht-
lich bewuBt, weshalb sie sich mit einer notifizierten Inter-
pretation des Vertrages durch die Vereinigten Staaten be-
gniigt’, Diese Erkldrung der amerikanischen Regierung wiirde
die Selbstverstidndlichkeit zum Inhalt haben, dal nach den
allgemeinen Regeln des Vilkerrechts iiber die Staatensukzes-
sion bei einem europdischen Zusammenschlufi ein neues Vol-
kerrechtssubjekt entsteht, das an die vertraglichen Bindungen
der ehemaligen Einzelstaaten grundsitzlich nicht gebunden
ist. Die Befiirworter der europiischen Option werden sich im
klaren dariiber sein, da den arabischen und afrikanischen
Staaten die gleiche Rechtsstellung fiir den Fall eines Zusam-
menschlusses zugestanden werden mul.

Ausnutzung militdrischer Forschungsergebnisse fiir
friedliche Zwecke (»spin off¢)

In einzelnen Nichtatomstaaten werden vor allem aus Kreisen
der Industrie Sorgen angemeldet, dal den Atommichten aus
ihrer militdrischen Forschung Kenntnisse zufallen, die bei
der friedlichen Verwendung der Kernenergie niitzlich sind und
daf3 dadurch die Atomindustrien der Weltmichte ein wachsen-
des Ubergewicht erhalten wiirden.

In Genf waren es u.a. Kanada, Brasilien, Burma und Italien,
die diese Frage zur Sprache brachten®. Von den Atommaéchten
wurde der Ertrag dieses »spin off¢ als minimal bezeichnet.
Ahnlich duBierten sich mehrere Wissenschaftler in den Nicht-
atomstaaten. Die Vereinigten Staaten und Gro8britannien
deuteten an, daBl sie zu einem verstérkten Informationsaus-
tausch bereit seien, der den Atomindustrien aller Staaten
zugute kommen wiirde.

Hierbei stellt man sich jedoch sogleich die Frage, ob die ent-
wickelten Industrien Japans, Deutschlands, Schwedens, Israels
und anderer Lander auch ihrerseits bereit sein werden, die
oft so gefiirchtete Konkurrenz anderer Linder wvon ihren
neuesten technischen Errungenschaften und Erkenntnissen
profitieren zu lassen.

Es ist anzunehmen, dal dem »spin off< in den kommenden
Verhandlungen keine tliberragende Bedeutung mehr zukom-
men wird. Es sind librigens nicht nur die Sprecher der Atom-
miichte, sondern auch namhafte Wissenschaftler in den Nicht-
atomstaaten, die auf die Dauer fiir die Industrien der semi-
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nuklearen Linder groBe Vorteile darin erblicken, wenn diese
ihre Krifte auf die friedlichen Atomindustrien konzentrieren.

Friedliche Atomindustrie nicht benachteiligt

Der Grundsatz, daB die Entwicklung der friedlichen Atom-
industrien durch die im Vertrag vorgesehenen Kontrollen
und Verbote nicht behindert werden diirfe, war nie umstrit-
ten. Es war selbstverstidndlich, daB in Genf und aullerhalb
der Konferenz vor allem die Staaten mit entwickelter Atom-
industrie die Bedeutung dieses Grundsatzes betonten.
Président Johnson hatte in seiner Botschaft an die Genfer
Konferenz vom 21. Februar 1967 schon den erwarteten Kriti-
ken den Wind aus den Segeln genommen, indem er fest-
stellte:
»Ich habe unsere Verhandlungsfiihrenden beauftragt, die
grofite Sorgfalt darauf zu verwenden, dal der Vertrag die
Nichtatomméchte bei der Entwicklung der Atomenergie
fiir friedliche Zwecke nicht behindert.«!?
Johnson versicherte gleichzeitig, dafi die Vereinigten Staaten
wie bisher zu intensiver internationaler Zusammenarbeit auf
diesem Gebiet bereit seien. Wihrend der Konferenz legten die
Vertreter der Vereinigten Staaten, GroBbritanniens und der
Sowjetunion ganz besonderen Wert darauf, etwaige Bedenken
zu zerstreuen.
Die allgemeine Interessenlage spricht auch fiir eine solche
entgegenkommende Haltung. Die Weltmichte haben geniigend
Schwierigkeiten, den Atomsperrvertrag unter Dach und Fach zu
bringen. Sie kénnen es sich nicht leisten, die vitalen Interessen
der seminuklearen Industriestaaten zu miBachten, wenn sie
nicht das ganze Vertragswerk ernsthaft gefihrden wollen.
Den Michten die Absicht zu unterstellen, mit dem Vertrag
andere Staaten wirtschaftlich benachteiligen zu wollen, hat
denn auch keine Regierung gewagt.
Die Delegierten Italiens!* und Mexikos!? regten die Aufnahme
des Grundsatzes der Sicherung der friedlichen Nutzung der
Kernenergie in den Vertragstext an und stieBen damit bei
den GroBmiéchten auf keinen Widerstand.
Der oben erwiihnte Vertrag {iber das Verbot der Kernwaffen

in Lateinamerika'® hat im Artikel 17 die folgende entspre-
chende Formulierung:
Dieser Vertrag 148t die Rechte der Vertragsparteien unbe-
riihrt, die Kernenergie zu friedlichen Zwecken, insbesondere
fiir ihre wirtschaftliche Entwicklung und ihren sozialen
Fortschritt, nach MaBgabe des Vertrages zu nutzen.
Diese Formulierung diirfte jedoch einer Reihe von Industrie-
staaten nicht geniigen. Sie wiirden eine positivere Diktion
vorziehen, in der die Absicht unterstrichen wird, die fried-
lichen Atomindustrien nicht zu benachteiligen.

Der Streit um die friedlichen Sprengungen

Eine echte Meinungsverschiedenheit entziindete sich eigent-
lich nur iiber eine Materie, bei der man sich in Deutschland
nur verhiltnismiBig kurze Zeit aufgehalten hatte. Es handelt
sich um die Frage f{riedlicher nuklearer Sprengungen in
nationaler Regie.

Der Vertreter Brasiliens berief sich in Genf auf den Art. 18
des Vertrages iliber das Kernwaffenverbot in Lateinamerika,
der ausdriicklich Explosionen zu friedlichen Zwecken vor-
sieht!, Die Vereinigten Staaten, GrofBbritannien, die Sowjet-
union, Kanada, Mexiko und Schweden gaben iibereinstim-
mend ihrer Meinung Ausdruck, daf sich die Produktion von
fiir friedliche Zwecke bestimmten Sprengsétzen nicht unter-
scheiden lasse von der Herstellung militérischer Sprengkérper.
Deshalb miisse die Durchfiihrung der Sprengungen unter
Kontrolle und Aufsicht von internationalen Organisationen
erfolgen. Sie konnten keinesfalls in nationaler Regie durch-
gefithrt werden!s,

Der brasilianische Delegierte wies auf die grofie Bedeutung
friedlicher nuklearer Sprengungen fiir die Entwicklung
Lateinamerikas hin. Sein Land kénne es sich nicht leisten, in
dieser wichtigen Frage von der wohlwollenden Entscheidung
einer fremden Macht oder internationalen Organisation ab-
hidngig zu sein. Mit seiner Ansicht stand er allein. Am
10. Méirz 1967 trafen sich die Delegierten aller Mitgliedstaaten
der Achtzehnméchte-Kommission mit Ausnahme der Sowjet-
union mit internationalen Experten der Kernphysik, die von
Generalsekretir U Thant eingeladen worden waren, zu einer
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informellen Konsultation. Als Ergebnis teilte der kanadische
Delegierte, Burns, vor der Presse mit, die Experten seien der
Ansicht, die technologische Entwicklung sei noch nicht so weit
fortgeschritten, daB man in absehbarer Zeit Kernexplosionen
fiir friedliche Zwecke ausniitzen kénne.

Die Sowjetunion schlug auf der Sitzung vom 14. Marz 1967
vor, das offenbar recht schwierige Problem der friedlichen
Sprengungen in einem gesonderten Vertrag zu regeln'®. Wil-
liam C. Foster, der Vertreter der Vereinigten Staaten, unter-
breitete am 21. Mirz schlieBlich einen Plan, der die Durchfiih-
rung friedlicher Sprengungen durch die Atomméchte unter
internationaler Kontrolle vorsieht!’. Die Gefahr einer Benach-
teiligung bestimmter Linder solle durch ein geregeltes inter-
nationales Zuteilungssystem verhindert werden. Jedenfalls
scheint das Thema der friedlichen Kernexplosionen aus dem
Nichtverbreitungsvertrag ausgeklammert zu sein und damit
den AbschluB eines Nichtverbreitungsvertrages nicht mehr
ernsthaft zu behindern.

Kontrolle kein Hindernis

Die Frage einer Kontrolle durch die Internationale Atom-
energie-Organisation (IAEO) war am Genfer Konferenztisch
kein Gegenstand von Meinungsverschiedenheiten. Die in
Deutschland in gewissen Kreisen ge#dullierten Befiirchtungen
wegen der Moglichkeit einer Industriespionage wurden von
keiner Delegation geteilt. Der italienische Vertreter, Cavaletti,
kam am 28. Februar 1967 in Genf auf die Kontrolle zu spre-
chen'®, Dabei wies er darauf hin, daB der wirtschaftliche,
technische oder soziale Forschritt nicht durch diskriminierende
Kontrollen beeintridchtigt werden diirfe. Jedes Land miisse
die Freiheit haben, alle Formen der Kernenergie fir die
industrielle Entwicklung einzusetzen. Die Kontrollen kénnten
von der Internationalen Atomenergie-Organisation oder in
gewissen Zonen durch dquivalente Organisationen durchge-
fiihrt werden. Kanada duBerte sich am gleichen Tage in dhn-
licher Richtung und legte Wert darauf, daB die Kontrollen so
gestaltet sein miilten, dafi sie fir alle Staaten annehmbar
sein wiirden. Wihrend des Konferenzverlaufs erhob sich
keine Stimme, die den italienischen und kanadischen Wiin-
schen entgegentrat. Ihre Berechtigung war offensichtlich
unbestritten.

Aus Briissel meldete die Kommission der Europédischen Atom-
gemeinschaft zeitweilig Bedenken an, weil die Kontrollbe-
stimmungen des Atomsperrvertrages im Widerspruch zum
Euratom-Vertrag stehen konnten. Besuche des amerikani-
schen Vizeprisidenten Humphrey, des amerikanischen Ab-
riustungsdelegierten Foster und des britischen Delegierten
Chalfont trugen offensichtlich zur Versachlichung der Debatte
und zur Ausrdumung dieser Bedenken bei. Nachdem sich
inzwischen die Regierungen der Mitgliedstaaten der Euro-
péischen Atomgemeinschaft in die Erorterungen eingeschaltet
haben, scheint die Ratstagung vom 10. April 1967 Klarheit
dariiber gebracht zu haben, dafi eine Koexistenz der Kontrolle
der Europidischen Atomgemeinschaft und der Internationalen
Atomenergie-Organisation moglich ist?®.

»Gesamtdeutsche Hysteriec

Deutschland war auch diesmal wieder in Genf unter den
Nichtmitgliedern der Staat, dessen Politik am meisten zur
Sprache kam. Aber hier hat sich seit einigen Monaten ein
grundsétzlicher Wandel gezeigt. Friiher waren es wiitende,
unsachliche Angriffe dstlicher Staaten auf die Bundesregie-
rung, die dann jeweils von den westlichen Verbiindeten abge-
wehrt werden muB3ten.

Diesmal waren die Ostlichen Vertreter in wesentlich glinsti-
gerer Position. Sie konnten sich darauf beschrinken, die
AuBerungen von deutschen Politikern und Zeitungen gegen
den Sperrvertrag zu zitieren. Sie taten dies mit genieBe-

46

rischer Sorgfalt, wobei auch die Ironie nicht fehlen durfte®,
Der sowjetische Delegierte, Roschtschin, zitierte wdortlich
Konrad Adenauer, Franz-Josef StrauBl, Fritz Berg und die
Bild-Zeitung®'. Eines sei jedoch festgehalten: Roschtschins
Angriffe richteten sich auf >gewisse Kreise« in der Bundes-
republik. Bundeskanzler Kiesinger und Aufienminister Brandt
wurden nicht erwihnt, die Bundesregierung wurde auffal-
lend geschont. Und es kann schon fast als eine Ermutigung
fiir den Bundeskanzler und seinen Auflenminister aufgefal3t
werden, wenn Roschtschin der Hoffnung Ausdruck gab, daB
»verniinftige Elemente in der Frage des Nichtverbreitungs-
vertrages die Oberhand gewinnen werden«,

Die Beurteilung der deutschen AuBerungen gegen den Sperr-
vertrag konnte Roschtschin aus unverdichtigen groBen briti-
schen Zeitungen zitieren und sich in geschickter Weise an Er-
kldrungen des britischen Delegierten, Lord Chalfont, anleh-
nen. Der unmittelbar nach Roschtschin sprechende amerika-
nische Delegierte Foster, sah keine Veranlassung zu einer
Replik auf diese Feststellungen.

Chalfont und Foster fanden jedoch an anderen Tagen Gele-
genheit zu dem Hinweis, daB die Bundesregierung legitime
Fragen stelle und daB in der Bundesrepublik Deutschland
eine freie offentliche Diskussion stattfinde®®. Auch Lord Chal-
font differenzierte, als er ausdriicklich hervorhob, daB die in
der deutschen Offentlichkeit, nicht die von der Bundesregie-
rung vorgebrachten Argumente keine sachliche Grundlage
hitten.

Von Hysterie in Westdeutschland sprach der polnische Dele-
gierte*®. Von deutscher Hysterie sprach man auch in den
Genfer Wandelhallen. Ein deutscher Beobachter schreibt
dazu: »Kein Politiker und kein Journalist, wirklich niemand,
kann hier verstehen, was Politiker der Bundeshauptstadt
getrieben haben mag, auf freiem Feld Schlachten gegen den
Sperrvertrag zu liefern. Wiare fiir die Bundesrepublik doch
nichts leichter gewesen, als sich diesmal hinter dem Riicken
all jener zu verschanzen, die ldngst ihre Brust hingehalten
haben. Die Listerchronik angesichts der deutschen Verhal-
tensweise klingt noch wohlmeinend, wenn sie nur von Minder-
wertigkeitskomplexen spricht, von Hysterie, sowie von Pro-
vinzlertum, das komplexe internationale Vorginge nach der
Bonner Elle messen mochte. Weniger harmlos driicken sich die
Gefiithle von Skepsis aus, die den Mangel an westdeutscher
Vertragsbereitschaft als Deckmantel fiir finstere militédrische
Ambitionen betrachten. Und manche, die soweit nicht gehen,
stellen kopfschiittelnd die Frage, ob es womdglich doch keine
pure Verleumdung sei, die Westdeutschen als Stérenfried
jeder Entspannung hinzustellen.«.

Aber die Hysterie war gewissermaBen gesamtdeutsch. Als
hysterisch konnte néimlich auch die Stellungnahme der Regie-
rung der DDR bezeichnet werden, die Roschtschin am 7. Mirz
1967 in Genf verlesen muBte. Der DDR blieb es liberlassen, die
Regierung Kiesinger mit allen westdeutschen AuBerungen
gegen den Atomsperrvertrag in Zusammenhang zu bringen,
sie in riidester Weise zu beschimpfen und auch noch zu be-
schuldigen, sie betreibe insgeheim die Herstellung von Kern-
waffen. Solche Anschuldigungen waren von keinem anderen
osteuropéischen Staat erhoben worden, und das wirkte pein-
lich.
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ENDC/PV. 295, siehe Anm, 9, aa0O, (Vereinigte Staaten).

16 UN-Doc, ENDC/PV. 293, siehe Anm, 9, aaO.

Die UNO und die deutsche Frage

Spekulationen um Ulbrichts Aufwertung

Der nachstehende und die beiden weiteren Beitrige (Seite 50 ff.
und Seite 54ff.) befassen sich mit dem Fiir und Wider der
Frage, ob zwei deutsche Staaten in die Weltorganisation der
Vereinten Nationen aufgenommen werden sollen oder kinnen.
Unser Mitarbeiter Dr. Pichter ist seit vielen Jahren Kor-
respondent fiihrender deutscher Zeitungen am Hauptsitz der
Vereinten Nationen in New York. Er beherrscht die Materie
und beurteilt das UN-Geschehen realistisch. So fragt er denn
auch aus realistischen Griinden, ob es nicht fiir die Bundes-
republik Deutschland von Vorteil sei, wenn sie Mitglied der
Vereinten Nationen wdre, wobei er weifl, daff dies gegen-
wdrtig nur moglich ist, wenn zugleich die SBZ Mitglied
wiirde. — Wir haben diesen Beitrag mit freundlicher Geneh-
migung der Zeitschrift »Die politische Meinung<« Heft 117/1966
entnommen.

I

Als im September 1966 die 21. Generalversammlung zu-
sammentrat, konnte auf ihrer Tagesordnung keine der grof3en
Fragen stehen, die im kommenden Jahr den Kalender der
Weltgeschichte bestimmen werden. Jedermann weill, dal}
weder der heile Krieg in Vietnam noch der Kalte Krieg in
Mitteleuropa beigelegt werden konnen, solange eine der Grof3-
méchte keinen Frieden schliefen will. Nur als »Hintergrunds,
vor dem sich die Debatten um mindere Streitfragen abspielen,
werden auch diese Konflikte jedem der Teilnehmer bewuft
sein, und wenn im diplomatischen Stellungskrieg ein rheto-
risches Feuerwerk iiber den Horizont losgelassen wird, wird
auch Licht auf jenen Hintergrund fallen: Bei dem alljihr-
lichen Zirkus um den chinesischen Sitz werden Sowjetsprecher
die Vereinigten Staaten als »Angreifer« brandmarken; bei der
Kolonialdebatte werden sie den ramerikanischen Imperialis-
mus«< beschuldigen, sich in Asien festsetzen zu wollen; bei der
Abriistungsdebatte wird die Bundesrepublik wieder den Prii-
gelknaben abgeben, dessen Revanche- oder Atomliisternheit
den Ausbruch des Friedens in Europa hindere.

Aber wihrend der amerikanische Botschafter auf solche An-
wiirfe antworten kann, muf3 der >Beobachter« der Bundes-
republik auf einem seitlich angeordneten Besucherstuhl stumm
zuhéren. Wird es nétig, allzu provokatorische Verdichtigun-
gen zuriickzuweisen, so mull er den Botschafter einer be-
freundeten Macht bitten, ein paar entsprechende Worte in
seine niichste Rede einzuflechten. Aber da die Bundesrepublik
nicht Mitglied der Weltorganisation ist, kann das nicht unter
dem geschiftsordnungsméfigen >Recht auf Richtigstellung«
direkt nach der Anschuldigung geschehen; unter den parla-
mentarischen Regeln der Vereinten Nationen diirfen Nicht-
mitglieder ungeriigt beschimpft werden. Ja — der deutsche
Botschafter darf noch nicht einmal im Geb&dude der Vereinten
Nationen die Journalisten zusammenrufen, um ihnen seine
Darstellung der Dinge zu unterbreiten. Er darf sich vielleicht
im Sekretariat fotografieren lassen, wenn er den jdhrlichen
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DR. HEINZ PACHTER

Scheck fiir die Kinderhilfe oder fiir die Entwicklungshilfe
iiberreicht; er darf auch im Foyer der Delegierten mit den
Botschaftern derjenigen Linder, mit denen die Bundesrepu-
blik Beziehungen hat, private Unterhaltungen fithren. Aber
offiziell darf er in keine Debatte eingreifen, keine Richtig-
stellung zu Protokoll geben und kein Material als Dokument
der Vereinten Nationen verdffentlichen - dies alles, obwohl
die Bundesrepublik zu den eifrigsten Mitarbeitern aller »an-
geschlossenen Organisationen< gehdrt, in ihren Ausschiissen
ein gewichtiges Wort mitzusprechen hat, 16 Millionen DM zu
den Befriedungsaktionen im Kongo und auf Zypern bei-
steuerte und 12 Millionen Sanierungsanleihe aufgenommen
hat.

Dieser Zustand ist hochst unbefriedigend. Die Bundesrepublik
ist ein wichtiger Faktor in der Weltwirtschaft, und man
rechnet mit ihr auf internationalen Konferenzen wie auch in
allen internationalen Organisationen; aber sie hat keine
Stimme in der Generalversammlung der Vereinten Nationen,
in ihren wichtigen Ausschiissen, im Weltsicherheitsrat und im
Wirtschafts- und Sozialrat. Sie mull zur Losung vieler Fragen
in der Welt beitragen, kann aber ihr eigenes politisches An-
liegen nicht vorbringen. Vor jeder Abstimmung antichambrie-
ren die groBen Michte bei den Vertretern der unbedeutendsten
unter den zuriickgebliebenen Lindern, um sich ihres Wohl-
wollens zu versichern (denn jedes noch so kleine Land hat
genau wie jedes grofle eine Stimme in der Generalversamm-
lung); aber zu dem Vertreter der Bundesrepublik Deutsch-
land kommt niemand; denn er hat keine Stimme zu vergeben.
Im Gegenteil, er selbst mull bei anderen Botschaftern betteln
gehen, damit sie in Fragen, die Deutschland interessieren,
nicht den Standpunkt seiner Gegner einnehmen — und das tun
sie oft mehr aus Ignoranz als aus Boswilligkeit. Aber widhrend
der Besitzer einer Stimme wenig Schwierigkeit hat, sich bei
seinen Kollegen Gehor zu verschaffen, muBl der stimmlose
Herr von Braun — unser jetziger Botschafter — viel gréBere
Anstrengungen machen, um seinen Standpunkt tiberzeugend
darzustellen. Um es grob und praktisch zu sagen: Die Bot-
schafter Afghanistans und Osterreichs kénnen sich an Ort und
Stelle dariiber verstindigen, dal der erste die Beschwerden
der Deutschen in Siidtirol unterstiitzt, der andere die Leiden
der Puschtu-Stamme in Pakistan beklagt. Wenn aber der
Botschafter von Ghana #uBlert, man konnte doch die Vier-
Michte-Verantwortung in Berlin durch eine Truppe der Ver-
einten Nationen ersetzen, so muB seine Regierung daran
erinnert werden, wieviel Entwicklungshilfe sie von Bonn zu
erwarten hat, und erst wenn diese Mahnung in Akkra ihre
Wirkung getan hat, wird der Botschafter Ghanas in New York
verlauten lassen, er habe nur so ins Unreine gesprochen und
sich weiter nichts dabei gedacht.

Wenn aus dieser letzten Episode hervorgeht, wie notwendig
die Bundesrepublik einen »Beobachter¢ bei den Vereinten Na-
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tionen braucht, so beweist sie gleichzeitig, daBl Herr von Braun,
obwohl er den Rang besitzt, die Funktionen eines Botschafters
bei den Vereinten Nationen nicht voll erfiillen kann. Mag er
bei seinen Kollegen noch so beliebt sein, ja wvielleicht ein
Gesellschaftslowe sein — selbst ein Talleyrand hitte keinen
diplomatischen Handel tdtigen konnen, wenn er nichts zu
bieten gehabt hidtte. Die Bundesrepublik muf3 also stédndig
mit den Schecks wedeln, die ihr Finanzminister schreibt, oder
anderes schweres Geschiitz ins Feld fiihren, das nur von Bonn
aus bewegt werden kann. Selbst wenn es sich nur um die
technische Frage handelt, wie eine Sowjetverleumdung abzu-
wehren ist, so kann man nicht erwarten, dafi die Botschafter
der Verbiindeten aufspringen und sich dringeln, diese Auf-
gabe fiir die stumme Bundesrepublik freiwillig zu iiber-
nehmen; nein, selbst dann bedarf es manchmal umstindlicher
Verabredungen zwischen den Hauptstddten, und auf die eine
oder andere Weise zahlt die Bundesrepublik teuer dafiir, dal3
sie nicht Mitglied ist.

II

Gewill ist es manchmal auch ganz angenehm, keine Stimme
zu besitzen. Man stimmt ja nicht nur fiir jemanden, sondern
gegen jemand anderen. Zyniker mogen sich ins Fiaustchen
lachen: Wie gut, dall wir es weder mit den Portugiesen noch
mit den Afrikanern zu verderben brauchen, wenn die Frage
Angola zur Debatte steht. Das war vielleicht einmal richtig,
und es wire weiter richtig geblieben, wire die Bundesrepu-
blik auch auf anderen Kriegsschaupldtzen stumm geblieben.
Aber gerade mit Portugal hat sie ja Beziehungen, die den
Afrikanern gar nicht gefallen, und auch die Reise von Franz
Josef Strauffi nach Siidafrika hat das deutsche image im
schwarzen Afrika sicher nicht verbessert. Artikel liber Siid-
westafrika, die in deutschen Zeitungen erschienen sind, wer-
den einem ebenfalls in den Wandelgingen des Sekretariats
entgegengehalten, und, ob zu Recht oder Unrecht, wird von
der Bundesrepublik eine Stellungnahme erwartet, wenn die
Frage des Mandats liber diese ehemals deutsche Kolonie auf
die Tagesordnung der Generalversammlung kommt!.

Dariiber hinaus ist es gar nicht wahr, daB die deutschen Vertre-
ter mit verschrinkten Armen zusehen, wie die Ex-Kolonialisten
sich mit ihren ehemaligen Schutzbefohlenen herumschlagen.
Bei verschiedenen Tagungen iiber Zoll-, Wirtschafts- und
Finanzfragen hat die Bundesrepublik genau den Standpunkt
eingenommen, den man von ihr erwarten mulBte — den einer
fortgeschrittenen Industriemacht, deren Interessen mit denen
der ehemaligen Imperialmichte weitgehend parallel laufen.
Sie hat dadurch einiges von dem goodwill verloren, den sie
zu Anfang der Entkolonialisierungsperiode zu besitzen schien.
Um den wiederzugewinnen, miifite sie eine grundsétzlich
andere Politik treiben, das heilt, sie miiite auf die Biindnisse
verzichten, mit deren Partnern sie wohl oder iibel in den
Augen der afrikanischen Beschauer identifiziert wird.

Wére daraus nicht der SchluB zu ziehen, dal man um so
dankbarer sein mufB3, wenn nicht auch noch das leidige Ab-
stimmen dazukommt? Nein, so geht es in der Politik nicht zu -
und besonders nicht in der Politik mit Afrikanern. Die ver-
langen nicht Neutralitdt, sondern jpositive« Solidaritdt mit
ihren Belangen. Auf der vorigen Versammlung peitschten sie
statutenwidrige Resolutionen durch, um die >Entkolonialisie-
rung¢ von Lindern zu verlangen, die wie Puerto Rico keine
Unabhingigkeit erstreben, und sie bekundeten ihr MiBfallen
an Englands mangelnder Forschheit gegeniiber Rhodesien, in-
dem sie einen englischen Vorschlag niederstimmten, an dem
sie selbst interessiert waren. Sachlichkeit ist da nicht zu er-
warten. Aber sie respektieren Michte, die niichtern nach den
eigenen Interessen handeln und von Fall zu Fall mit ihnen
ein niichternes Gegenseitigkeitsgeschift abschlieien. Im gan-
zen sitzt derjenige am besten, dessen Stimme umworben und
nicht ein fiir allemal festgelegt ist. Die Afrikaner wissen, daf3
sie auch von den Sowjets nur so weit geférdert werden, wie
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ihr eigenes Wachstum das der Westmichte einzuschrianken
geeignet ist. Da die Bundesrepublik nicht im Rahmen einer
Blockpolitik langfristig gleichlaufende Interessen mit den
Arabern und Afrikanern hat, mul3 sie von Fall zu Fall »prin-
zipienlose« Abreden mit einzelnen von ihnen treffen — wie es
auch andere Westmichte zu ihrem groffien Vorteil tun.
Wieviel vorteilhafter fiir die Bundesrepublik eine groBere
Mandvrierfihigkeit auf dem Gelédnde der Vereinten Nationen
wire, das kann man leicht an einem Gedankenexperiment
ermessen. Man stelle sich vor, ein Vertreter Ulbrichts hitte
eine Stimme in der Generalversammlung. Niemand wiirde
von ihm erwarten, dafl er etwas anderes sagte als ein pol-
nischer, tschechischer, ukrainischer, weilirussischer, mongo-
lischer, bulgarischer und ungarischer Kollege (und ein UN-
Korrespondent, der deren Reden noch nicht selbst schreiben
kann, der sollte verurteilt sein, sie bei der nichsten Ver-
sammlung mitanhéren zu miissen); niemand wiirde erwarten,
da er anders stimmt als die Sowjetunion. Folglich wiirde
auch niemand seine Stimme umwerben oder sich sonstwie um
ihn bemiihen, und der Popanz des »DDR«Regimes, der heute
dem offiziellen Bonn als eine so riesenhafte Gefahr erscheint,
wiirde angesichts seiner jadmmerlichen Wirklichkeit in ein
Nichts zusammensinken. Die »DDR¢ wiirde als das erkannt
werden, was sie ist. Sie wiirde zwar ein dufleres Kennzeichen
der Souverdnitdt besitzen, ndmlich einen Botschafter bei den
Vereinten Nationen, aber kein inneres, wie die freie Ent-
scheidung tiber ihre politischen Entschliisse. Die Bundes-
republik dagegen besitzt heute alle inneren Kennzeichen eines
freien Staates, beraubt sich aber nicht nur eines duBeren
Kennzeichens, indem sie sich nicht selbst bei den Vereinten
Nationen vertreten kann, sondern auch der Moglichkeit, ihr
volles Gewicht in die Waagschale zu werfen und Ulbricht als
Leichtgewicht zu entlarven.

III

Leider ist unser Gedankenexperiment gar nicht so akademisch.
Vertreter des Sowjetblocks haben ja im Friihjahr einen An-
trag gestellt, die »DDR¢ in die Vereinten Nationen aufzu-
nehmen. Vorsorglich begingen sie aber einen Formfehler, so
daf3 der Antrag dem Sicherheitsrat noch nicht offiziell vorlag.
Sie mogen daher mit diesem Antrag nur ein parlamentarisches
Manover bezweckt haben, das anderen Zielen dient. Aber was
immer die Russen und ihre Satellitenregierungen sich dabei
gedacht haben - in keinem Falle wire eine Debatte iiber die
»DDR«¢ oder iiber die sogenannte deutsche Frage in den Ver-
einten Nationen heute den Regierungen in Bonn und Washing-
ton willkommen. Denn bei einer solchen Debatte wiirden die
Bundesrepublik und die »DDR¢ in den Augen der meisten
Mitglieder gleichen Status haben. Bisher gilt die »DDR¢ bei
den Vereinten Nationen geringer als die Bundesrepublik. Diese
hat einen »Beobachter« wie andere Staaten (beispielsweise die
Schweiz), die von der Mehrzahl der Mitglieder anerkannt wor-
den sind; Ulbricht wird von der Mehrzahl nicht anerkannt
und hat daher keinen Anspruch auf einen >Beobachter< bei
den Vereinten Nationen.

Diese Regelung iiber die Zulassung von Beobachtern filihrte
einst Generalsekretir Hammarskjold ein; aber sie ist nur
Ubung und besitzt keine Rechtsgrundlage. Die Versammlung
konnte jederzeit anders beschlieBen, und sie miiBte anders
beschlielen, wenn sie die Regierung der »DDR« zur Verant-
wortung ziehen wollte. Das verstehen die wohlmeinenden
Laien in Deutschland nicht, die immer wieder fragen: Warum
bringt man denn nicht unsere Beschwerden vor die Vereinten
Nationen? Warum kann beispielsweise die Kommission fiir
Menschenrechte mit den Erschiefungen an der Mauer nicht
befaBt werden? Auf diese Frage sind leider zwei negative
Antworten zu erteilen. Einmal hat die Kommission fiir Men-
schenrechte keine juristische oder exekutive Funktion; sie
kann nur Klagen entgegennehmen und archivieren. Vielleicht
wird jemand einmal, wenn ein internationales Gesetz ge-
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schaffen werden soll, das Dossier studieren und diese Ver-
brechen ebenfalls als strafwiirdig brandmarken. Der alljdhr-
liche Besuch einer Berliner Delegation bei der Kommission
fiir Menschenrechte dient daher nur dazu, die Journalisten
auf das Unrecht hinzuweisen; sie hat keine Rechtsfolgen.
Aber nehmen wir einmal an - und das ist die zweite Ant-
wort —, dall die Kommission eine richterliche Funktion hitte.
Miifite sie dann nicht auf eine solche Beschwerde hin Ulbricht
zu einer Antwort auffordern oder gar vorladen? Und um ihn
vorzuladen, miifite sie nicht an ihn als Staatsoberhaupt oder
an seinen Minister als Vertreter einer De-facto-Regierung
schreiben und damit die Anerkennung der »DDR« aussprechen,
die man ihr bisher verweigert hat? In der Tat bringt der
deutsche Beobachter einen Teil seiner Zeit damit zu, die
Korrespondenz und die Dokumente der Vereinten Nationen
zu iliberwachen und zu verhindern, daB darin das Ulbricht-
Regime fahrlissig raufgewertet« und etwa als »Staat< oder
»Regierung¢ angesprochen wird. Das geschah einmal ver-
sehentlich, als das Sekretariat seine ungebetene Antwort auf
eine Umifrage zusammen mit den Antworten souveridner Staa-
ten verdffentlichte.

Das alles ist erschreckend; aber es ist auch lédcherlich. Die
Bundesrepublik Deutschland, die alle Veranlassung hitte, die
Vereinten Nationen mit der deutschen Frage zu befassen, mufi
Angst davor haben, dall jemand sie aufwirft; ihr Verfreter
bei den Vereinten Nationen sucht dort nicht etwa nach Még-
lichkeiten einer Initiative, selbst die deutsche Frage aufzu-
werfen, sondern mufl Hunderte von Cocktails trinken und
Hunderte von Brathiihnchen essen, um zu verhindern, daf3 die
andere Seite die deutsche Frage aufwirft. Eine Strategie muld
mit den Bundesgenossen verabredet werden, um jeden solchen
Versuch im Keim zu ersticken und den Rechtsstand der bei-
den Teile Deutschlands in dem gegenwirtigen Zustand zu
erhalten.

Nicht nur kann der deutsche Beobachter nichts zur Ver-
teidigung der Bundesregierung vorbringen, weil sie nicht
Mitglied der Vereinten Nationen ist. Nicht nur kann er keine
diplomatischen Geschifte verabreden, weil er keine Stimme
besitzt. Er kann auch die deutsche Frage nicht zur Sprache
bringen, weil eine Vorladung an das Ulbricht-Regime in
Pankow seine Anerkennung bedeuten wiirde. Die Bedingung
fiir ein »Wiederflottmachen« der deutschen Diplomatie in den
Vereinten Nationen ist die Mitgliedschaft — und die scheitert
leider an dem russischen Veto, solange nicht auch die »DDR«
aufgenommen wird. Ist dieser Preis zu hoch? Die Araber-
staaten und Indien verweigern Israel die Anerkennung; die
Skandinavier haben immer noch nicht das Franco-Regime
anerkannt; verschiedene Mitgliedstaaten liegen sogar im Krieg
miteinander; und die Vereinigten Staaten wiirden der Auf-
nahme Rotchinas in die Vereinten Nationen zustimmen, wenn
Formosa ebenfalls Mitglied bleibt und damit keine Aner-
kennung Rotchinas ausgesprochen werden muf. Keines der
beiden China erkennt die Mongolei an, und viele Mitglied-
staaten haben noch weniger Kennzeichen der Souveridnitit als
die »DDR¢; zwei Botschaften - die WeiliruBlands und der
Ukraine — haben keinen eigenen Sitz und nicht einmal ein
eigenes Telefon! Umgekehrt kostet es die Amerikaner viel
Geld und goodwill, dal sie jedes Jahr wieder eine Abstim-
mung zugunsten Rotchinas verhindern miissen. Die Mehrzahl
glaubt, jede De-facto-Regierung solle Mitglied sein, auch wenn
sie nicht legitim ist.

v

Selbst wenn die Uberlegung nach niherer Betrachtung wieder
verworfen wird, so darf man sich nicht scheuen, sie ab und
zu anzustellen. Jedes diplomatische Tun ist mit gewissen
Risiken, jede positive Aktion mit gewissen Nachteilen ver-
bunden. Eine UN-Mitgliedschaft der Bundesrepublik brichte
das Risiko mit sich, daB sie gelegentlich Farbe bekennen
miite, selbst wenn das unangenehm wire. Es ist zu erwégen,
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ob man auf alle Bewegungsfreiheit verzichten soll, um sich
vor einer Stellungnahme zu driicken, die man doch nicht ver-
meiden kann, oder ob man gewisse Risiken in eine aktive
Strategie einkalkulieren kann. Andererseits brichte die Mit-
gliedschaft Ulbrichts das Risiko, da3 er tatséchlich in den
Augen mancher Regierungen, die ihn gern aufwerten wollen,
aufgewertet wiirde. Es ist zu priifen, ob dieser Nachteil ein
rein formal-juristischer wire oder reale Folgen hitte. Dem-
gegeniiber stiinde der Vorteil, dall die deutsche Diplomatie
in den Vereinten Nationen sich von einer Fessel befreien und
den Sowjetblock, der heute im Propagandakrieg die Initiative
hat, einmal in die Defensive dridngen koénnte. Soll man sich
die Moglichkeiten einer Initiative in der deutschen Frage ver-
sagen, nur um Ulbricht den Eintags-Triumph seines Einzugs
in die Generalversammlung zu verwehren?

Ehe man eine solche Frage verneint, soll man aber genau
priifen, wie grol die Chancen einer deutschen Initiative in
den Vereinten Nationen eigentlich sind. Gesetzt, man scheute
die Konsequenzen nicht, sondern brichte die deutsche Frage
auf die Tagesordnung — wie lberzeugend wirken dann die
deutschen Argumente auf die Mehrheit der Delegierten?
Selbstbestimmung? Um Himmels willen - davon wollen ja
alle diese Regierungen nichts horen, deren Staaten téglich
auseinanderzufallen drohen. Soll Indien etwa den Nagas oder
den singhalesisch sprechenden Bevolkerungsteilen >Selbst-
bestimmung¢ geben, oder Pakistan den Puschtu, Nigeria den
Nordstdmmen, Ghana den Aschanti? Umgekehrt ist Einigung
von gewaltsam getrennten Stammen¢ keine iiberzeugende Lo-
sung fir Nationen, deren Grenzen willkiirlich von Eroberern
gezogen wurden; in Afrika und Asien leben viele Vilker auf
mehrere Staaten verteilt. Man denke an die Kurden, die
Araber, die Bantus. Es gibt keinen Grundsatz der Vereinten
Nationen, nach dem geteilte Vilker vereinigt werden miissen;
und gébe es einen solchen Grundsatz, so wiirden die meisten
bestehenden Landesgrenzen dagegen verstofen.

Aufllerdem wiirden nicht einmal die Bundesgenossen diese
deutschen Argumente ohne Furcht vor RickstéBen unter-
stlitzen. Franco bestreitet den Katalanen und Basken das
Recht, vor Gericht ihre eigene Sprache zu sprechen. England
hilt Nordirland und Wales, und Amerika besteht darauf, dal
seine Neger Amerikaner sind. Auch mit dem Argument des
»Sowjetkolonialismus« ist schlecht zu arbeiten; denn die far-
bige Mehrheit hat aus eigenen Erfahrungen ihre Kriterien
fiir das, was sie Kolonialismus nennt. Ein hochintelligenter
Botschafter aus dem karibischen Inselgebiet, dessen Land erst
kiirzlich unabhéngig wurde, erklirte uns seinen Standpunkt
folgendermafien: »Ich sehe, daBl der ungarische Botschafter
ein Ungar ist und der polnische Botschafter ein Pole; wie
kann ich also annehmen, dafi diese beiden Linder unter
kolonialer Herrschaft stehen? Niemand hat ihnen eine fremde
Kultur aufgepfropft; niemand hat ihnen ihre Sprache und
ihre Gebrduche genommen. Das gleiche gilt fiir die »DDRg,
die zugegebenermalBen kein schoner Staat ist, aber sich da-
durch nicht von der Mehrzahl der heutigen Mitglieder unter-
scheidet.«

v

Damit sind wir gleich bei dem Gegenargument der Sowjet-
sprecher gegen jede deutsche Beschwerde: Alles, was gegen
das Ulbricht-Regime vorgebracht wird, geht die inneren Ver-
héltnisse der »DDR«¢ an und ist daher statutenmifBig dem Ein-
griff der Vereinten Nationen entzogen. Die Weltorganisation
ist zustédndig nur fir Streitigkeiten zwischen Staaten oder fiir
Situationen, die den Frieden gefdhrden. Mit anderen Worten:
Bereits in der Geschéftsordnungsdebatte liber die Frage, ob
der Punkt »Deutschland« auf die Tagesordnung gesetzt werden
soll, werden die Sowjetsprecher die Souveridnitit der »DDR«
festzustellen suchen. Schlimmer noch wire es, wenn die
Sowjets sich auf die Debatte einlieen — und etwa eine Ande-
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rung des Berlin-Status beschlossen wiirde. Man denke sich,
dall eine gemischte Truppe der Vereinten Nationen, woméglich
mit Kommandeuren aus neutralistischen Lindern, die Sicher-
heit Berlins garantieren sollte. Man denke sich irgendeine
Losung aus, bei der die Vereinten Nationen entscheidend mit-
wirken koénnten, und es wird klar sein, daB3 selbst im gilin-
stigsten Fall eine solche Losung weniger giinstig wire als der
ungemiitliche Status quo. Der tiefere Grund fiir die Passivitit
der deutschen Politik in den VereintenNationen liegt mithin
darin, dafB fiir das deutsche Streben nach Wiedervereinigung
die Vereinten Nationen entweder nicht zustéindig oder nicht
verstdndnisvoll genug sind, ja daB ihre Zustdndigkeit und ihr
Fingreifen vom Standpunkt der deutschen Sicherheit aus viel-
leicht gar nicht erwiinscht wire.

Zu einer ebenso pessimistischen Prognose gelangen wir, wenn
wir die geschichtlichen Prizedenzfille studieren. Im Juni 1948
wandte der Berliner Stadtrat sich an die Vereinten Nationen,
um eine Bedrohung des Weltfriedens durch die Sowjet-
blockade anzuzeigen; erst nach Initiative der drei Westmichte
kam eine Debatte im Sicherheitsrat zustande, die zwar zu
einer Resolution fiihrte, aber sofort mit einem sowjetischen
Veto endete. Im Mai 1949 einigten sich die GroBmaéchte tliber
den Abbruch der Blockade; aber die Vereinten Nationen hatten
daran nur in dem sehr duBerlichen Sinn Anteil, daf3 die ersten
Kontakte zwischen den Botschaftern im Geb&ude der Ver-
einten Nationen stattfanden. Im September 1951 ersuchte die
Bundesregierung die Vereinten Nationen, die Vorbedingungen
einer freien Abstimmung in ganz Deutschland zu untersuchen;
auf Betreiben der Westmichte setzte die sechste General-
versammlung den Punkt auf die Tagesordnung; Vertreter
beider Teile Deutschlands wurden damals geladen, jedoch
nicht als Vertreter von »Staaten:«. Die Versammlung bestellte
darauf eine Untersuchungskommission, welche die Verhilt-
nisse an Ort und Stelle studieren sollte. Aber diese mufite
schon im April 1952 erkliren, sie habe keinen Zutritt in die
Scwjetzone erhalten und daher ihre Arbeit einstellen miissen?®
Sie erlitt demnach das gleiche Schicksal wie #hnliche Kom-
missionen in Korea, Kuba und Vietnam. Beschliisse der Ver-
einten Nationen gelten nicht auf Sowjetgebiet, und es gibt

Nach Recht und Gesetz: DDR gehdrt in die UNO

Der fiihrende sowjetische Volkerrechtler und langjdhrige
Vertreter der Sowjetunion in der Vélkerrechtskommission der
Vereinten Nationen, Professor Grigori I. Tunkin, Moskau,
(vgl. Heft 4/1965 >Die rechtliche Natur der UNO und der Weg
zur Festigung der internationalen Organisation<), hat in zwei
Zuschriften zum Thema Deutschland in der UNO Stellung
genommen. Die erste Zuschrift (A) erschien zuerst in der
»Prawda¢, dem fiihrenden sowjetischen Parteiblatt, und wurde
dann am 16. September 1966 von >Neues Deutschland¢, dem
Leitblatt der SBZ, vercffentlicht; sie unterstiitzt den DDR-
Antrag auf Aufnahme in die UNO. Die zweite Zuschrift (B)
ist eine direkte Erwiderung auf den in der »>Politischen Mei-
nung¢< erschienenen und von uns iibernommenen Beitrag
Dr. Heinz Pichters. Wir geben sie beide der dokumentarischen
Korrektheit wegen trotz gewisser Wiederholungen in vollem
Wortlaut wieder. (Vgl. sodann den Beitrag Jens Hacker »Zwei
deutsche Staaten in der UNO?« Seite 54 ff. dieser Ausgabe.)

A

Die Aufnahme der Deutschen Demokratischen Republik in
die Organisation der Vereinten Nationen wiirde weitgehende
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keine Gewiahr dafiir, daB etwa im Fall einer >Internationali-
sierung der Stadt Berlin unter dem Schutz der UN« (wie eine
Sowjetnote vom 27. November 1958 vorschligt) die Sowjet-
behérden oder die »DDR« die getroffenen Abmachungen ein-
halten wiirden. Aus diesem Grund hat die Bundesregierung
nicht nur diesen Sowjetvorschlag, sondern drei Jahre spiter
auch einen #hnlichen Vorschlag einer befreundeten Regierung
fiir »schlechthin unannehmbar« erklarts.

Wenn die Vereinten Nationen ungeeignet zur Losung der
groBen Fragen sind, so besagt das moch nicht, daff die Mit-
arbeit dort nutzlos ist. Die naive Meinung, die Vereinten Na-
tionen miifiten alle Fragen losen konnen, hat ihr Gegenstiick
in der blasierten Meinung, sie seien zu gar nichts gut. Beide
beruhen auf der falschen Annahme, die Vereinten Nationen
seien eine Art Uberstaat. In Wirklichkeit sind sie nur das,
was ihre 1174 Mitgliedstaaten jeweils aus ihnen machen wollen.
Sie sind ein permanenter Kongrefl und nicht etwa ein Gericht,
vor dem man ein Pliddoyer hilt und Rechtsgesichtspunkte
wahrt. Sie sind eine politische Bérse, auf der Macht in niich-
terner Weise gehandelt wird. Sie zu beeinflussen, heilt uner-
miidliche Kleinarbeit bei 117¢ Delegationen tun, Verstindnis
fiir ihre Probleme beweisen, damit sie in gleicher Miinze zu-
riickzahlen und sich an der Lésung kleiner Probleme betei-
ligen, aus denen sich langsam eine Art Weltordnung zu bauen
versucht. Es heiBt, ein Klima fiir die Losung grofier Probleme
vorbereiten oder auch Auffangvorrichtungen schaffen, damit
Fehlschldge bei der Schaffung einer Weltordnung nicht zu
Katastrophen fithren?.

Anmerkungen der Redaktion:

1 Die Generalversammlung hat sich inzwischen ausfilhrlich mit der
Slidwestafrika-Frage befafit. Siehe hierzu Leichter, Otto: Kernwaffen
und Siidwestafrika vor der 21. Vollversammlung, in: VN 14 Jg. (1966)
Heft 6, S.175ff. und UN-Doc. A/RES/2145 vom 27. Oktober 1966 -
Deutsche Ubersetzung sieche VN 14. Jg. (1966) Heft 6, S. 208.

2 Miinchheimer, Werner: Die Deutschlandfrage vor den Vereinten
Nationen 1951/52, in: VIN 13. Jg. (1965) Heft 2, S. 54 ff.

3 Driége, Heinz, Fritz Miinch und Ellinor v. Puttkamer: Die Bundes-
republik Deutschland und die Vereinten Nationen, Milnchen 1966.

4 Die Vereinten Natlonen haben zur Zeit 122 Mitglieder.

5 Die Kursivierungen in diesem Absatz erfolgen durch die Redaktion.

PROFESSOR GRIGORI L TUNKIN

glinstige Folgen fiir die internationale Lage haben, z. B. fiir
die Losung der deutschen Frage und fiir die européische
Sicherheit. Sie wire auBerdem ein wichtiger Schritt auf dem
Wege zur Universalitit der UNO - ein Problem, vor dem
die UNO schon eine Reihe von Jahren hilflos steht und das
fiir sie lebenswichtig ist. Die Aufnahme der DDR in die UNO
wiirde schlieffilich das Prinzip der friedlichen Koexistenz
zwischen Staaten mit unterschiedlicher sozialer Ordnung
festigen, diesen Grundstein, auf dem die UNO ruht.

Die USA und ihre Militdrblockpartner lehnen die Aufnahme
der DDR in die UNO schroff ab. Diese Politik, die vor allem
von den westdeutschen Revanchisten beeinflufit wird, ver-
suchen sie durch Hinweise auf das Volkerrecht zu recht-
fertigen, die keiner Nachpriifung standhalten.

Der Kern der Sache

Die Vertreter der Westmaichte wiederholen das abgedroschene
rArgument¢, das sie schon bei der Unterzeichnung der Pariser
Abkommen von 1954 aufs Tapet gebracht hatten. Sie erklir-
ten damals, daB sie »die Regierung der Bundesrepublik
Deutschland als einzige deutsche Regierung betrachten, die
gesetzmiflig und frei geschaffen ist und deshalb das Recht
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besitzt, in internationalen Angelegenheiten im Namen
Deutschlands als Vertreter des deutschen Volkes zu fungie-
ren«,

Doch was bedeutet »>frei geschaffene Regierung: vom Stand-
punkt der westlichen Staatsminner? Das ist eine Regierung
nach westlichem biirgerlichem Muster, eine biirgerliche, nicht
aber eine sozialistische Regierung. Darum geféllt sie ihnen.
Darin liegt der Kern der Sache.

Dieses sArgument¢« hat jedoch nichts mit dem Vdélkerrecht zu
tun. Fragen der sozialen und politischen Ordnung sind innere
Angelegenheiten des Staates, sie werden vom Volkerrecht
nicht geregelt. Der Begriff »frei geschaffene Regierunge, eben-
so wie der Begriff der Freiheit als solcher, ist in der sozia-
listischen und in der biirgerlichen Ideologie grundsitzlich ver-
schieden. Das, was in der biirgerlichen Ideologie als Freiheit
bezeichnet wird, ist, wie schon W. I. Lenin nachwies, in Wirk-
lichkeit Freiheit der Ausbeutung und Lohnsklaverei. In der
sozialistischen Gesellschaft versteht man unter Freiheit vor
allem die Freiheit von Ausbeutung, das gesellschaftliche
Eigentum an den Produktionsmitteln als Hauptgrundlage
aller anderen Freiheiten, darunter auch der Freiheit zur
Bildung einer Regierung, die tatsichlich die Interessen und
den Willen des Volkes vertritt.

Absurde Logik

Wenn man der Logik der Autoren der These von »der frei
geschaffenen Regierung¢< folgen wiirde, so koénnte man zu
absurden SchluBifolgerungen gelangen. Sie wiirde dazu fiihren,
daB die sozialistischen Staaten die kapitalistischen nicht als
vollberechtigte Partner in den internationalen Beziehungen
betrachten, und die kapitalistischen Staaten tdten das gleiche
in bezug auf die sozialistischen.

Das wiire das Ende des Vilkerrechts und der internationalen
Organisationen, ein direkter Weg zu Willkiir und Krieg.
Doch solch ein ideologisches Kriterium gibt es im Vilkerrecht
nicht und kann es auch nicht geben. Ob der einen oder an-
deren Regierung die soziale und politische Ordnung in einem
anderen Staat gefillt oder nicht, sie ist verpflichtet, den Staat
zur Kenntnis zu nehmen. Der Staat ist verpflichtet, die
Souveridnitit und Gleichberechtigung anderer Staaten zu
achten und darf sich nicht in die inneren Angelegenheiten
einmischen, unabhingig vom Charakter ihrer sozialen und
politischen Ordnungen. So lautet eine der Grundforderungen
des modernen Vilkerrechts.

Es existieren zwei deutsche Staaten

In dem Leitfaden fiir Vilkerrecht von Oppenheim-Lauter-
pacht werden folgende Merkmale eines Staates definiert: »Als
Staat im eigentlichen Sinn des Wortes, zum Unterschied von
Kolonien und Dominions, wird anerkannt, wenn ein Bevoilke-
rungsteil in einem Lande unter der Macht seiner eigenen
souverinen Regierung lebt.« Inwieweit diese Definition prizise
ist, ist eine andere Frage, doch sie ist in der biirgerlichen
Volkerrechtsdokirin allein anerkannt.

Jedem unvoreingenommenen Menschen ist es klar, daB die
DDR die hier angefiihrten Merkmale besitzt und somit selbst
vom Standpunkt dieser biirgerlichen Doktrin ein Staat ist.
Die Existenz zweier deutscher Staaten als Subjekt des Volker-
rechts ist eine unumstoBliche Tatsache.

Haltlos ist auch die Behauptung der Westmichte, dal die
DDR von der Mehrheit der Staaten offiziell nicht anerkannt
und nicht Mitglied der UNO-Sonderorganisationen ist. Aus
diesem Grunde konne sie nicht als Staat betrachtet und in die
UNO aufgenommen werden. Weder der eine noch der andere
Umstand ist von Bedeutung fiir die Existenz eines Staates als
Subjekt des Viélkerrechts und fiir sein Recht, internationalen
Organisationen beizutreten. Auflerdem unterhidlt die DDR
offizielle Beziehungen mit mehr als 30 Staaten, wenn auch
nicht immer mit vollem diplomatischem Status.
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Souverdnitit von Anerkennung unabhingig

Nach der Grofien Sozialistischen Oktoberrevolution sind in den
internationalen Beziehungen und im Vélkerrecht grundle-
gende Verdnderungen vor sich gegangen. Gemdl dem mo-
dernen Volkerrecht wird der Staat zu einem Subjekt dieses
Rechts, zu einem wvollberechtigten Teilnehmer des interna-
tionalen Verkehrs allein durch die Tatsache seines Entstehens.
Die Anerkennung des neuen Staates durch die anderen
Staaten konstatiert lediglich die Tatsache des Erscheinens
eines neuen Volkerrechtssubjekts, schafft es aber nicht. Der
Staat besitzt bestimmte Rechte, unabhingig von seiner Aner-
kennung. »Die politische Existenz eines Staates hingt nicht
von seiner Anerkennung durch andere Staaten abe«, heiBt es
ganz richtig in dem 1948 angenommenen Statut der Organisa-
tion Amerikanischer Staaten.

Die Aufnahmebedingungen fiir die UNO sind in Punkt 1 des
Artikels 4 der UN-Charta folgendermafBen formuliert: »Mit-
glied der Vereinten Nationen konnen alle sonstigen fried-
liecbenden Staaten werden, welche die Verpflichtungen aus
dieser Charta iibernehmen und nach dem Urteil der Organi-
sation fihig und willens sind, diese Verpflichtungen zu er-
fiillen.«

Das friedliebende Wesen der DDR wird durch ihre gesamte
Politik in den 17 Jahren ihres Bestehens bestitigt. Davon
zeugt die Position, die sie in den wichtigsten Fragen der
UNO-Titigkeit einnimmt, wie z. B. die Aufrechterhaltung und
Festigung des Friedens, die Abriistung, Liquidierung des
Kolonialismus, internationale ckonomische Zusammenarbeit
und anderes mehr. Vor kurzem hat sie erneut wichtige Vor-
schldge zur européischen Sicherheit unterbreitet.

Der friedliche Charakter der DDR spiegelt sich auch in ihrer
Verfassung wider, deren Artikel 5 die Staatsmacht verpflich-
tet, freundliche Beziehungen zu allen Viélkern zu unterhalten
und zu pflegen. Die Verfassung verbietet den Biirgern, an
Kriegsaktionen teilzunehmen, die die Unterdriickung irgend-
eines Volkes zum Ziel haben. Die Verfassung erklirt die
Kriegspropaganda, Kriegshetze und andere &dhnliche Hand-
lungen zu Verbrechen.

Alle Forderungen der UN-Charta erfiillt

Eine weitere Bedingung fiir die Zulassung eines Staates zur
UNO besteht darin, daBl dieser Staat die in der Charta ent-
haltenen Verpflichtungen iibernehmen muB. Das Aufnahme-
gesuch der DDR entspricht voll und ganz dieser Forderung.
SchlieBlich sieht die dritte und vierte Bedingung vor, daf3 der
um Aufnahme in die UNO ersuchende Staat in der Lage und
gewillt ist, die Verpflichtungen der UN-Charta zu erfiillen.
Es konnen keinerlei Zweifel daran bestehen, daB die DDR
als souverdner Staat fahig ist, beliebige Verpflichtungen zu
erfiillen, die aus der UN-Charta erwachsen.

Was den Wunsch der Deutschen Demokratischen Republik
betrifft, den Verpflichtungen eines UNO-Mitglieds nachzu-
kommen, so haben alle Aktionen der DDR in der internatio-
nalen Arena unbestreitbar bewiesen: Sie ist nicht nur vom
Wunsch erfiillt, sondern auch entschlossen, gemd der UN-
Charta zu handeln.

Folglich entspricht die DDR voll und ganz den Aufnahme-
bedingungen in die UNO. Da die Charta keinerlei andere Be-
dingungen vorsieht, muf} sie in diese internationale Organisa-
tion aufgenommen werden.

Die Position der Westmichte, die gegen die Aufnahme der
DDR in die UNO auftreten, widerspricht den Grundprinzipien
des modernen Volkerrechts, der Natur der UNO als einer
Organisation fiir die Zusammenarbeit von Staaten unter-
schiedlicher sozialer Systeme. Wie in der Erkldrung der
Sowjetregierung an den Sicherheitsrat vom 20. April 1966
unterstrichen wurde, gehéren der UNO »verschiedene Staaten
an, unabhingig von ihrem sozialen Charakter und den in
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ihnen herrschenden Ideologien. Eben darin liegen die Mog-
lichkeiten der UNO, als Instrument einer fruchtbaren Zu-
sammenarbeit von Staaten zu wirken; darin ist auch ihre
internationale Autoritdt begriindet«,

B

Der Verfasser des Artikels (Heinz Pichter »Die UNO und die
deutsche Fraget«) geht davon aus, dafi die Position der West-
méchte, darunter auch der Bundesrepublik Deutschland, be-
ziiglich der Aufnahme der Deutschen Demokratischen Re-
publik in die UNO ihrem freien Ermessen nach, je nachdem,
was fir sie von Vorteil ist, festgelegt werden kann. Genauso
geht der Autor an einen eventuellen Beitritt der Bundesrepu-
blik Deutschland zur UNO heran.

Der Verfasser gibt zu, daBl die Bundesrepublik Deutschland
nicht wenig dadurch verliert, daB sie in der UNO nicht ver-
treten ist, stellt aber gleichzeitig fest, dal die Bundesrepublik
Deutschland und ihre Verteidiger in der UNO, die USA, die
Frage der Aufnahme der Bundesrepublik Deutschland in die
UNO nicht stellen kénnen, da in diesem Falle unweigerlich
die Frage der Aufnahme der DDR aufkommen wiirde. Dabei,
so stellt der Autor mit Bedauern fest, ist der Status der Bun-
desrepublik Deutschland und der DDR in den Augen der
meisten UNO-Mitglieder der gleiche. Wenn die Bundesrepublik
Deutschland ihre UNO-Mitgliedschaft nur um den Preis der
Zulassung der DDR zur UNO erreichen kann, iiberlegt der
Autor des Artikels weiter, ist dieser Preis nicht etwa zu hoch?
In der Annahme, da eine Einschaltung der UNO in solche
Fragen wie die »Wiedervereinigung Deutschlands¢ oder den
Status Westberlins fiir die Bundesrepublik Deutschland nicht
von Vorteil sei, kommt der Autor zum Schlufi, daB die Bun-
desrepublik Deutschland an einer UNO-Mitgliedschaft nicht
besonders interessiert sei.

Ich mochte vor allem feststellen, dafl die UNO-Mitgliedschaft
der beiden deutschen Staaten nicht nur eine politische, sondern
auch eine volkerrechtliche Frage ist und folglich unter Ein-
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haltung der Vdélkerrechtsnormen gelost werden mufl. Ein
wesentliches Merkmal dieser Normen besteht bekanntlich
darin, daB sie auf die Sicherung des Weltfriedens gerichtet
sind und fiir alle Staaten verbindlich sind. Die Politik eines
Staates, die die Normen des Volkerrechts ignoriert, ist in der
einen oder anderen Form Machtpolitik. Indem Deutschland
eine solche Politik verfolgt, entfesselte es im zwanzigsten
Jahrhundert zweimal einen Weltkrieg. Wie gefdhrlich eine
derartige Politik beim Vorhandensein der Kernwaffen ist,
bedarf jetzt wohl keines Beweises mehr. Das ist es, warum
ich die vilkerrechtliche Seite der in dem erwéhnten Artikel
angeschnittenen Frage beleuchten mochte.

Vorerst einige Worte iiber die Haltung der Westmaéchte, dar-
unter der Bundesrepublik Deutschland, hinsichtlich der Auf-
nahme der Deutschen Demokratischen Republik in die Or-
ganisation der Vereinten Nationen. Als Begriindung ihrer
negativen Einstellung zur Aufnahme der DDR in die UNO
wiederholen die Westméichte das abgedroschene »Arguments,
das von ihnen bereits bei der Unterzeichnung der Pariser
Vertridge am 23. Oktober 1953 vorgebracht worden ist. Damals
haben die Westmichte erklirt, dall sie »die Regierung der
Bundesrepublik Deutschland als die einzige deutsche Regie-
rung betrachten, die legitim und frei geschaffen worden sei
und deshalb tiber das Recht verfiige, in internationalen An-
gelegenheiten im Namen Deutschlands als Vertreterin des
deutschen Volkes zu sprechen«, Indem die Westmichte diese
Deklaration am 28. September 1965 erneuerten, erklirten sie,
dall sie »das ostdeutsche Regime beziehungsweise die Existenz
eines Staates in der Ostzone nicht anerkennen wiirdenc.

Die Westmichte behaupten also, dall sie angeblich deshalb
nur die Regierung der Bundesrepublik anerkennen, weil
allein diese »>eine frei gebildete Regierung« in Deutschland sei.
Natiirlich erachtet sich auch die Regierung der Bundesrepu-
blik Deutschland als eine solche. Aber was heiBt >eine frei
gebildete Regierung¢, wie es die westlichen Staatsminner ver-
stehen? Das ist eine Regierung, die nach westlichem, biirger-

Blick in den Tagungsraum
der zur Zeit am Europiischen
Sitz der Vereinten Nationen
in Genf stattfindenden Ver-
handlungen der 18-Michte-
Abriistungskonferenz. Sie
haben vorrangig das Ziel,
einen Atomsperrvertrag zu-
stande zu bringen, der die
weitere Verbreitung wvon
Atomwaffen, nicht aber die
friedliche Nutzung der Atom-
energie verhindert. (Vgl.
Berkhan 8. 37ff.,, Hindrichs
S. 43 ff., Bild S. 45 und Karte
8. 59.)
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lichem Muster geschaffen wurde, mit anderen Worten, eine
blirgerliche und keine sozialistische Regierung. Das ist es
ndmlich, worum es geht. Denn auch die anderen sozialisti-
schen Staaten nennen sie >unfrei¢ und »totalitir¢, indem sie
behaupten, dall es dort keine »>frei geschaffenen Regierungen«
gibe.

Aber ein solches s Argument«¢ hat nicht nur keine Verankerung
im Vélkerrecht, sondern steht dazu voéllig im Widerspruch.
Die Fragen der sozialen und politischen Ordnung sind eine
innere Angelegenheit des Staates, sie werden nicht durch das
Volkerrecht geregelt. Der Begriff »frei geschaffene Regierung«
ist ebenso wie der Begriff >Freiheit¢ in der sozialistischen und
biirgerlichen Ideologie grundverschieden.

Wenn im Vilkerrecht das erwihnte ideologische Kriterium
die Grundlage dafiir wire, einen real bestehenden Staat als
Staat zu behandeln oder ihn nicht als einen solchen zu er-
achten, so wiirde das dazu fiihren, daB die sozialistischen
Staaten die kapitalistischen Staaten nicht fiir vollberechtigte
Partner in internationalen Beziehungen betrachten wirden,
und die kapitalistischen Staaten wiirden die sozialistischen
Staaten nicht als solche anerkennen. Das wire das Ende des
Vilkerrechts und der internationalen Organisationen, ein
direkter Weg zum Krieg.

Aber ein solches Kriterium gibt es im modernen Vilkerrecht
nicht und kann es auch nicht geben. Ob nun der Regierung
dieses oder jenes Staates die soziale oder politische Ordnung
in einem anderen Staate gefillt oder nicht, ist sie verpflichtet,
mit ihm wie mit einem Staat zu rechnen. Ein Staat mull3 die
Souverdnitdt und die Gleichberechtigung der anderen Staaten
achten und darf sich, unabhingig vom Charakter ihrer so-
zialen und politische Ordnung, nicht in deren innere Ange-
legenheiten einmischen.

In dem weit bekannten Lehrbuch fiir Volkerrecht von Oppen-
heim-Lauterpacht werden folgende Merkmale des Staates
gegeben: »Ein Staat im eigentlichen Sinne des Wortes wird
zum Unterschied von Kolonien und Dominions als existent
anerkannt, wenn ein bestimmter Teil der Bevdlkerung im
Land unter der Hoheit seiner souveridnen Regierung lebt.«
Inwieweit diese Definition prizis ist, ist eine andere Frage,
aber sie ist in der biirgerlichen Volkerrechtsdoktrin allgemein
anerkannt.

Die Deutsche Demokratische Republik weist die aufgezédhlten
Merkmale auf, ist also vom Standpunkt der biirgerlichen
Doktrin selbst in keinem geringeren Mal3 ein Staat als die
Bundesrepublik Deutschland. Aber die Politik der Nicht-
anerkennung der DDR, weil sie ein sozialistischer Staat ist,
widerspricht dem Volkerrecht.

Auch die Behauptung ist nicht stichhaltig, da3 die DDR an-
geblich aus dem Grund nicht als Staat gelten kénne und nicht
in die UNO aufgenommen werden diirfe, weil sie von den
meisten Staaten offiziell nicht anerkannt sei und an den
Sonderorganisationen der UNO nicht teilnehme. Ich mdochte
vor allem daran erinnern, dafl die DDR trotz dem starken
politischen und wirtschaftlichen Druck, den die Westmichte
ausiiben, um eine Anerkennung der DDR sowie deren Auf-
nahme in die Sonderorganisationen der UNO zu verhindern,
offizielle, wenn auch nicht immer in alle Formen gekleidete
Beziehungen mit liber dreilig Staaten unterhilt.

Weder der eine noch der andere Umstand hat jedoch Bedeu-
tung fiir die Existenz des Staates als Subjekt des Viélker-
rechtes und fiir sein Recht, an internationalen Organisationen
teilzunehmen.

Frither einmal wurde eine internationale Gemeinschaft als
geschlossener Klub betrachtet, bei dem das Einverstindnis
der »Mitglieder des Klubs«¢ fiir den Beitritt erforderlich war.
Im neunzehnten Jahrhundert wurde zum Beispiel von der Zu-
lassung der Tiirkei und spiter lber die Zulassung Japans in
die Gemeinschaft der Staaten gesprochen. Derartige Vorstel-
lungen waren das Resultat dessen, dall die europiischen
Staaten liber die Geschicke der ganzen Welt entschieden, und
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das Vdlkerrecht eigentlich ein europidisches internationales
Recht war.

In den letzten fiinfzig Jahren sind in den internationalen Be-
ziehungen und im Vdlkerrecht grundlegende Veridnderungen
vor sich gegangen. Laut dem modernen Vélkerrecht wird ein
Staat kraft der Tatsache seiner Entstehung zum Subjekt des
Volkerrechts, zu einem gleichberechtigten Teilnehmer des in-
ternationalen Verkehrs. Die Anerkennung eines neuen Staates
durch die anderen Staaten stellt nur die Tatsache der Ent-
stehung eines neuen Subjekts dar, schafft sie aber nicht. Der
Staat verfiigt unabhingig von der Anerkennung iiber be-
stimmte Rechte. Zu diesen Rechten, die allen Staaten eigen
sind, gehort vor allem das Recht, internationale Beziehun-
gen abzuwickeln, diplomatische Vertreter auszutauschen, in-
ternationale Vertirdge abzuschlieffien und Teilnehmer inter-
nationaler Organisationen zu sein.

Keine Bedeutung hat auch die Anzahl der internationalen Or-
ganisationen, an denen der neue Staat teilnimmt. An welchen
und wieviel internationalen Organisationen das neue Staats-
gebilde teilnehmen mull, um als Staat zu gelten, so ein Kri-
terium gibt es nicht im Vélkerrecht und natiirlich auch nicht
in der UNO-Satzung. Die Deutsche Demokratische Republik
nimmt an vielen internationalen Organisationen und Ver-
trigen teil, und wenn sie bisher noch nicht Mitglied der Son-
derorganisationen der UNO ist, so ist der einzige Grund fir
eine solche anomale Lage die dem Voélkerrecht widerspre-
chende Praxis der Westmaichte.

Die Aufnahmebedingungen in die UNO sind im Punkt 1 des
Artikels 4 der Satzung der UNO verankert, der lautet: »Die
Aufnahme als Mitglied der Organisation steht allen anderen
friedliebenden Staaten offen, welche die in dieser Satzung
enthaltenen Verpflichtungen iibernehmen und die nach An-
sicht der Organisation diesen Verpflichtungen nachkommen
kénnen und wollen.« Dieser Artikel enthilt also vier Be-
dingungen, und zwar: der aufzunehmende Staat muB fried-
liebend sein; muf3 die in der Satzung enthaltenen Verpflich-
tungen iibernehmen; muf} iiber die Fiahigkeit verfiigen, den-
selben nachzukommen und mul3 den Wunsch haben, denselben
nachzukommen.

Der friedliebende Charakter der DDR wird durch ihre ganze
Politik wihrend der sechzehn Jahre ihres Bestehens bestitigt.
Davon zeugt die Haltung, die die DDR in den wichtigsten
Fragen der Titigkeit der UNO einnimmt, in solchen Fragen
wie die Erhaltung und Festigung des Friedens, die Abriistung,
die Liquidierung des Kolonialismus, die internationale wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und anderen. Erst kiirzlich hat
die DDR neuerlich die Initiative ergriffen, indem sie wichtige
Vorschlige machte, die auf die Erhaltung des Friedens in
Europa gerichtet sind.

Der friedliche Charakter der Deutschen Demokratischen Re-
publik fand in ihrer Verfassung seinen Ausdruck und seine
Verankerung. Artikel 5 der Verfassung der DDR verpflichtet
die Staatsmacht, mit allen Vélkern freundschaftliche Bezie-
hungen zu pflegen und zu erhalten. Die Verfassung der DDR
untersagt es den Blirgern der DDR, an Kriegshandlungen
teilzunehmen, die auf die Unterdriickung irgendeines Volkes
gerichtet sind. Die Verfassung erklirt die Kriegspropaganda,
Aufrufe zum Krieg und andere dhnliche Handlungen zu einem
Verbrechen. Die allgemein anerkannten Normen des Volker-
rechts werden von der Verfassung fiir die Staatsmacht und
fiir jeden Biirger als verbindlich erklirt.

Die nichste Bedingung fiir die Zulassung zur UNO besteht
darin, dal der Staat die in der Satzung enthaltenen Ver-
pflichtungen libernehmen mufi. Das bedeutet, dal beim Auf-
nahmeantrag eines Staates fiir die UNO-Mitgliedschaft diesem
Antrag ein Dokument beigelegt werden mufi, in dem eindeu-
tig darauf hingewiesen wire, dall dieser Staat die Verpflich-
tungen iibernimmt, die in der UNO-Satzung, die einen inter-
nationalen Vertrag darstellt, enthalten sind. Der Antrag der
DDR entspricht vollkommen dieser Forderung.
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Die dritte und vierte Bedingung schlieBlich, die im Artikel 4
der Satzung vorgesehen sind, bestehen darin, daB der das
Ersuchen um Aufnahme in die UNO stellende Staat den Ver-
pflichtungen der UNO-Satzung nachkommen kann und will.
Hier wird vor allem die juristische und nicht die tatséchliche
Fihigkeit eines Staates gemeint, den erwihnten Verpflich-~
tungen nachzukommen. Die tatséichliche Fihigkeit der UNO-
Mitgliedstaaten, den Verpflichtungen, die sich aus der UNO-
Satzung ergeben, nachzukommen, schwankt in sehr breiten
Grenzen. Sie hingt vom wirtschaftlichen und militdrischen
Potential des Staates, seinem politischen Einflu und anderem
ab. Es kann keinen Zweifel dariiber geben, daB die DDR, die
ein souveriner Staat ist, die Fahigkeit besitzt, jedweden Ver-
pflichtungen nachzukommen, die aus der UNO-Satzung resul-
tieren.

Was den Wunsch anbelangt, den Verpflichtungen eines UNO-
Mitglieds nachzukommen, so zeigen alle Aktionen der DDR
in der internationalen Arena, daf3 sie nicht nur gewillt, son-
dern auch fest entschlossen ist, so zu handeln, wie es die
UNO-Satzung fordert.

Die Deutsche Demokratische Republik entspricht also voll den
Aufnahmebedingungen fiir die UNO, die im Artikel 4 der
UNO-Satzung enthalten sind, und da die Satzung keine an-
deren Bedingungen vorsieht, mufl sie in die internationale
Organisation aufgenommen werden.

Die in den Erklirungen der Westméichte enthaltene Anspie-
lung darauf, daB die Deutschland-Vertrdge, die von den
Alliierten im Zweiten Weltkrieg abgeschlossen worden sind,
angeblich die Aufnahme der DDR in die UNO verhindern,
da kein einheitlicher deutscher Staat existiert, entbehrt jeder
Grundlage. Aus den interalliierten Deutschlandabkommen,
deren Hauptziele »die Vernichtung des deutschen Militaris-
mus und Nazismus sowie die Schaffung der Garantie, dal
Deutschland nie wieder imstande sein wird, den Weltfrieden
zu storen« (Beschliisse der Krim-Konferenz von 1945), sind,
resultiert etwas ganz anderes. In den Beschliissen der Ber-
liner Dreimichtekonferenz von 1945 wurde betont, dafl »die
Alliierten die Absicht haben, dem deutschen Volk die Mog-
lichkeit zu geben, sich darauf vorzubereiten, im weiteren die
Umgestaltung seines Lebens auf demokratischer und fried-

Zwei deutsche Staaten in der UNO?

Der folgende, dritte Beitrag dieses Heftes zur Frage Deutsch-
land in der UNO behandelt das Gesamtproblem und nimmt
zugleich zu den vorgenannten Ausfiihrungen Pdchters und
Tunkins Stellung.

Die Frage, ob eine Vollmitgliedschaft sowohl der Bundes-
republik Deutschland als auch der »DDR« in der Organisation
der Vereinten Nationen aufgrund der besonderen politischen
Lage Deutschlands erstrebenswert ist, hat im Lauf des letzten
Jahres an Aktualitit gewonnen. Anlall dazu bot der Versuch
der Zone, in die Weltorganisation aufgenommen zu werden.
Ostberlin ist seit Jahren bemiiht, im Rahmen der Vereinten
Nationen moglichst gleichberechtigt neben der Bundesrepublik
mitarbeiten zu diirfen. Die Bundesrepublik gehért allen Son-
derorganisationen der UN mit vollem Delegiertenstatus an
und ist am Hauptsitz in New York mit einer Beobachter-
Delegation vertreten. Sie erreicht damit eine Art >Quasi-
Mitgliedschaft¢, weil sie auler dem Rede- und Stimmrecht
in den offiziellen Sitzungen alle Privilegien der Mitgliedschaft
geniefit!.

Diese Stellung der Bundesrepublik ist dem SED-Regime ein
Dorn im Auge. So setzte es im vergangenen Jahr wesentlich
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licher Grundlage zu verwirklichen. Wenn die eigenen An-
strengungen des deutschen Volkes unermiidlich auf die Er-
langung dieses Zieles gerichtet sein werden, so wird es fiir
das deutsche Volk moglich sein, mit der Zeit einen Platz unter
den freien und friedlichen Vélkern der Welt einzunehmensc.
Es handelt sich folglich um die Erfiillung eines Versprechens,
das die Alliierten dem deutschen Volk gegeben haben. Die
Bildung zweier deutscher Staaten auf dem Territorium
Deutschlands kann weder juristisch noch faktisch die Erfiil-
lung dieses Versprechens verhindern.

Die Haltung der Westmiichte, die gegen die Aufnahme der
DDR in die UNO aufgetreten sind, widerspricht den Grund-
prinzipien des modernen Volkerrechts, dem Charakter der
UNO als einer Organisation der Zusammenarbeit von Staaten
mit verschiedenen sozialen Systemen.

Ich habe nicht die Absicht, die Frage zu diskutieren, ob fiir
die Bundesrepublik Deutschland der Beifritt zur UNO wvon
Vorteil ist oder nicht. Ich mdchte bloB feststellen, dal das
moderne Volkerrecht keine Verpflichtung der Staaten vor-
sieht, an der Organisation der Vereinten Nationen teilzu-
nehmen, wohl aber die Verpflichtung enthilt, im Interesse des
internationalen Friedens miteinander zusammenzuarbeiten.
Dabei ist die UNO die allgemeine internationale Organisation
zur Erhaltung und Festigung des Friedens.

Zweifellos hitte eine positive Losung der Frage der Auf-
nahme der beiden deutschen Staaten in die UNO weitgehende
ersprieflliche Folgen {fiir die ganze internationale Atmosphire.
Es ist zum Beispiel schwer, die Bedeutung des Beitritts der
DDR und des eventuellen Beitritts der Bundesrepublik
Deutschland zur UNO fiir die Losung der Deutschlandfrage
und des Problems der europdischen Sicherheit hoch genug
einzuschitzen. Weiter wire das ein duBerst wichtiger Schritt
auf dem Wege der Universalisierung der UNO - ein Problem,
vor dem die UNO bereits eine Reihe von Jahren hilflos steht
und das eine lebenswichtige Bedeutung fiir die Organisation
hat. So ein Ergebnis wiirde auch zur Belebung und Festigung
des Prinzips der friedlichen Koexistenz von Staaten mit ver-
schiedener sozialer Ordnung beitragen, einer der Grund-
pfeiler, auf denen die Organisation der Vereinten Nationen
basiert.

JENS HACKER

intensiver als je zuvor seine Bemiihungen fort, es der Bun-
desrepublik gleichzutun. Die mit Ostberlin wverbiindeten
Staaten des Ostblocks, vor allem die Sowjetunion, haben die
Bestrebungen der Zone soweit wie nur mdglich unterstiitzf.

Ulbrichts UN-Vorstifle

Erdffnet wurde die Offensive Ostberlins am 28. Februar 1966.
In seiner Eigenschaft als Vorsitzender des Staatsrats der
»Deutschen Demokratischen Republik¢ stellte Walter Ulbricht
beim Generalsekretir der Vereinten Nationen, U Thant, den
Antrag, die »Deutsche Demokratische Republik« als Mitglied
in die Organisation der Vereinten Nationen aufzunehmen.
Dem Ersuchen fiigte er ein »Memorandum des Ministeriums
fiir Auswirtige Angelegenheiten der Deutschen Demokrati-
schen Republik zum Antrag auf Mitgliedschaft in der Organi-
sation der Vereinten Nationen< bei®.. Am 1. Mirz iiberreichte
der polnische UN-Botschafter Lewandowski die Dokumente
dem UN-Generalsekretir?.

Am 16. Mirz gab Ulbricht dazu eine ausfiihrliche Erkldrung
vor der Volkskammer der »DDR« ab. Seine Rede zeigt, daB
das Zonenregime in seiner Argumentation flexibler und auch
realistischer geworden ist. Ostberlin mdchte die Bundes-
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republik als ewigen Nein-Sager und Gegner jeder Verinde-
rung in Richtung auf eine Entspannung in Europa hinstellen.
Mit dieser Politik hofft es, vor allem die blockfreien Linder
leichter fiir sein Ziel zu gewinnen. Zum Aufnahmegesuch
sagte der SED-Chef:

»Nicht nur das Prinzip der Universalitit der UNO, sondern
auch die friedlichen nationalen Interessen der Deutschen in
Ost und West sprechen fiir die Mitgliedschaft auch der west-
deutschen Bundesrepublik in der Organisation der Vereinten
Nationen.«*

Ulbricht ist realistisch genug, Deutschland als Vollmitglied
in den Vereinten Nationen nicht allein durch die »DDR«¢ ver-
treten zu sehen. Er wulite von vornherein, daB sein Antrag
iiberhaupt nur eine Chance hitte haben kénnen, wenn gleich-
zeitig die Bundesrepublik um Aufnahme in die Vereinten
Nationen nachgesucht hitte. Nach Art. 4 Abs. 2 der Charta er-
folgt die Aufnahme eines Staates auf Empfehlung des Sicher-
heitsrats durch BeschluB der Generalversammlung., Art. 27
Abs. 3 bestimmt, daB§ in allen Fragen, die nicht lediglich Ver-
fahrensfragen sind, die Beschliisse des Sicherheitsrats der Zu-
stimmung aller stindigen Mitglieder des Rats bediirfen. Die
Geschichte der Vereinten Nationen hat gezeigt, daB das Veto-
recht der stindigen Mitglieder des Sicherheitsrats die voll-
stdndige Blockierung der Aufnahme neuer Mitglieder herbei-
fiihren kann®. Solange die Bundesrepublik nicht die Absicht
hat, Vollmitglied der Vereinten Nationen zu werden, ist der
Zone der Weg zu diesem Ziel versperrt. Es geniigt, daB nur
eine der mit der Bundesrepublik verbiindeten Michte, Frank-
reich, GroBbritannien, USA, gegen den Antrag Ostberlins ihr
Veto einlegt.

Dal} sein Aufnahmegesuch vorldufig zum Scheitern verurteilt
ist, weil das Zonenregime. Es wire schon zufrieden damit,
wenn es ihm geldnge, wenigstens eine Beobachterdelegation
bei den Vereinten Nationen unterhalten zu diirfen.
Psychologisch nicht ungeschickt operierte Ulbricht in seiner
Rede vom 16. Mérz in einem anderen Punkt:

»Es wire unangebracht, ja unanstindig, die anderen Staaten,
die Organisation der Vereinten Nationen mit solchen Streitig-
keiten zwischen den beiden deutschen Staaten zu belasten...
Die Beziehungen zwischen den deutschen Staaten sind natiir-
lich recht kompliziert. Und wir kénnen nicht von allen Re-
gierungen erwarten, daf sie sich hier zurechtfinden.«

Mit diesen Ausfithrungen wollte der SED-Chef vor allem
die Sorge der blockfreien Staaten abbauen, sie koénnten zu
sehr in die innerdeutschen Angelegenheiten verwickelt wer-
den, wenn beide Teile Deutschlands Mitglieder der Vereinten
Nationen wiirden.

Auch auf andere Art versuchte das Zonenregime in den
letzten Monaten, stérker als zuvor im UN-Rahmen ins Ge-
sprich zu kommen. Es lieB kaum eine Gelegenheit verstrei-
chen, um sich in die Diskussionen der Vereinten Nationen ein-
zuschalten. Zahlreiche Memoranden und Erkldrungen sollten
diesem Ziel dienen. Dem SED-Regime geht es vor allem da-
rum, in der blockfreien Welt als friedliebendes, die Ent-
spannung in Europa forderndes Land zu erscheinen. Zu den
in diesen Verlautbarungen angesprochenen Themen gehdrten
deshalb vor allem die Fragen der europiischen Sicherheit,
der Schaffung einer kernwaffenfreien Zone in Mitteleuropa,
der Abriistung, der Verzicht auf Atomwaffen und deren Nicht-
verbreitung®. Auch hielt es Ostberlin fiir angebracht, eine
Erkldrung zum Jahr der Menschenrechte abzugeben’,

Die mit der Zone verbiindeten Linder haben die Initiative
Ostberlins wirmstens unterstiitzt. Die Sowjetunion begriiBte
in einer Erklérung vom 20. April das Aufnahmegesuch der
Zone®. Und in der letzten Tagung der Vollversammlung
setzten sich nacheinander die Aulenminister der Sowjetunion®,
der Tschechoslowakei!®, Bulgariens!! und der stellvertretende
Aullenminister Polens!? fiir die Mitgliedschaft der >DDR« in
den Vereinten Nationen ein. Ir einem am 28. September ver-
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offentlichten Memorandum des AuBlenministeriums der Zone!%a
zog Ostberlin ein vorldufiges Fazit seiner Bemiihungen. Der
darin an den Tag gelegte Optimismus war jedoch fehl am
Platz.

Der Versuch Ostberlins, die Mitgliedschaft der »DDR« in den
Vereinten Nationen zu erreichen, mufite scheitern. Mit ge-
wisser Befriedigung diirfte Ulbricht aber drei Vorginge re-
gistriert haben. Am 13. Mirz wurde das Aufnahmegesuch als
Anhang zu einem Schreiben des bulgarischen UN-Chefdele-
gierten Tarabanow als offizielles UN-Dokument in Umlauf
gesetzt!’3, Ein weiteres Schreiben der Zonenregierung hat
U Thant allen Mitgliedstaaten am 13. Mai als offizielles Do-
kument zugestellt. Wie im Fall des Ostberliner Antrags auf
Mitgliedschaft in den Vereinten Nationen setzte der General-
sekretdr das Schreiben erst auf offizielles Ersuchen Bul-
gariens in Umlauf, um von sich aus nicht einer indirekten An-
erkennung der »DDR« Vorschub zu leisten!,

Und schliefflich wurde am 29. September im Sicherheitsrat
dariiber debattiert, ob das Aufnahmegesuch der Zone in den
offiziellen Bericht des Sicherheitsrats an die XXI. Vollver-
sammlung aufgenommen werden solle's, Uber die Form, ob
und wie der Antrag zu behandeln sei, konnte vorerst keine
Einigung erzielt werden. Die Vereinigten Staaten und andere
westliche Mitglieder weigerten sich, der Zone die Bezeichnung
»DDR«¢ zuzubilligen. Sie beharrten auf der Formulierung »Ost-
deutschland¢«. Daraufhin wurde der strittige Punkt aus dem
Jahresbericht des Sicherheitsrats vorerst ausgeklammert'®.

Die Hauptargumente der Zonenregierung

Die wichtigsten Argumente, mit denen Ostberlin den Antrag
auf Aufnahme der »)DDR« in die Vereinten Nationen begriindet
hat und in denen juristische und politische Fragen angeschnit-
ten worden sind, lauten:

1. Die Vereinten Nationen streben nach Universalitit, das heifit
nach Einbeziehung moglichst aller Staaten und durch die Mit-
gliedschaft nach engster Bindung an die UN-Charta. Das Uni-
versalitidtsprinzip kann nicht nur als rechtlich unverbindlicher
Wunsch aufgefait werden. Es handelt sich dabei vielmehr um
ein Rechtsprinzip, aus dem sich bestimmte Anspriiche und
Verpflichtungen fiir die Staaten ergeben?'’.

2. Die »DDR« ist ein souverdner Staat und vollberechtigtes
Subjekt des Vilkerrechts!'s,

3. Die Anerkennung eines Staates begriindet nicht dessen
Existenz, Souverinitit oder Voélkerrechts-Subjektivitit. Die
zeitweilige Verweigerung der Anerkennung durch einige Staa-
ten oder das Nichtbestehen diplomatischer Beziehungen sind
als Argument fiir eine Ablehnung der Mitgliedschaft der
»DDR¢ in den Vereinten Nationen irrelevant!®,

4. Die »DDRc« ist ein friedliebender Staat. Der Begriff >fried-
liebender Staat¢ wird so gedeutet: Er ist »flir Deutschland
und damit fiir die beiden deutschen Staaten durch die Ab-
kommen der Anti-Hitler-Koalition prézisiert worden. ... Sie
(die DDR) hat die Grundsitze des Potsdamer Abkommens
kensequent verwirklicht und betreibt im Verh#ltnis zu anderen
Staaten eine auf Frieden und Verstdndigung ausgerichtete
Politik«®?,

5. Die »DDR« ist bereit, die in der Charta der Vereinten Na-
tionen enthaltenen Verpflichtungen zu iibernehmen. Sie hat
die Verbindlichkeit der Ziele und Grundsétze der Charta nicht
nur in einseitigen Erklirungen, sondern auch in internatio-
nalen Vertridgen anerkannt?!,

6. Daraus ergibt sich eindeutig ein Rechtsanspruch auf Mit-
gliedschaft in den Vereinten Nationen?2.

7. Die Aufnahme der >DDR«¢« oder der »beiden deutschen
Staaten« in die Vereinten Nationen vertieft nicht die Spaltung
Deutschlands. Die These von der Vertiefung der Spaltung
Deutschlands ist ein »Ableger der sogenannten Hallstein-
Doktrin«2s,
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Der Standpunkt der Bundesregierung

Die Bundesregierung und die im Bundestag vertretenen Par-
teien haben es bisher filir unzweckmifBlig gehalten, da3 sich
die Bundesrepublik Deutschland um die Vollmitgliedschaft in
den Vereinten Nationen bemiiht. Einmal wissen sie, dal3 die
Sowjetunion im Sicherheitsrat ihr Veto einlegen wiirde, wenn
nicht gleichzeitig auch der \DDR« die Mitgliedschaft ermdglicht
wiirde. Zum anderen sind sie sich dariiber einig, daB die Mit-
gliedschaft beider Teile Deutschlands den Interessen Deutsch-
lands abtréglich wire, weil damit das von der Bundesrepublik
in Anspruch genommene Recht, Deutschland allein zu ver-
treten, aufgegeben und die Spaltung des Landes vertieft
wiirde. Die Mitglieder der Vereinten Nationen tédten kund,
dall sie sich mit der politischen Teilung Deutschlands abge-
funden hitten.

Hinzu kommt, daB es Ostberlin und seinen Verbiindeten vor
allem darum geht, die Spaltung Deutschlands zu legalisieren
und der von ihnen vertretenen Zwei-Staaten-Theorie zur
Anerkennung zu verhelfen®,

Das Aufnahmegesuch der »)DDR¢ hat die Bundesregierung am
3. Mérz 1966 mit einer scharfen Erklirung beantwortet. Darin
wies sie darauf hin, dal nur Staaten Mitglieder der Welt-
organisation werden konnten. Die weit liberwiegende Mehr-
zahl der Mitglieder der Vereinten Nationen unterhalte zur
Zone keine diplomatischen Beziehungen, weil sie ihr den
staatlichen Charakter absprechen. Aullerdem verletze der Auf-
nahmeantrag den Grundsatz der Selbstbestimmung der Vol-
ker, weil das deutsche Volk den Wunsch habe, »nur durch
einen das gesamte Volk repridsentierenden Staat in den Ver-
einten Nationen vertreten zu sein«®.

Auch noch aus anderen Griinden hat die Bundesrepublik bis-
her davon abgesehen, um die Vollmitgliedschaft nachzusuchen.
An die in der Charta der Vereinten Nationen niedergelegten
Grundsitze fiihlt sie sich ohnehin gebunden. Ihnen hat sie
sich mehrfach unterworfen. In Art.3 Abs. 1 des am 5. Mai 1955
in Kraft getretenen Deutschland-Vertrages, der das bis dahin
bestehende Besatzungsregime abloste und mit dem die Bun-
desrepublik die Souverinitit erlangte, heit es:

»Die Bundesrepublik wird ihre Politik in Einklang mit den
Prinzipien der Satzung der Vereinten Nationen und mit den
im Statut des Europarates aufgestellten Zielen halten.«*® In
den am 3. Oktober 1954 in London ausgetauschten Erkliarungen
nahm die Bundesrepublik die in Art.2 der Satzung ent-
haltenen Verpflichtungen an und erhielt dafiir von den Drei
Alliierten die Zusicherung, von ihnen nach den Grundsitzen
des Art.2 behandelt zu werden®. Aullerdem ist die Bundes-
republik auch als Nichtmitglied der Vereinten Nationen an
diejenigen Grundsitze der UN-Charta gebunden, die aus dem
allgemeinen Volkerrecht iibernommen sind®®. SchlieBlich ist
sie sich der schwerwiegenden Folgen bewuBt, die mit einer
Mitgliedschaft beider Teile Deutschlands in den Vereinten
Nationen verbunden sein wiirden: eine erhebliche internatio-
nale Aufwertung der »DDR¢, eine weitgehende Sanktionierung
der Teilung Deutschlands mit wesentlich verminderten Aus-
sichten auf eine Wiederherstellung der staatlichen Einheit auf
freiheitlicher und rechtsstaatlicher Grundlage.

Erfiillt die ) DDR« die Voraussetzungen fiir die
UN-Mitgliedschaft?

In Art. 4 Abs. 1 der UN-Charta sind die Voraussetzungen fest-
gelegt, die ein Staat erfiillen muf}, um in die Vereinten Na-
tionen aufgenommen zu werden. Die Aufnahmepraxis zeigt,
dall es sich dabei um einen komplizierten Fragenkreis handelt.
Die Entwicklung hat dazu gefiihrt, daB die rechtlichen Fragen
immer stirker vor politischen Argumenten in den Hinter-
grund geriickt sind. Einen erheblichen Anteil hieran hat die
vornehmlich ideologisch bedingte Argumentation der kom-
munistisch regierten Linder. Umstritten ist diese Thematik
auch in der Vdlkerrechtslehre der westlichen Welt. In einigen
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wichtigen Fragen besteht selbst in der Vélkerrechtswissen-
schaft des Ostblocks keine Einigkeit. Da kein Ende des Ost-
West-Gegensatzes abzusehen ist, wird sich dieser Zustand
vorldufig nicht éndern.

Art. 4 Abs. 1 enthilt fiinf Bedingungen, die ein Land erfiillen
mufl, um Mitglied der Vereinten Nationen zu werden®:

1. Zugelassen werden nur Staaten. Die Charta gibt keine De-
finition, was unter dem Begriff »Staat« zu verstehen ist. So
blieb es der Voilkerrechtswissenschaft und der politischen
Praxis iliberlassen, wie der Begriff »Staat< hier auszulegen ist.
In der Vilkerrechtslehre herrscht die Meinung vor, dafl ein
sich um die Mitgliedschaft in den Vereinten Nationen bewer-
bendes Land iiber drei unerléflliche Merkmale verfiigen muf,
um als Staat zu gelten: iiber ein Staatsvolk, liber ein Staats-
gebiet und iiber eine Staatsgewalt. Unterschiedlich interpre-
tiert wird vornehmlich das dritte Kriterium.

In der Vilkerrechtswissenschaft kénnen zwei Richtungen unter-
schieden werden: Die eine legt an den Begriff >Staat¢ strenge
MaBstidbe an. Danach verlange Art.4 Abs. 1 flir Neuaufnahmen
Staatsqualitdt. Obwohl das Attribut der Souverinitdt nicht
ausdriicklich gefordert werde, sei anzunehmen, dal nur Ge-
meinwesen mit rechtlich unbeschrinkter Selbstregierung auf-
nahmefidhig seien. Vor allem sei die selbstindige Wahrnehmung
der auswirtigen Angelegenheiten erforderlich. Vélkerrechts-
subjekte mit beschrinkter Rechtsfdhigkeit konnten nicht als
Mitglieder der Vereinten Nationen aufgenommen werden?.
Die Anhinger dieser Auffassung verweisen darauf, daff die
Bestimmung der UN-Charta anders formuliert worden sei als
die entsprechende Regelung in der Satzung des Viélkerbundes,
wo im Gegensatz zur UN-Charta Art.1 Abs.2 von »Staaten,
Dominien oder Kolonien mit voller Selbstverwaltung« spricht.
Die Vertreter der gegenteiligen Meinung machen geltend, daB
in Art. 4 der UN-Charta von Staaten schlechthin und nicht von
souverdnen Staaten die Rede ist. Man diirfe daher die An-
forderungen an die Staatsqualifikation nicht {iberspannen.
Daher kénnten auch nichtvollsouverine Staaten Mitglieder
der Vereinten Nationen werden. Die Befiirworter dieser
Meinung verlangen von den fiir die Aufnahme verantwort-
lichen Organen die Gewillheit dariiber, daB es sich bei dem
Bewerber um einen Staat im Sinne des Viélkerrechts handelt.
Dazu bedarf es nicht der vollen Souveridnitédt, »doch ist ein
gewisses Mindestmal von Eigenstindigkeit der Willensbildung
insbesondere der auswirtigen Gewalt nicht wohl zu ent-
behren«*, Sie weisen darauf hin, daB sich unter den Griin-
dungsmitgliedern der Vereinten Nationen politische Gebilde
befinden, deren Souverinitit, wenn nicht iiberhaupt die Staats-
gualitdt, zumindest zweifelhaft gewesen sei. Dazu gehoren:
Indien, die Philippinen, Syrien und der Libanon?®:. Urspriing-
liche Mitglieder der Vereinten Nationen sind auch die beiden
Sowjetrepubliken WeilruBland und die Ukraine, die nie die
Staatlichkeit erlangen werden. Sie bilden jedoch einen Son-
derfall.

Auf der Konferenz der »Grofien Drei¢ im Februar 1945 in Jalta
brachte der sowjetische AuBenminister Molotow, unterstiitzt
von Stalin, den Wunsch zum Ausdruck, dafl auller WeilruBland
und der Ukraine auch Sowjet-Litauen als Mitgliedstaat der
Vereinten Nationen zugelassen werden solle. Wihrend Pri-
sident Roosevelt gewisse und Aullenminister Byrnes starke
Bedenken &uBerten, unterstiitzte Premierminister Churchill
diesen Vorschlag. Molotow hoffte auf diese Weise, die West-
miéchte zu einer Anerkennung der Einverleibung der baltischen
Slaaten zu veranlassen®. Erst nach einer ldngeren Unter-
redung mit AuBenminister Eden erklirte sich Molotow bereit,
sich mit den Mitgliedschaften Weiliruflands und der Ukraine
zu begnligen. Roosevelt dullerte dabei zu Byrnes, dall Stalin
ihm in einer vertraulichen Unterhaltung zugesagt habe, seiner-
seits keine Einwendungen zu erheben, wenn auch die USA,
von denen nach Byrnes Meinung jeder der 48 Einzelstaaten
folgerichtigerweise das gleiche Recht auf gesonderte Vertre-
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tung habe, insgesamt drei Sitze zugeteilt erhielten. Die Ver-
einigten Staaten sind spiter nicht mehr auf diese private
Abmachung zurilickgekommen. Offensichtlich wollten sie die
Frage des Bevolkerungsschliissels nicht mehr auf die Tages-
ordnung setzen miissen®. Bei der Aufnahme der beiden
Unionsrepubliken ging es Stalin darum, der Sowjetunion nach
aulien ein gréBeres Gewicht zu geben.

Da der Begriff »Staat< in Art. 4 nicht eindeutig bestimmt und
auch von der Volkerrechtslehre nicht verbindlich ausgelegt
werden kann und da die Vélkerrechtsgemeinschaft tiber keine
Instanz verfiigt, die autorisiert wire, dariiber zu entscheiden,
ob ein »Staat¢ i. S. des Volkerrechts vorliegt, kénnen nur die
mit der Aufnahme befafiten Organe der Vereinten Nationen
selbst diese Frage beantworten. Auch das oft zitierte Gut-
achten des Internationalen Gerichtshofs vom 28. Mai 1948%,
das sich mit der Aufnahme neuer Mitglieder befafit hat,
hilft hier nicht weiter, da es die Frage, welche Anforderungen
an die Staatsqualitdt zu stellen sind, nicht zu beantworten
brauchte.

Das bedeutet: Nach Art.4 Abs. 2 erfolgt die Aufnahme eines
Staates als Mitglied auf Empfehlung des Sicherheitsrats durch
BeschluB der Generalversammlung. Die Frage also, ob der
sich um die Aufnahme bewerbende Staat die Staatsqualitit
i.S. des Art.4 Abs.1 besitzt, héingt von den Mitgliedern des
Sicherheitsrats und der Vollversammlung ab. Aufgenommen
wird ein Staat folglich nur, wenn eine politische Einigung der
Mitglieder vorliegt, die zur Erreichung der satzungsgemidfen
Mehrheit erforderlich sind?®.

Ein Land kann Vollmitglied der Vereinten Nationen nur dann
werden, wenn alle stindigen Mitglieder des Sicherheitsrats
dem Antrag zustimmen (Art. 27 Abs. 3). Nachdem der Sicher-
heitsrat der Generalversammlung die Aufnahme des Be-
werbers empfohlen hat, nimmt der Politische (Erste) Haupt-
ausschuli der Generalversammlung zu dem Aufnahmegesuch
Stellung. Das Plenum der Generalversammlung beriét {iber den
Antrag und entscheidet mit Zweidrittelmehrheit der anwesen-
den und an der Abstimmung teilnehmenden Mitglieder iiber
die Aufnahme (Art. 18 Abs. 2)%.

Die eigentliche Entscheidung iiber die Aufnahme eines Landes
liegt also bei den stindigen Mitgliedern des Sicherheitsrats.
Durch ihr Vetorecht konnen sie die Aufnahme blockieren.
Héufig lieBen sie sich — vor allem die Vereinigten Staaten und
die Sowjetunion — von politischen Opportunitidtsgriinden lei-
ten. So gibt es Fille, in denen die beiden Weltmichte die
Aufnahme eines Landes abgelehnt haben, weil seine Unab-
hiingigkeit bezweifelt werden miisse®. In anderen Fillen ver-
neinten sie die Unabhiingigkeit eines Landes, weil sie mit ihm
keine diplomatischen Beziehungen unterhielten?’.

So zeigt die bisherige Behandlung von Aufnahmegesuchen,
daB3 dabei zwei Faktoren streng geschieden werden miissen:
Der betreffende Antrag mufl einmal als Rechtsfrage an der
Bestimmung des Art. 4 gemessen werden. Da sie jedoch nicht
eindeutig ausgelegt werden kann, entscheiden politische Er-
wigungen.

Fiir die deutsche Situation ergibt sich daraus: Die Mehrzahl
aller Staaten der Welt erblickt in der Bundesrepublik den
alleinigen Sprecher des geteilten Landes. Das legitimiert die
Bundesrepublik, die Interessen ganz Deutschlands zu ver-
treten. Diesen Standpunkt vertreten nicht nur die drei West-
maéchte, sondern auch viele andere mit der Bundesrepublik
verbiindete und befreundete Lénder, die Mitglieder der Ver-
einten Nationen sind. Zuletzt haben die Vereinigten Staaten,
GroBbritannien und Frankreich in gleichlautenden Verbal-
noten vom 7. November an U Thant mit Nachdruck erklirt,
daB nur die Bundesregierung Sprecher des deutschen Volkes
in internationalen Angelegenheiten sei. Eine »Deutsche Demo-
kratische Republik¢ existiere nicht als Staat oder als Re-
gierung und konne deshalb auch nicht Mitglied der Verein-
ten Nationen werden. In den Noten wurde erneut die
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Der Vietnamkrieg war das Hauptthema des Gespriachs zwischen Papst
Paul VI. und Generalsekretir U Thant am 7. April 1967 im Vatikan.
U Thant unterbrach in Rom seine Reise, die ihn in die fiinf asiatischen
Linder Afghanistan, Ceylon, Indien, Nepal und Pakistan filhrte.

Aufnahme der »DDR«¢ in die Vereinten Nationen abgelehnt
und erklért, jeder Versuch, sie als einen separaten Staat zu
etablieren, konne nur die Verwirklichung des Grundsatzes
der Selbstbestimmung in Deutschland verhindern und eine
friedliche Regelung in Europa erschweren'.

Auch in dieser Begriindung werden politische und juristische
Argumente ins Feld gefiihrt, die beide gegen die Aufnahme
der »DDR« in die Vereinten Nationen sprechen. Hinzuzufiigen
bleibt noch, daB3 der »DDR« die Staatsqualitdt vor allem des-
halb abgesprochen wird, weil sie {iber keine eigene, das heifit
autochthone Regierung verfiigt. Das Erfordernis einer eigenen
Regierung im Sinne einer eigenstindigen Staatsgewalt hat
sich im Vélkerrecht vor allem anhand der amerikanischen An-
erkennungspraxis des vorigen Jahrhunderts durchgesetzt'!,

In der »DDR« wird keine autochthone Herrschaft ausgelibt,
da weder ihre Verfassung noch ihre Organe eine eigenstédn-
dige Entstehung fiir sich in Anspruch nehmen koénnen. Die
Priifung simtlicher Vorginge, die zur Errichtung der >DDR«¢
im Oktober 1949 gefiihrt haben, erbringt klar den Nachweis,
dall in der gesamten Entstehungsgeschichte der »DDR¢ kein
einziger Vorgang festzustellen ist, den man als einen Willens-
akt des deutschen Volkes ansehen kann. Auch in den Jahren
seit Griindung der Zonen-Republik hat sich daran nichts ge-
dndert. Die Staatsgewalt der »DDR«¢ leitet sich nach wie vor
von einer fremden Macht her und stellt sich, auch wenn sie
teilweise auf deutsche Stellen delegiert worden ist, nicht als
deutsche Staatsgewalt dar: Es handelt sich um eine fremde,
nicht um eine originidre, Staatsgewalt auf deutschem Staats-
gebietita,

2. Artikel 4 verlangt, dal nur »>friedliebende« Staaten in die
Vereinten Nationen aufgenommen werden. Was »friedliebend«
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bedeutet, ist in der Charta nicht ndher umschrieben. Mit der
Ubernahme dieses Begriffs wurde die Aufnahme neuer Mit-
glieder von einem Merkmal abhingig gemacht, das sich der
begrifflichen Beschreibung entzieht. Im Ergebnis 1duft es also
darauf hinaus, dall diejenigen Staaten friedliebend sind,
welche der Sicherheitsrat und die Vollversammlung als solche
betrachtent2.

Fiir die kommunistischen Linder ist die yDDR« selbstverstiand-
lich ein >friedliebender« Staat®s. Hingegen ist vom westlichen
Standpunkt aus leicht nachzuweisen, inwiefern der Zone die
Friedensliebe abgeht. Wenn sich die Argumentation Ostberlins
vor allem auf das Potsdamer Abkommen bezieht, so mufl sie
sich entgegenhalten lassen, daB die Auslegung der in der
Ubereinkunft vom 2. August 1945 verwandten zentralen Be-
griffe schon damals diametral auseinanderging. Die an der
Potsdamer Konferenz beteiligten M#ichte waren sich iiber
die Begriffe »demokratisch¢, >friedliebend¢, »militdrisch« und
»militaristisch¢ uneins, auch wenn sie sie in dem Abkommen
gebraucht haben. Sie haben nur einen >Scheinkompromifi«
erzielen konnen. Der Bau der Mauer in Berlin im August 1961,
der Schieffbefehl, die hermetische Abriegelung der Zonen-
grenze, die fortwidhrende MiBachtung der Menschenrechte
durch das SED-Regime und das Fehlen der Freiziigigkeit sind
nur einige Beispiele fiir die friedensstorende Politik der Zonen-
regierung.

3. Die Mitgliedschaft in den Vereinten Nationen steht nur
solchen Staaten offen, die sich den Verpflichtungen aus der
Charta unterwerfen. Die »DDR¢ hat sich zu den Grundsidtzen
der UN-Charta in Art.2 Abs.1 des »Vertrags iiber die Be-
ziehungen zwischen der Deutschen Demokratischen Republik
und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken< vom
20. September 1955% und in dem am 12. Juni 1964 mit der
Sowjetunion abgeschlossenen Freundschafts- und Beistands-
pakt!® bekannt. Dies ist ein politisches Faktum, das fiir die
vélkerrechtliche Qualifikation der Zone ohne Bedeutung ist.

4, Der versicherte gute Wille eines neu aufzunehmenden
Staates, seine Verpflichtungen aus der Charta zu erfillen,
geniigt nicht. Er muB dazu auch fihig sein. Die Fahigkeit, den
Verpflichtungen nachzukommen oder die Menschenrechte und
Grundfreiheiten im Innern zu achten, kann nach objektiven
MaBstiben beurteilt werden'’. Theoretisch kénnte das Zonen-
Regime diese Bedingung erfiillen.

5. Die letzte Bedingung des Art. 4 ist, dal der Bewerber den
wirklichen Willen hat, seinen Verpflichtungen nachzukommen.
Da dieser Wille »nach dem Urteil der Organisation« fest-
zustellen ist, ist den Mitgliedern des Sicherheitsrats ein groBer
Spielraum zur Auslegung der Satzung eingeriumt worden.
Da sich das SED-Regime bereits in den vergangenen Jahren
uber wichtige Bestimmungen der UN-Charta und die mit ihr
einen untrennbaren Bestandteil bildende Allgemeine Erkla-
rung der Menschenrechte vom 10. Dezember 1948 riicksichts-
los hinweggesetzt hat, ist nicht anzunehmen, daB sich das
nach einer Aufnahme der »DDR«¢ in die Vereinten Nationen
dndert?®,

Hat die »DDR« einen Anspruch auf Mitgliedschaft
in den Vereinten Nationen?

Von sowjetzonaler Seite wird der Anspruch auf Mitgliedschaft
der »DDR«¢ in den Vereinten Nationen vornehmlich mit zwei
Argumenten begriindet: aus dem Prinzip der Universalitit
und der Tatsache, dal die Zone mehrfach die Grundsitze der
UN-Charta anerkannt habe. Daraus erwachse fiir die Mitglied-
staaten der Vereinten Nationen die Pflicht, »im gegebenen Falle
einen entsprechenden Antrag der DDR zu unterstiitzen«?.

Einen Anspruch auf Mitgliedschaft in den Vereinten Nationen
gibt es jedoch nicht. Einen allgemeinen volkerrechtlichen Satz,
der den Nichtmitgliedern einen Anspruch auf Aufnahme - sei
es gegen die Organisation selbst oder gegen die Gesamtheit
ihrer Mitglieder — geben wiirde, konnte erst dann entstehen,
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wenn die gesamte Violkerrechtsgemeinschaft in einem einzigen
Verband zusammengefafit ist3°,

Gelegentlich wird auch auf westlicher Seite ein Anspruch auf
Aufnahme bejaht. Diese Auffassung stiitzt sich nicht unmittel-
bar auf Art. 4. Selbst jenen Staaten, die die fiinf Bedingungen
dieser Bestimmung erfiillen, wird kein Recht eingerdumt, in
die Vereinten Nationen aufgenommen zu werden. Denn einige
Bedingungen sind derart, daf3 sie lediglich »nach dem Urteil«
der Organisation als erfiillt betrachtet werden konnen.
Deshalb wird der Anspruch den gesamten Bestimmungen der
Satzung entnommen®'. »Diese These scheitert aber an der
Notwendigkeit der Aufnahmebeschliisse im Sicherheitsrat und
der Generalversammlung; die Berechtigung Dritter ist dadurch
ausgeschlossen.«** Die Entscheidung iiber die Voraussetzungen
des Art. 4 wird diesen beiden Organen und damit den
Mitgliedstaaten anheimgegeben. Folglich kénnen in den Ver-
einten Nationen nichtvertretene Staaten, die alle Voraus-
setzungen des Art.4 Abs.1 erfillen, keinen Anspruch auf
Aufnahme stellen®,

Wenn dies schon fiir Lénder mit Staatsqualitit gilt, dann erst
recht fiir solche, denen von der liberwiegenden Mehrheit der
Staatengemeinschaft die Staatlichkeit abgesprochen wird.

Die Zone hat auch keinen Anspruch auf den Beobachter-
Status bei den Vereinten Nationen. Die Regelung iliber die
Zulassung von Beobachtern fithrte Generalsekretdr Hammar-
skjold ein. Sie wurde von der Rechtsabteilung des General-
sekretariats erarbeitet und am 22. August 1962 verdffentlicht.
Danach héngt die Akkreditierung von Beobachter-Missionen
bei den Vereinten Nationen in erster Linie von zwei Voraus-
setzungen ab:

1. Der Staat, der eine Beobachter-Mission entsendet, ist Mit-
glied zumindest einer UN-Sonderorganisation.

2. Der Staat ist von den UN-Mitgliedstaaten allgemein aner-
kannt.

Was rallgemein anerkannt¢ in der Praxis bedeutet, ist bis
heute nicht restlos gekldrt worden. Hammarskjold hat in
einer Pressekonferenz am 21. April 1960 die diplomatische An-
erkennung durch die Mehrheit der UN-Mitglieder als Er-
fordernis fiir die Erlangung des Beobachter-Status bezeich-
net5,

Aus beiden Bedingungen geht hervor, dafl die >DDR« nicht
zu den Lindern gehort, die Beobachter-Missionen in die Ver-
einten Nationen entsenden kinnen, es sei denn, daf3 die bis-
herigen Grundsitze aufgegeben wiirden. Einige mif3verstind-
liche AuBerungen U Thants, die er in der Einleitung zu
seinem Téatigkeitsbericht der 19. Vollversammlung gemacht
hat, konnten darauf hindeuten, da er die bisherige Praxis
dndern wollte. Zweifel rdumte er dann mit der Erklirung
aus, daB Beobachter nur von rallgemein anerkannten< Lin-
dern entsendet werden kinnten55.

Die Folgen einer Aufnanme der Bundesrepublik und der
»DDR« in die Vereinten Nationen

Die Befiirworter der Aufnahme der Bundesrepublik und der
»yDDR« iibersehen hédufig die schwerwiegenden Folgen, die
damit verbunden wiren: eine wesentliche internationale Auf-
wertung der Zone%s,

Zunichst erhebt sich die schwierige Frage, ob die Aufnahme
eines Staates in die Vereinten Nationen automatisch dessen
staatliche Anerkennung durch die Organisation bedeutet. Die
westliche Vilkerrechtslehre ist in diesem Punkt geteilter Auf-
fassung. Nach der einen Meinung hat die Aufnahme eines
neuen Staates durch eine internationale Organisation die
Wirkung einer mittelbaren Anerkennung durch die Mitglied-
staaten, es sei denn, es handle sich um den Beitritt zu einer
ausschliefilich technischen Organisation, etwa dem Weltpost-
verein. Dies gelte, wird weiter argumentiert, gerade fiir
»politische« Organisationen mit umfassender Aufgabenstellung

Vereinte Nationen 2/67



wie die Vereinten Nationen, deren Mitgliedschaft eine engere
und dauernde Zusammenarbeit zwischen den Regierungen der
Mitgliedstaaten erfordert.

Begriindet wird diese These vor allem damit, dafl Staaten,
die sich zu einer engeren politischen Gemeinschaft verbunden
haben, sich zusich selbst in Widerspruch setzen und gegen Treu
und Glauben handeln wiirden, wenn sie es spiter ablehnen
wollten, einander aullerhalb der Organisation als Staaten
gelten zu lassen. Dies betreffe nicht nur die Staaten, die
der Aufnahme zum Beitritt zugestimmt, sondern auch die-
jenigen, die dagegen gestimmt®? oder sich der Stimme ent-
halten haben®. Georg Dahm hat dazu festgestellt: »Durch
ihren Eintritt in eine Organisation, die eine Aufnahme neuer
Mitglieder auf Grund von Mehrheitsbeschliissen ... gestattet,
haben die Mitgliedstaaten von vornherein einen allgemeinen
Anerkennungswillen zum Ausdruck gebracht, ndmlich wvon
vornherein ihren Willen bekundet, jeden Staat als solchen
gelten zu lassen, der die Mitgliedschaft nach den Regeln der
Satzung erwirbt.«5

Die andere Meinung argumentiert so: Bei den Vereinten Na-
tionen konne die Aufnahme eines Mitglieds nicht als still-
schweigende Anerkennung durch alle Mitglieder angesehen
werden, da die Aufnahme durch die erforderliche Mehrheit
des Sicherheitsrats und der Vollversammlung, nicht aber
durch alle Mitglieder erfolgen mufB. Durch diese Prozedur
werde nur festgestellt, daB der neue Staat bzw. seine Re-
gierung die notwendige Qualifikation zur Anerkennung be-
sitze®. Zur Begriindung wird ferner angefiihrt, die gegen-
teilige Meinung fithre zu dem »junlogischen Resultat«, dal
Staaten Mitglieder der Vereinten Nationen seien, die sich
dennoch gegenseitig nicht anerkennen, ja, dafl sogar ein
Staat, der fiir die Aufnahme eines anderen Staates in die
Vereinten Nationen stimme, diesen hierdurch nicht aner-
kenne®.

AufschluBireich ist, daB in diesem Punkt in der sowjetischen
Volkerrechtslehre weitestgehende Einigkeit besteht, wihrend
die Aussagen der anderen Ostblocklinder voneinander ab-
weichen. Die sowjetische Vilkerrechtslehre wertet die Auf-
nahme eines Staates in eine internationale Organisation,
selbst in die Vereinten Nationen, weder als De-jure- noch als
De-facto-Anerkennung. Das hat D.I. Feldman, ein sowjeti-
scher Fachmann fiir Anerkennungsfragen, mehrfach betont.
Das gilt auch fiir andere sowjetische Autoren - beispielweise
Tunkin®. In den iibrigen Lindern des Ostblocks iiberwiegt
die gegenteilige Auffassung.

Recht eigentiimlich argumentiert die sowjetzonale Volker-
rechtslehre. In einer der neuesten Untersuchungen >Das Recht
der DDR auf Mitgliedschaft in den UN« wird dazu gesagt:
»Da weder die Organisation der Vereinten Nationen ein Recht
zur Anerkennung von Staaten hat noch die Aufnahme eines
Staates in die Organisation mit seiner Anerkennung durch
die Mitgliedstaaten der UN identisch ist, hat die Anerken-
nungsfrage fir die Aufnahme als Mitglied keinerlei juristische
Bedeutung. Nicht zufidllig wird deshalb im Artikel 4 der
Charta, der die Voraussetzungen fiir die Mitgliedschaft er-
schopfend regelt, davon nicht gesprochen.«%

Diese These diirfte vorwiegend als Beruhigungspille fiir jene
in der Bundesrepublik gemeint sein, welche die Aufnahme
heider Teile Deutschlands in die Vereinten Nationen ab-
lehnen. Denn sie widerspricht vollig der bisherigen politi-
schen Praxis des Zonen-Regimes. Sie steht in krassem Wider-
spruch zu AuBerungen Ostberlins anlidGlich der Genfer
Aullenminister-Konferenz im Jahre 1959, an deren Beratun-
gen Vertreter beider deutscher Regierungen teilgenommen
haben®. Damals erschien in der fithrenden Rechtszeitschrift
der »DDR¢, »Staat und Recht¢, ein Aufsatz unter dem Titel
»Die Deutsche Demokratische Republik ist wvdélkerrechtlich
anerkannt!< Die beiden Autoren kamen zu dem SchluB, daB
die »DDR«¢« nunmehr auch durch die imperialistischen GrofB-
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michte voélkerrechtlich anerkannt worden sei®®, Wenn Ost-
berlin schon diesen Vorgang als eine Anerkennung der »DDRc«
durch die an der Konferenz beteiligten Westmichte gewertet
hat, dann wiirde es erst recht diese Schlufifolgerung aus einer
Aufnahme der »DDR¢ in die Vereinten Nationen ziehen.

SchluBbetrachtung

1. Die Aufnahme der Bundesrepublik und der >DDR«¢ als
Vollmitglieder in die Vereinten Nationen hitte zur Folge, da3
die Propaganda des Ostblocks, vor allem Ostberlins, alles
unternehmen wiirde, um die Mitgliedschaft beider Teile
Deutschlands als staatliche Anerkennung der »DDR«¢« und da-
mit der Zwei-Staaten-Theorie zu werten. Die Bundesrepublik
hitte es sehr schwer, ihr Recht auf Alleinvertretung aufrecht-
zuerhalten.

2. Von einer Mitgliedschaft beider Teile Deutschlands ist nach
den Erfahrungen nichts Positives zu erwarten. Ein Studium
der Fille, in denen sich die Vereinten Nationen mit der
Deutschland- (und Berlin-) Frage befafit haben, fillt negativ
aus. In einer etwaigen Deutschland-Debatte, an der Vertreter
der Bundesrepublik und der >DDR«¢ als Mitglieder der Ver-
einten Nationen teilnehmen wiirden, kénnen nur die ohnehin
schon bekannten unterschiedlichen Standpunkte vorgebracht
werden. Um die politisch gegensitzlichen Positionen der Bun-
desrepublik und der mit ihr verbiindeten Westmaichte auf der
einen und der Zone und der librigen Ostblocklinder auf der
anderen Seite festzustellen, bedarf es nicht der Mitgliedschaft
beider Teile Deutschlands in den Vereinten Nationen.

3. Gelegentlich wird als Argument fiir die Mitgliedschaft der

Atomkraftwerke kénnen nicht nur Atomenergie liefern, die Werke
versprechen vielmehr auch, der groBe Exportartikel der Zukunft zu
werden, Da ist es fiir ein friedliches Land wie die Bundesrepublik, das
auf die Herstellung von Atomwaffen bisher allein vertraglich ver-
zichtet hat und das auch keine nationale Verfilgungsgewalt iiber sie
anstrebt, entsprechend seiner industriellen und wirtschaftlichen Be-
deutung in der Welt von enormer Bedeutung mitzuhalten, indem sie
die friedliche Nutzung der Atomenergie unbehindert forciert, Das darf
der willkommene Atomsperrvertrag natiirlich nicht behindern. (Vgl.
Berkhan S. 37ff., Hindrichs S. 43 ff., Karte S. 45 und Bild S. 52.)
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Bundesrepublik in den Vereinten Nationen geltend gemacht,
daf3 sie sich dann besser gegen die immer wieder von kom-
munistischer Seite gegen sie vorgebrachten unqualifizierten
Angriffe verteidigen konnte®®. Dazu ist zu sagen, dall das
Deutschland-Bild im UN-Spiegel im Lauf der letzten Jahre
klarer geworden ist, allen Verzerrungsbemiihungen in Form
von Vorwiirfen wegen angeblicher revanchistischer und im-
perialistischer Absichten zum Trotz. Die blockfreien Staaten
glauben bei weitem nicht mehr alles, was ihnen die Dele-
gierten kommunistisch regierter Linder an unsachlichen Ar-
gumenten vor dem Weltforum vorhalten. Der Beobachter der
Bundesrepublik bei den Vereinten Nationen, Botschafter von
Braun, hat erst kiirzlich darauf hingewiesen, daB3 sich ge-
rade in den Vereinten Nationen ein sehr feines Gehor fiir
echte und fiir falsche Tone entwickelt habe®.

4, Noch aus einem letzten Grund ist nicht einzusehen, warum
die Bundesrepublik und die ihre Auffassung unterstiitzenden
Linder unter den gegenwirtig waltenden Umstiinden ihren
Standpunkt aufgeben sollten. Es gibt kaum einen Bereich der
internationalen Politik, in dem die Bundesrepublik ihr Recht
auf Alleinvertretung so klar wahren konnte wie in den Ver-
einten Nationen.
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Verjiihrung von Kriegs- und Humanitiitsverbrechen

Zu den Beratungen in den Vereinten Nationen

Die Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen be-
fafite sich auf ihrer 23. Tagung, die vom 20. Februar bis zum
23. Mdrz 1967 in Genf stattfand, u. a. mit der Verjdhrung von
Kriegs- und Humanititsverbrechen. Die aus den Vertretern
von 32 Staaten bestehende Kommission war einhellig der Auf-
fassung, dafl eine internationale Konvention zur Bestrafung
dieser Verbrechen dringend erforderlich sei. Aus Zeitmangel
war die Kommission selbst nicht in der Lage, einen entsprechen-
den Vertragsentwurf fertigzustellen. Der Vollversammlung
werden deshalb ein vorldufiger Entwurf des Generalsekretirs,
der Bericht einer Arbeitsgruppe und die Vorschlige der Kom-
mission zugeleitet mit dem Ersuchen, diese Unterlagen bei
der Vorbereitung und Annahme der geforderten Konvention
zu beriicksichtigen. Beziiglich der Frage der Verjihrung war
die grofie Mehrheit der Kommission dafiir, daf sie fiir Kriegs-
und Humanitdtsverbrechen nicht gelten solle.

I

Die Vereinten Nationen sind seit ihrem Ursprung mit der
Frage nach der Natur und der Bestrafung von Verbrechen
gegen das Volkerrecht befafit.
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DR. WOLFGANG HEIDELMEYER

Unter dem Eindruck nationalsozialistischer Grausamkeiten
wihrend des Zweiten Weltkrieges entsprach es einer durchaus
natiirlichen Entwicklung, daB die Gegner der Achsenmichte —
am 13. Januar 1942 - feierlich erklédrten, es laufe dem Vilker-
recht zuwider, wenn in kriegsbesetzten Gebieten Gewaltakte
gegen die Zivilbevilkerung veriibt, geltende Gesetze mif3-
achtet und die staatlichen Institutionen vernichtet wiirden,
und wenn sie darum ihre Auffassung bekriftigten, daB solche
Gewaltakte nichts mit Kriegshandlungen gemein hétten oder
mit politischen Verbrechen, wie sie von zivilisierten Nationen
verstanden wiirden, so da3 die alliierten Mé&chte die Bestra-
fung der Verantwortlichen fiir diese Verbrechen zu einem
ihrer Hauptkriegsziele machen wiirden!.

Auf der Moskauer Konferenz im Jahre 1943 beschlossen die
drei Hauptmiéchte, Grofbritannien, die Sowjetunion und die
Vereinigten Staaten, »im Namen der dreiunddreilig Vereinten
Nationen« abermals eine eindringliche und warnende Er-
kldarung, die am 1. November 1943 verdffentlicht wurde. Darin
wurde die Auslieferung aller schuldigen Personen an die-
jenigen Lénder, in denen sie Verbrechen begangen hitten,
und ferner die Bestrafung der Hauptkriegsverbrecher auf
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Grund gemeinsamer EntschlieBung der Alliierten angekiindigt®.
Zugleich wurde eine Kommission der Vereinten Nationen zur
Untersuchung von Kriegsverbrechen eingesetzt?.

Die Potsdamer Konferenz (17. Juli bis 2. August 1945) be-
stitigte die gemeinsame Haltung der Alliierten, und am
8. August 1945 wurde in London das Statut des Niirnberger
Gerichtshofes unterzeichnet’; im Januar 1946 folgte die Er-
richtung des Internationalen Militdrtribunals fiir den Fernen
Osten®.

Die Strafverfolgung sollte sich sowohl auf die XKriegs-
verbrechen im engeren Sinne als auch auf eine weitere Gruppe
bestimmter Straftaten, die man spiter als »Verbrechen gegen
die Menschlichkeit« bezeichnete, erstrecken. Unter dieser letzt-
genannten Kategorie verstand man »Grausamkeiten und Ver-
brechen, einschlieBlich Greueln und Verfolgungen aus ras-
sischen oder religiosen Griinden, die seit dem Jahre 1933
begangen worden sind«. Dabei handelte es sich im Grunde
nur um die »Anerkennung der Grundsédtze des Strafrechts,
wie sie allgemein in zivilisierten Lindern gelten«’. Auf dieser
Grundlage erlieB der Alliierte Kontrollrat in Deutschland das
Gesetz Nr. 10, welches eine einheitliche rechtliche Basis fiir
die Bestrafung von Kriegsverbrechern und Verbrechern gegen
die Menschlichkeit auf deutschem Boden bildete®. Alle diese
Akte der Kriegsgegner Deutschlands ruhten auf einer breiten
offentlichen Meinung der Welt.

Die Friedensvertrige mit Bulgarien, Finnland, Italien, Ru-
miinien und Ungarn, welche im Jahre 1947 abgeschlossen
wurden, enthalten sdmtlich Bestimmungen iiber die Aus-
lieferung von Kriegsverbrechern zum Zwecke ihrer Bestra-
fung®. Diese Bestimmungen folgten dem allgemeinen Appell
der Vollversammlung der Vereinten Nationen in ihrer Ent-
schlieBung 3 (I) vom 13. Februar 1946 iiber die Auslieferung
von Kriegsverbrechern, der durch Entschliefung 170 (II) vom
31. Oktober 1947 noch einmal bekridftigt wurde!. Am 11. De-
zember 1946 bestidtigte die Vollversammlung schliefllich auch
die »durch das Statut des Nirnberger Gerichtshofs und das
Urteil des Gerichts anerkannten Grundsidtze des Voiker-
rechts«!!, und beauftragte mit ihrer EntschlieBung 177 (II)
vom 21. November 1947 die Kommission fiir Internationales
Recht mit einer Ausarbeitung dieser Grundsitze und ihrer
Niederlegung in einem besonderen Kodex!2.

Die Entwicklung dieser Frage soll hier nicht im einzelnen
dargelegt werden, und es ist hier auch nicht der Ort, um sich
des lingeren mit den vielfiltigen rechtlichen Problemen zu
beschiftigen, die das allgemeine Prinzip einer Verfolgung von
Verbrechen der genannten Art aufwirft, aber es sollte fest-
gehalten werden, dafl die in der Kommission erarbeiteten
Entwiirfe die Kriegsverbrechen und die Verbrechen gegen die
Menschlichkeit als Volkerrechtsverbrechen ansehen'®. Diesen
Grundsatz bestdtigt auch die Konvention vom 9. Dezember
1948 iliber die Verhiitung und Bestrafung des Vilkermordes!?.
Keiner dieser internationalen Texte enthilt einen Hinweis auf
die Verjahrung solcher internationalen Verbrechen.

1I

Auf einer von Juristen aus sechzehn europiischen Lindern
besuchten internationalen Konferenz in Warschau (5. bis 7. Juni
1964) verfaliten die Teilnehmer unter deutlichem Hinweis auf
die bevorstehende Verjahrung nationalsozialistischer Gewalt-
verbrechen in L&ndern, welche strafrechtliche Verjdhrungs-
fristen in ihrem Recht anwenden!’, eine Erkldrung, in der
eine auf Grund innerstaatlichen Rechts zeitlich begrenzte
Strafverfolgung als volkerrechtswidrig bezeichnet wurde'®.
Auch im Europarat kam die Sorge zum Ausdruck, dai Ver-
brechen aus der Periode des Zweiten Weltkrieges infolge
Verjahrung ungesithnt bleiben kénnten!'?. Die Vereinten Na-
tionen schliefllich beraten diese Frage seit dem Mirz 1965.

In der Kommission fiir Menschenrechte brachte Polen einen
EntschlieBungsentwurf ein, durch den alle Staaten, welche
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dies noch nicht getan hatten, aufgefordert werden sollten, die
notwendigen Mafinahmen zu ergreifen, um die Beendigung
der Strafverfolgung von Kriegs- und Humanitidtsverbrechen
zu verhindern'®, In Erginzung schlug die Sowjetunion vor,
auch eine Anerkennung der Unzuldssigkeit von Verjihrungs-
bestimmungen innerstaatlicher Priagung zu verlangen'®. Nach
ldngeren Debatten wurde am 5. April 1965 eine abweichend
formulierte gemeinsame EntschlieBung vorgelegt®, in welcher
gesagt wird, daB den Vereinten Nationen die Aufgabe zu-
komme, sich um eine harmonische Lésung der durch Kriegs-
und Humanititsverbrechen aufgeworfenen Probleme zu be-
miihen, zumal solche Taten in erster Linie Volkerrechts-
verbrechen darstellten; die Kommission solle daher aufgrund
einer Studie den Grundsatz der Unverjihrbarkeit dieser
Verbrechen und die Moglichkeiten filir seine verbindliche
Feststellung priifen.

Das Licht der Diskussion in dieser Phase fiel deutlich auf die
Bundesrepublik Deutschland, wo die Beratungen iiber die
Moglichkeiten fiir eine zeitliche Ausdehnung der Strafverfol-
gung nationalsozialistischer Gewaltverbrechen in vollem Gange
waren. Eine Anzahl der Delegierten in der Kommission wies
die oftmals polemischen Bemerkungen, die in diesem Zu-
sammenhang vorgebracht wurden, entschieden zuriick, aber
auch diese Delegierten erkannten die grundsidtzliche Bedeu-
tung des Problems durchaus an. Es blieb auch nicht unbemerkt,
daf3 die Strafverfolgung immer wieder auf Beweisschwierig-
keiten stofe; es sei deshalb notwendig, die internationale
Zusammenarbeit fiir die Ubermittlung dokumentarischer
Unterlagen sicherzustellen, denn mancher Staat lieBe es bei
wenig befriedigenden Antworten auf die an ihn gerichteten
Ersuchen bewenden. Aber an allen Stellen schimmerte in den
Beratungen doch die Bereitschaft der liberwiegenden Zahl der
Kommissionsmitglieder durch, eine internationale Verpflich-
tung aller Staaten anzunehmen, ungeachtet der Grundsitze
ihres eigenen Rechtssystems dem Prinzip der Unverjihrbar-
keit von Volkerrechtsverbrechen Geltung zu verschaffen. Dabei
blieben allerdings einige Zweifel, ob dieses Prinzip zur Zeit
volkerrechtlich hinreichend gesichert sei, und der Vorschlag
der vier Staaten vom 5. April zielte eben darauf ab, solche
Zweifel zu kldren und tunlichst auszuschlieBen.

Um eine gemeinsame Grundlage fiir einen Beschlu3 zu
gewinnen, setzte die Kommission schliellich eine Arbeits-
gruppe ein, die am 8. April 1965 ihren Vorschlag unterbreitete.
Dieser Text zeigte die weitgehende Ubereinstimmung, dal es
gelten werde, die Nichtverjdhrung von Kriegs- und Huma-
nitdtsverbrechen international verbindlich zu sichern. Nach
weiteren Beratungen wurde schlieBlich am 9. April 1965 in
einmiitiger Abstimmung die EntschlieBung 3 (XXI) verab-
schiedet®*'s, die als erster Schritt der Vereinten Nationen in
der Verjdhrungsfrage gedacht war: Der Generalsekretidr der
Organisation wurde um eine Studie zum Problem ersucht und
die dringliche Weiterbehandlung der Frage in der nichst-
folgenden Sitzung beschlossen.

III

Der 22. Tagung der Kommission fiir Menschenrechte lag eine
umfassende Studie vor?!. Diese Untersuchung stiitzt sich auf
die oben (unter I) dargestellten Grundsidtze und gewinnt
daraus die Folgerung, dal Kriegsverbrechen und Verbrechen
gegen die Menschlichkeit grundsétzlich von den Verbrechens-
kategorien der staatlichen Rechte zu scheiden seien. Die Tat-
sache, daB es mangels einer internationalen Strafgerichts-
barkeit den einzelnen Staaten iiberlassen bleibt, solche Ver-
brechen abzuurteilen, kdnne nicht ausschliefen, dafl diese
Frage internationale Bedeutung habe. Da es im Volkerrecht
an Hinweisen auf eine Verjidhrung fehle, konne bei An-
wendung allgemeiner Rechtsgrundsitze auch eine Verjihrung
nirgends Rechtens sein: Die richtige Losung des Problems sei
daher eine internationale.
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In dem Bericht sind Stellungnahmen von 21 Regierungen
enthalten, die auf Anfrage des Generalsekretirs abgegeben
wurden. Diese AuBerungen beflirworten verschiedene rechts-
technische Moglichkeiten, bestidtigen aber eine allgemeine
Neigung, dem Grundsatz der Unverjéhrbarkeit Rechnung zu
tragen?®. Fiir die technische L&sung stellt der Bericht zwei
Moglichkeiten heraus: eine internationale Konvention oder
eine EntschlieBung der Vollversammlung.

Die Kommission nahm ferner von schriftlichen AuBerungen
nichtstaatlicher Organisationen Kenntnis und lieh dem Be-
obachter des Jiidischen Weltkongresses Gehor.

Wiederum war es der Vertreter Polens, der einen ersten Ent-
schlieBungsentwurf vor die Kommission brachte. Zu diesem
Projekt steuerten Frankreich, Israel, die Niederlande, Neu-
seeland, Osterreich und die Vereinigten Staaten gemeinsam
mehrere Anderungsvorschlidge bei, die noch durch einen Vor-
schlag der Ukraine ergiinzt wurden®.

Die Debatten konzentrierten sich, wie in der wvorherigen
Tagung, auf die Frage der Verjdhrung. Dabei zeigten sich
abermals Meinungsverschiedenheiten dariiber, ob es sich bei
der Unverjahrbarkeit von Kriegs- und Humanitidtsverbrechen
wirklich um einen geltenden Volkerrechtsgrundsatz handle.
Eine Reihe von Delegierten bejahte diese Frage uneinge-
schriankt. Jene Delegierten folgerten daraus, daff die Staaten
unmittelbar verpflichtet seien, diesem Prinzip in ihrem staat-
lichen Recht zu folgen. Diese auseinanderstrebende Betrach-
tungsweise bestimmte auch den inneren Unterschied zwischen
den Anderungsvorschligen der sechs Staaten und dem
urspriinglichen polnischen Entwurf.

Eine umfangreiche Debatte liber den Kernpunkt fiihrte in
eine KompromiBlosung hinein, die sich bereits in dem Vor-
schlag der sechs Delegierten andeutete, ndmlich: die Schwierig-
keiten durch eine internationale Konvention zu {iberwinden.
Die Befiirworter dieser Formel konnten mit gutem Grund
sagen, daB ein solches Vertragsinstrument eine starke Wir-
kung auf die offentliche Weltmeinung ausiiben wiirde. Auch
die wenigen Regierungen, die noch an Verjdhrungsfristen fir
Kriegs- und Humanititsverbrechen festhielten, wiirden ge-
zwungen, die Konvention zu ratifizieren, um nicht aus der
Gemeinschaft der zivilisierten Nationen ausgestofen zu wer-
den. Auf diese Weise wiirde dem Grundsatz der Nicht-
verjihrung allgemeine und vollsténdige Anerkennung zuteil.
Die Konvention miisse aber in verhiltnismédfig kurzer Zeit
entworfen und vor dem Eintritt der Verjahrung infolge staat-
licher Rechtsvorschriften abgeschlossen werden.

Im ubrigen fand auch wiederum die Frage der internationalen
Zusammenarbeit bei der Beschaffung von Beweisunterlagen
fiir Gerichtsverfahren wegen Kriegs- und Humanitéts-
verbrechen ausfiihrliche Erorterung.

In der Schlufiabstimmung setzte sich der Vorschlag der sechs
Staaten gegen das polnische Projekt mit liberzeugender Mehr-
heit durch*. Der Wirtschafts- und Sozialrat der Vereinten
Nationen hat diese Entschliefung der Kommission in seiner
Sitzung vom 5. August 1966 angenommen?a: Die Sache wird
mit Vorrang in Richtung auf ein die Verjahrung ausschliefien-
des internationales Ubereinkommen vorangetrieben.

v

Manchen Betrachter in der Bundesrepublik Deutschland mag
es diinken, die Akten zur Verjahrungsfrage seien durch den
Erla3 des Gesetzes iiber die Berechnung strafrechtlicher Ver-
jdhrungsfristen vom 13. April 1965% endgiiltig geschlossen. Es
besteht jedoch kaum Zweifel, daB sich die internationale
Offentlichkeit nicht so leicht dabei beruhigen wird. Wenn es
auch nur zu einer iiberzeugenden Feststellung kdme, daBl in
den Augen der Mitglieder der Viélkerrechtsgemeinschaft der
Grundsatz der Unverjdhrbarkeit gewisser Verbrechen dem
geltenden internationalen Recht angehort, wiirden sich schon
daraus rechtliche Folgerungen ableiten, denn der Artikel 25
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des Grundgesetzes der Bundesrepublik bestimmt, daB die
allgemeinen Regeln des Volkerrechts Bestandteil des Bundes-
rechts sind und den Gesetzen vorgehen. In der deutschen
Diskussion ist auf diesen Umstand kein ernstlicher Bedacht
genommen worden, obwohl die Unruhe in der Weltoffentlich-
keit nicht verborgen geblieben sein kann und die Motion in
den Vereinten Nationen bekannt war. Andererseits scheint die
Bemerkung angebracht, dal auch im Falle einer internatio-
nalen Konvention sehr ernste politische wie rechtliche Pro-
bleme auftreten koénnen, die hier im einzelnen nicht dar-
gestellt werden sollen. Und alle Auspizien deuten darauf, daB
eine solche Konvention in Aussicht steht. Man sollte es nicht
der Entwicklung anheimgeben, ob das Ansehen der Deutschen
in der Bundesrepublik zu Schaden kommt: Jenseits aller
rechtlichen Fragen wird sich nach den Verhandlungen in den
Vereinten Nationen ein Schatten auf den freien Teil Deutsch-
lands legen, wenn eines Tages die Verfolgung bisher unent-
deckter Verbrechen gewisser Art nicht mehr moglich sein wird.
Es gilt darum das altrémische Gebot: Videant consules...!

Anmerkungen:

1 Erkliirung von St'James’'s, London. Vgl. History of the United
Nations War Crimes Commission, H. M. Stationary Office, London,
1948, S. 89{f, - Die Erklidrung ist unterzeichnet von Belgien, Frank-
reich, Jugoslawien, Griechenland, Luxemburg, den Niederlanden,
Norwegen, Polen und der Tschechoslowakei.

2 United Nations Information Organisation,

Paper Nr. 1, S. 111,

Auf einer Konferenz in London am 20. Oktober 1943.

Vgl History of the United Nations War Crimes Commission, S. 270.

Deutscher Text bei: Telford Taylor, Die Niirnberger Prozesse.

Kriegsverbrechen und Vélkerrecht. Ziirich, 1951, S. 141 £f.

Vgl Department of State Bulletin, USA, Bd. XIV, S. 361 ff. (Alliierte

Proklamation und Gerichtsstatut).

Bemerkungen des amerikanischen Chefankligers, Richter Robert

H. Jackson, zitiert nach Taylor, aa0O S. 19. - Eine juristische Defini-

tion der Verbrechen gegen die Menschlichkeit lieferte das Kontroll-

ratsgesetz Nr. 10 vom 20. Dezember 1945, Art. II, Abs. 1, Buch-

stabe (c); aaO S. 146.

Vgl. Anm. 7. Ferner: Amtsblatt des Kontrollrats in Deutschland,

S. 50. - Das Gesetz wurde fiir die sowjetische Besatzungszone im

Jahre 1955, fiir die Bundesrepublik im Jahre 1956 unwirksam.

Vertrag mit Bulgarien in Art, 5, mit Finnland in Art. 9, mit Italien

in Art. 45, mit Ruménien und ebenso mit Ungarn in Art. 6. Vgl. Die

Friedensvertrige in deutschem Wortlaut, herausgegeben von der

Redaktion der »Wandlung¢, Heidelberg 1947.

10 Vgl. Bericht des Generalsekretlirs der Vereinten Nationen, E/CN.
4/906 (Englisch) S. 20/21.

11 AaO S. 21/22: Resolution 95 (I).

12 AaO S. 22.

13 AaO S. 23ff.

14 Diese Konvention ist auch fiir die Bundesrepublik Deutschland in
Kraft. Vgl. auch die entsprechende Strafbestimmung in § 220a des
Strafgesetzbuches.

15 Verschiedene Staaten haben durch gesetzliche Bestimmungen die
Verjidhrung fiir Vilkerrechtsverbrechen ausgeschlossen (vgl. E/CN.
4/906 (Englisch) S. 107). In Ostdeutschland erging ein die Verjihrung
von Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen,
die zwischen dem 30. Januar 1933 und dem 8. Mai 1945 begangen
wurden, generell ausschlieBendes Gesetz am 1. September 1964, Den
Eintritt der Verjihrung fiir Mordtaten gleichen Charakters in der
Bundesrepublik Deutschland hindert zur Zeit das Gesetz {iber die
Berechnung strafrechtlicher Verjdhrungsfristen vom 13. April 1965
(BGEL. I, S. 315).

16 Vgl. E/CN. 4/906 aaO.

17 Vgl. E/CN. 4/906 (Englisch) S. 49f. (Empfehlung 415 (1965) der Be-
ratenden Versammlung des Europarates vom 28. Januar 1965).

18 Bericht {iber die 21. Sitzung der Menschenrechtskommission der
Vereinten Nationen - 22, Miirz bis 15, April 1965 -, E/4024 - E/CN. 4/891
(Englisch), S. 132 1,

19 Vgl. aa0 S, 134,

20 AaO S. 135f. - Die einbringenden Staaten waren Dahome, Ecuador,
Frankreich und die Philippinen.

20a Resolution der Kommission fiir Menschenrechte 3 (XXI) vom
9. April 1965, - Deutsche Ubersetzung siehe S. 65 dieser Ausgabe.

21 E/CN. 4/906 (Englisch).

22 AaO S, 123ff. - Die Bundesrepublik Deutschland hat zum Ausdruck
gebracht, sie begriife eine Untersuchung, ob und in welchem Um-
fang es miglich sei, mit rechtlichen Mitteln international sicherzu-
stellen, daB keine Verjihrung von Kriegs- und Humanititsver-
brechen im allgemeinen eintritt, unabhiingig von der Staatsange-
hérigkeit des Verbrechers oder des Opfers und unabhingig vom
Zeitpunkt der Begehung der Tat (vgl. S. 126).

23 Vgl den Bericht iiber die 22. Tagung der Kommission fiir Menschen-
rechte — 8. Mérz bis 5. April 1966 -, E/4148 - E/CN. 4/918 (Englisch),
S. 54 1,

24 EntschlieBung 3 (XXII) vom 28. Mérz/l. April 1966, aaO S. 65 ff.

24a Resolution des Wirtschafts- und Sozialrats 1158 (XLI) vom 5. August
1966, — Deutsche Ubersetzung siehe S. 65 dieser Ausgabe.

25 Vgl. Anm. 15.

London. Information

L L

e

63



Deutschland und die Vereinten Nationen

Deutsche Beteiligung an der Weltbankgruppe

Nach den Beitriigen, die die Bundesrepublik Deutschland an
die Weltbank und an ihre Tochterinstitutionen leistet, wurde
am 15. Februar 1967 in der Fragestunde des Bundestages
gefragt. Der Bundesminister fiir wirtschattliche Zusammen-
arbeit, Wischnewski, gab folgende Antworten:

Der deutsche Kapitalanteil an der Weltbank betrégt 1280 Mil-
lionen Dollar. Das sind 5,7 Prozent des Gesamtkapitals der
Bank. Hiervon wurden bis jetzt 107,3 Millionen Dollar gezahlt.
20,7 Millionen Dollar sind noch zu leisten. — Bei der Inter-
nationalen Entwicklungsorganisation (IDA) belduft sich der
deutsche Gesamtbetrag auf 125,6 Millionen Dollar. Das sind
8,1 Prozent des Gesamtkapitals. Davon wurden bisher 101,4 Mil-
lionen Dollar eingezahlt. 24,2 Millionen Dollar sind noch zu
leisten. — An der Internationalen Finanz-Corporation (IFC) ist
die Bundesrepublik mit 3,7 Millionen Dollar beteiligt. Das
entspricht 3,7 Prozent des Gesamtkapitals. — Der deutsche
Anteil an der im vergangenen Jahr gegriindeten Asiatischen
Entwicklungsbank, der die Bundesrepublik beigetreten ist,
wurde mit 34 Millionen Dollar oder 3,4 Prozent angegeben. —
Die deutschen Leistungen an den Entwicklungsprogrammen
im Rahmen der Vereinten Nationen wurden mit rund 15 Mil-
lionen Dollar erwihnt. (Vgl. zu diesen Angaben die Tabelle
»Bundesleistungen an die Vereinten Nationen und Sonder-
organisationen« in Heft 1/1967 S.33 und den Beitrag »Die
Asiatische Entwicklungsbank« in Heft 1/1967 S. 21.)

Eine weitere Frage richtete sich auf den Anteil der deutschen
Wirtschaft an den durch die genannten multilateralen Orga-
nisationen vergebenen Projekte. Hierauf gab der Bundes-
minister folgende Auskunit:

Von den Auszahlungen der Weltbank seien deutschen Liefer-
firmen bis zum 30. Juni 1966 Auftrigeim Werte von 606 Millionen
Dollar, das sind 11,5 Prozent, zugeflossen. Bei der IDA waren
es 73,1 Millionen Dollar oder 13,8 Prozent. Der deutsche Liefer-
anteil bei der IFC sei nicht feststellbar, da diese Organisation
nicht nur Kredite, sondern auch Beteiligungen gewihrt bzw.
eingeht. Die Asiatische Entwicklungsbank hat erst mit Beginn
des Jahres ihre Arbeit aufgenommen. Bei den Entwicklungs-
hilfe-Programmen der Vereinten Nationen entspriche der
Lieferanteil etwa der Hohe der deutschen Leistungen. Ins-
gesamt sei die Situation recht zufriedenstellend; die deutschen
Firmen hitten im Bereich der Vereinten Nationen und ihrer
Sonderorganisationen Weltbank, IDA, IFC usw. gut abge-
schnitten, im Gegensatz zum EWG-Fonds.

Eine dritte Frage in diesem Zusammenhang richtete sich auf
den personellen deutschen Anteil in den genannten Organi-
sationen. Hierauf erklirte der Minister, daB die Situation von
Institution zu Institution sehr unterschiedlich sei. Er glaube,
daf3 Deutsche bei einer Reihe von Institutionen noch nicht in
dem notwendigen MaBe personell beteiligt seien. Die Bundes-
regierung sei an einem stédrkeren personellen Engagement
interessiert.

Professor Dr.-Ing. Hans A. Havemann

ist flir drei Jahre in den Vorstand des Instituts fiir Ausbildung
und Forschung der Vereinten Nationen (Board of Trustees of
United Nations Institute for Training and Research, UNITAR)
gewihlt worden. Prof. Havemann ist Direktor des Forschungs-
instituts fiir Internationale Technische Zusammenarbeit in
Aachen, Die Titigkeit im UN-Institut UNITAR ist ehren-
amtlich.

Generaldirektor Paul G. Hoffman in Bonn

Der Leitende Direktor des Entwicklungsprogramms der Verein-
ten Nationen (United Nations Development Programme, UNDP),
Mr. Paul G. Hoffman, stattete dem Bundesminister fiir wirt-
schaftliche Zusammenarbeit, Hans-Jiirgen Wischnewski, am
7. April in Bonn zu einem Informationsaustausch einen Besuch
ab. — Paul G. Hoffman wurde nach dem Krieg als Verwalter
des Marshall-Plans, mit dem die USA die kriegszerstorten
westeuropdischen Staaten wirtschaftlich entwickeln halfen,

bekannt.
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Ministerialdirigent Dr. Werner Lamby

Zum Vorsitzenden des Regierungsausschusses (Intergovern-
mental Committee) des Welterndhrungsprogramms (World
Food Program, WFP) wurde Dr. Werner Lamby, Ministerial-
dirigent im Bundesministerium fiir wirtschaftliche Zusammen-
arbeit, am 12. April 1967 in Rom gewihlt. — Das Welternih-
rungsprogramm wird gemeinsam von den Vereinten Nationen
und der Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation der UN
(FAO) getragen. Ihm gehéren iiber 100 Staaten an. Die FAO
ist eine Sonderorganisation der Vereinten Nationen, in der
die Bundesrepublik Deutschland Vollmitglied ist. Der Regie-
rungsausschufl, zu dessen Priisidenten jetzt ein Deutscher
erstmals gewiihlt wurde, setzt sich zusammen aus den Ver-
iretern von 24 Staaten; ihm obliegt die BeschluBfassung und
die Aufsicht iiber die Programme des WFP.

Weltgesundheitstag 1967

»Gesundheit - gemeinsame Aufgabe aller« war das Thema des
diesjihrigen Weltgesundheitstages. Er wurde wie iiblich am
7. April, dem Tag des Inkrafttretens der Charta der Weltge-
sundheitsorganisation (WHO), in der ganzen Welt begangen. —
Die filihrende Veranstaltung der Bundesrepublik fand in Bad
Godesberg statt. Frau Bundesminister Kite Strobel richtete
einen Appell an den einzelnen Biirger, in eigener Verant-
wortung an der Gemeinschaftsaufgabe mitzuwirken, Partner
in der Gesundheitspflege seien - in irgendeiner Weise - letzt-
lich alle Berufe; Gesundheit kénne erst Wirklichkeit werden,
wenn die Gesundheitserziehung jedem Biirger auch die eigene
Verantwortung und den Wert des eigenen Verhaltens fiir die
Gesundheit bewuBt mache. Professor Ernst Fromm, Prisident
der Bundesirztekammer, hielt iiber das Thema des Tages das
Fachreferat. Die Veranstaltung wurde musikalisch umrahmt. —
In Berlin war der Weltgesundheitstag AnlaB, fiir 15000
Schiiler ein Preisausschreiben durchzufiihren. Fir die rich-
tige Beantwortung von 12 Fragen, zusammengestellt von Frau
Obermedizinalriitin Dr. Mattheis, waren Preise ausgesetzt. Es
gingen 7000 Antworten ein, von denen 201 richtig waren.
Vor der Preisverteilung fand eine Pressekonferenz beim Se-
nator fiir Gesundheit statt. —- Der LV Baden-Wiirttemberg der
DGVN lud zusammen mit dem Landesausschull fiir gesund-
heitliche Volksbildung und dem Biirgermeister der Stadt
Stuttgart zu einer Feierstunde unter der Schirmherrschaft des
Ministerpriasidenten ein. Unter anderem sprachen Innen-
minister Krause iiber den Einsatz der elektronischen Daten-
verarbeitung im Gesundheitswesen, der Chefarzt der Medi-
zinischen Klinik EBlingen, Dr. Laberke, zum Thema des Tages
und Biirgermeister Matussek iiber die Anstrengungen der
Kommunen im Gesundheitswesen.

8. Internationales Gesundheitsseminar der DGVN

Schon jetzt liegen Zeit und Ort fiir das nichste Gesundheits-
seminar der Deutschen Gesellschaft fiir die Vereinten Na-
ticnen fest. Es wird vom 23. bis 26. Oktober 1967 in der
Akademie Stuttgart-Hohenheim stattfinden. Das diesjihrige
Seminar gilt entsprechend fritheren Beschliissen der Gesund-
heitskommission dem Thema >Pridventivmedizin als Aufgabe
der Weltgesundheitsorganisation (WHO)¢«. An Einzelthemen
sind u.a. vorgesehen: Der Einbau der Priventivmedizin in
die drztliche Ausbildung vor bzw. nach dem Staatsexamen;
die Kosten des dffentlichen Gesundheitswesens in den Ent-
wicklungslindern und in Deutschland; Erlebnisberichte iiber
Priaventivmedizin in den Entwicklungslindern. Die Leitung
hat wie bei allen bisherigen Gesundheitsseminaren der ge-
schéftsfiihrende Vorsitzende der Gesundheitskommission der
DGVN, Prof. Dr. med. H. J. Jusatz. Als Referenten werden
wieder renommierte in- und auslindische Fachleute zur Ver-
fligung stehen. Der Teilnehmerkreis wird auf etwa 60 Per-
sonen aus allen Bereichen des Gesundheitswesens beschrinkt
sein, von denen ein Teil Mitglieder der Gesundheitskommis-
sionen der befreundeten auslindischen UN-Gesellschaften
sein werden. — Interessenten wollen sich gegebenenfalls beim
Generalsekretariat der Deutschen Gesellschaft fiir die Ver-
einten Nationen, 53 Bonn, SimrockstraBie 23, melden.
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Deutsche UN-Bibliographie im Entstehen

Eine deutsche UN-Bibliographie wird Ende des Jahres vor-
liegen. Die beiden jungen Vorstandsmitglieder der Deutschen
Gesellschaft fiir die Vereinten Nationen Dipl.-Volkswirt Klaus
Hiifner und Jens Naumann, M. A., Berlin, arbeiten seit einem
Jahr an einer internationalen Bibliographie iiber die Ver-
einten Nationen. Erfafit werden Biicher, Zeitschriften und
Artikel aus dem deutschen, englischen und franzosischen
Sprachbereich, sofern sie die UN und ihre Sonderorganisa-
tionen zum Thema haben. Die Bibliographie erfait den Zeit-
raum 1945-1965. Es sind etwa 6000 Titel vorgesehen. Sie
werden in 30 Sachgruppen geordnet, wobei die Einteilung der
Charta als Leitfaden dient, z. B. Ziele und Grundsitze der UN,
Mitgliedschaft in den UN, Aufbau der UN usw. — Die Arbeit
wird am Otto-Suhr-Institut der Freien Universitit in Berlin
unter Leitung von Professor Ziebura durchgefiihrt und von
der Deutschen Forschungsgemeinschaft finanziell unterstiitzt.

Aufgabe der Bibliographie ist es, allen interessierten Kreisen,
besonders jedoch den deutschen Wissenschaftlern der Politik
und des Volkerrechts, den Zugang zum deutsch- und fremd-
sprachigen Schrifttum iiber die Vereinten Nationen zu er-
leichtern.

Hauptversammlung der DGVN

Die nichste Hauptversammlung der Deutschen Gesellschaft
fiir die Vereinten Nationen wird am Freitag, dem 23. Juni
1967, vormittags 10 Uhr in der Redoute, Bad Godesberg, statt-
finden. Sie wird als geschlossene Arbeitstagung der teilnahme-
berechtigten Mitglieder durchgefiihrt. Eine offentliche Vor-
tragsveranstaltung mit einem hohen Politiker als Referenten
ist am Vorabend, Donnerstag, dem 22. Juni, 20 Uhr an gleicher
Stelle. Hieran wird sich ein Empfang anschliefien. Den Mit-
gliedern der DGVN geht eine erginzende Einladung mit der
Vorldufigen Tagesordnung noch zu.

En'SdIIiEBungen 2u Kriegs- und Humanitétsverbrechen

KOMMISSION FUR MENSCHENRECHTE —

ten und insbesondere einander jegliches

verbrechen und Verbrechen gegen die

Gegenstand: Frage der Bestrafung von
Kriegsverbrechern und von Personen, wel-
che Verbrechen gegen die Menschlichkeit
begangen haben. — EntschlieBung 3 (XXI)
vom 9. April 1965

Die Kommission fiir Menschenrechte,
— in Erinnerung an die EntschlieBung der

Generalversammlung vom 13. Februar 1946
mit dem Titel >Auslieferung und Bestra-
fung von Kriegsverbrechernt und an die
EntschlieBung der Generalversammlung 95
(I) vom 11, Dezember 1946 unter dem Titel
:Bekriiftigung der durch die Satzung des
Niirnberger Gerichtshofs anerkannten
Vilkerrechtsgrundsitzes,

in Kenntnis der Konvention zur Verhiitung
und Bestrafung des Verbrechens des Vil-
kermordes vom 9. Dezember 1948 und ins-
besondere deren Artikel VIII, welcher be-
sagt, daB jede der vertragschlieBenden Par-
teien die zustindigen Organe der Verein-
ten Nationen um MaBnahmen gemif der
Satzung der Vereinten Nationen ersuchen
kann, welche zur Verhiitung und Unter-
driickung von Akten des Vilkermordes ge-
eignet erscheinen,

in der Uberzeugung, daf die Verfolgung
und Bestrafung wegen Xriegsverbrechen
und Verbrechen gegen die Menschlichkeit
andere von der Begehung #hnlicher Taten
abhalten, die Menschenrechte und Grund-
freiheiten schiitzen, das Vertrauen unter
den Vilkern férdern und zu internatio-
nalem Frieden und internationaler Sicher-
heit beitragen wiirde,

in tiefer Sorge, daB kein Schuldiger an
Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen
die Menschlichkeit wihrend der Nazizeit
der Gerechtigkeit entkommen solle, wo
immer er sich aufhalten und wann immer
er entdeckt werden mag,

im Hinblick darauf, daB zwar verschiedene
MaBnahmen ergriffen worden sind, um die
Verfolgung von Kriegsverbrechen und Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit zu er-
miglichen, jedoch die Mannigfaltigkeit
dieser MaBnahmen weitere Schritte erfor-
derlich macht,

in der Erwégung, dal die Vereinten Na-
tionen zur Losung der durch Kriegsver-
brechen und Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit aufgeworfenen Probleme beizutra-
gen haben, da es sich um schwere VerstiBe
gegen das Vilkerrecht handelt, und dag sie
insbesondere Mbglichkeiten und Mittel fiir
die Sicherung des Grundsatzes zu unter-
suchen haben, daB es keine Verjihrung
solcher Verbrechen im Vilkerrecht gibt,

. ersucht den Wirtschafts- und Sozialrat:

a) alle Staaten dringlich aufzufordern, ihre
Bemiihungen fortzusetzen, um in Uber-
einstimmung mit Volkerrecht und staat-
lichen Rechten sicherzustellen, da Ver-
brecher, welche Kriegsverbrechen und
Verbrechen gegen die Menschlichkeit zu
verantworten haben, aufgefunden, er-
griffen und durch die zustiindigen Ge-
richte angemessen verurteilt werden. Zu
diesem Zweck sollten sie zusaminenarbei-
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Bewelsmaterial verfiigbar machen, wel-
ches sich in ihrem Besitz befindet und
sich auf solche Verbrechen bezieht;
beitrittsfihige Staaten, welche dies noch
nicht getan haben, einzuladen, sobald
als mdglich der Konvention zur Verhii-
tung und Bestrafung des Verbrechens
des Vilkermordes vom 8. Dezember 1948
beizutreten;

ersucht den Generalsekretir, eine Studie
der im Vélkerrecht durch Kriegsverbrechen
und Verbrechen gegen die Menschlichkeit
aufgeworfenen Probleme zu wveranlassen,
vorziiglich aber eine Studie rechtlicher Ver-
fahrensweisen, um sicherzustellen, daB
keine Verjihrung solcher Verbrechen statt-
findet;

entscheidet, daB der diese Studie enthal-
tende Bericht durch die Kommission mit
Vorrang in der nlichsten regelmiBigen
Sitzung erdrtert wird.

b,

UND SOZIALRAT — Ge-
genstand: Frage der Bestrafung von
Kriegsverbrechern und von Personen, wel-
che Verbrechen gegen die Menschlichkeit
begangen haben. — EntschlieBung 1158
(XLI) vom 5. August 1966

Der Wirtschafts- und Sozialrat,
— nach Kenntnisnahme des Teiles des Be-

richts der Kommission fiir Menschenrechte,
welcher sich mit der Frage der Bestrafung
von Kriegsverbrechern und von Verbrechen
gegen die Menschlichkeit befaBt,

— in Erinnerung an die EntschlieBungen der

— in Erinnerung an

Generalversammlung 3 (I) vom 13, Februar
1946 und 170 (II) vom 31. Oktober 1947 {iber
die Auslieferung und Bestrafung von
Kriegsverbrechern sowle die EntschlieBung
der Generalversammlung 95 (I) vom 11. De-
zember 1946 zur Bekréftigung der durch die
Satzung des Niirnberger Gerichtshofs aner-
kannten Vilkerrechtsgrundsitze,

in Erinnerung an die EntschlieBung 3 (XXI)
der Kommission flir Menschenrechte, in
welcher die Kommission ihre Uberzeugung
ausdriickt, daB die Verfolgung und Bestra-
fung wvon Kriegsverbrechen und Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit andere von
der Begehung dhnlicher Taten abhalten, die
Menschenrechte und Grundfreiheiten schiit-
zen, das Vertrauen unter den Vélkern fér-
dern und zu internationalem Frieden und
internationaler Sicherheit beitragen wiirde,
seine EntschlieBung
1074 D (XXXIX) vom 28, Julil 1965, in wel-
cher er alle Staaten dringlich aufgefordert
hat, ihre Bemiihungen fortzusetzen, um
in Ubereinstimmung mit Vélkerrecht und
staatlichen Rechten sicherzustellen, daB
Verbrecher, welche Kriegsverbrechen und
Verbrechen gegen die Menschlichkeit zu
verantworten haben, aufgefunden, ergrif-
fen und durch die zustindigen Gerichte
angemessen verurteilt werden,

— mit dem Ausdruck seiner Hochschitzung

gegeniiber dem Generalsekretir filr die
Studie »Frage der Nichtanwendbarkeit ge-
setzlicher Verjdhrungsfristen auf Kriegs-

o

Menschlichkeits,

in der Erwidgung, daB diese Studie die
Wiinschbarkeit einer wvoélkerrechtlichen Be-
kriftigung des Grundsatzes welter unter-
stiitzt, daB es keine Verjédhrung fir Kriegs-
verbrechen und Verbrechen gegen die
Menschlichkeit gibt,

in der Erwigung, daB die Vereinten Na-
tionen nichts unversucht lassen sollten,
einen solchen Grundsatz des Vilkerrechts
zu bekriiftigen und zu instrumentieren und
seine universelle Anwendung zu sichern,
richtet das dringende Ersuchen an alle
Staaten, alle notwendigen MaBnahmen zu
ergreifen, um die Anwendung gesetzlicher
Verjihrungsfristen auf Kriegsverbrechen
und Verbrechen gegen die Menschlichkeit
zu verhindern, sowie ihre Bemilhungen
fortzusetzen, die Festnahme, Auslieferung
und Bestrafung von Personen zu sichern,
welche fiir Kriegsverbrechen und Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit verantwort-
lich sind, und anderen Staaten jegliche Be-
weisunterlagen aus ihrem Besitz, welche
sich auf solche Verbrechen beziehen, ver-
fiigbar zu machen;

l4dt alle Regierungen von Mitgliedstaaten
der Vereinten Nationen oder Mitgliedern
der Sonderorganisationen oder der Inter-
nationalen Atomenergie-Organisation ein,
den Generalsekretir {iber MaBnahmen zu
unterrichten, die sie in Verfolg von Para-
graph 1 dieser EntschlieBung ergriffen
haben, so daB er den Bericht tiber diese
MaBnahmen der Kommission fiir Menschen-
rechte zu fhrer dreiundzwanzigsten Tagung
vorlegen kann;

14dt die Kommission fiir Menschenrechte
ein, auf ihrer drelundzwanzigsten Tagung
mit Vorrang den Entwurf einer Konven-
tion des Inhalts vorzubereiten, damit keine
gesetzliche Verjdhrung fir Kriegsverbre-
chen und Verbrechen gegen die Menschlich-
keit stattfindet, unabhingig vom Zeitpunkt
der Begehung der Tat, zwecks weiterer
Behandlung durch den Wirtschafts- und
Sozialrat auf seiner dreiundvierzigsten
Tagung und Annahme durch die General-
versammlung auf deren dreiundzwanzig-
sten Tagung, sowie weitere Empfehlungen
zu beraten und vorzuschlagen, die sie im
Hinblick auf die Entwicklung der inter-
nationalen Zusammenarbeit bel der Ver-
folgung und Bestrafung der fiir Kriegs-
wverbrechen und Verbrechen gegen die
Menschlichkeit Verantwortlichen fiir er-
wilnscht hélt;

. ersucht den Generalsekretir, einen Vorent-

wurf filr eine solche Konvention zu er-
arbeiten, um die Kommission filir Men-
schenrechte bei ihrer Aufgabe zu unter-
stiitzen, und ferner eine Studie im Hin-
blick auf die Sicherung der Festnahme,
Auslieferung und Bestrafung von fiir die
Begehung von Kriegsverbrechen und Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit verant-
wortlichen Personen sowie auf den Aus-
tausch von darauf beziiglichen Dokumenta-
tionen herzustellen,
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Die Mitgliedschaften in UN-Organen im Jahre 1967

Sicherheitsrat (15)

Argentinien
Athiopien
Brasilien
Bulgarien
China
Diinemark
Frankreich
GroBbritannien
Indien

Japan

Kanada

Mali

Nigeria
Sowjetunion
Vereinigte Staaten

Wirtschafts- und Sozialrat (27)

Belgien
Dahome
Frankreich
Gabun
GroBbritannien
Guatemala
Indien

Iran

Kamerun
Kanada

Kuweit

Libyen
Marokko
Mexiko
Pakistan
Panama

Peru
Philippinen
Ruménien
Schweden
Sierra Leone
Sowjetunion
Tansania
Tschechoslowakei
Tirkei
Venezuela
Vereinigte Staaten

Treuhandrat (8)

Australien

China

Frankreich
Grofibritannien
Liberia
Neuseeland
Sowjetunion
Vereinigte Staaten

Konferenz fiir Handel und
Entwicklung (131)

Die Mitgliedschaft setzt sich laut Beschluf3
der Generalversammlung aus den 122 Mit-
gliedern der Vereinten Nationen und den
9 folgenden Mitgliedern der Sonderorga-

nisationen der Vereinten Nationen oder der

Internationalen Atomenergie-Organisation
Zusammen:

Bundesrepublik Deutschland
Liechtenstein

Monaco

San Marino

Schweiz

Siidkorea
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Siidvietnam
Vatikan
Westsamoa

18-Michte-Abriistungskonferenz (18)

Athiopien

Birma

Brasilien
Bulgarien
Frankreich
GrofBbritannien
Indien

Italien

Kanada

Mexiko

Nigeria

Polen

Ruménien
Schweden
Sowjetunion
Tschechoslowakei
Vereinigte Arabische Republik
Vereinigte Staaten

Ausschuf} fiir die friedliche
Benutzung des Weltraums (28)

Albanien
Argentinien
Australien
Belgien

Brasilien
Bulgarien
Frankreich
GroBbritannien
Indien

Iran

Italien

Japan

Kanada

Libanon

Marokko

Mexiko
Mongolische Volksrepublik
Usterreich

Polen

Rumiinien
Schweden

Sierra Leone
Sowjetunion
Tschad
Tschechoslowakei
Ungarn

Vereinigte Arabische Republik
Vereinigte Staaten

Wissenschaftlicher Ausschufi
zur Untersuchung
der Atomstrahlenwirkung (15)

Argentinien
Australien

Belgien

Brasilien
Frankreich
GroBbritannien
Indien

Japan

Kanada

Mexiko

Schweden
Sow]jetunion
Tschechoslowakel
Vereinigte Arabische Republik
Vereinigte Staaten

SonderausschuB fiir den Stand der
Durchfiihrung der Erklirung iiber die
Gewihrung der Unabhingigkeit

an koloniale Linder und Volker (24)

Afghanistan
Athiopien
Australien
Bulgarien
Chile
Elfenbeinkiiste
Finnland
Grofibritannien
Indien

Irak

Iran

Italien
Jugoslawien
Madagaskar
Mali

Polen

Sierra Leone
Sowjetunion
Syrien
Tansania
Tunesien
Uruguay
Venezuela
Vereinigte Staaten

Kommission fiir Menschenrechte (32)

Argentinien
Chile

Costa Rica
Dahome
Frankreich
Griechenland
Grofbritannien
Guatemala
Indien

Irak

Iran

Israel

Italien
Jamalika
Jugoslawien
Kongo (Léopoldville)
Marokko
Neuseeland
Nigeria
Usterreich
Pakistan

Peru
Philippinen
Polen
Schweden
Senegal
Somalia
Sowjetunion
Tansania
Ukraine
Vereinigte Arabische Republik
Vereinigte Staaten

Unterausschufl zur Verhinderung
von Diskriminierung und fiir
Minderheitenschutz (18)

Moh. Ahmed Abu Rannat, Sudan
Mrs. Phoebe Asiyo, Kenia

Moh. Awad, VAR

Peter Calvocoressi, Grofibritannien
Francesco Capotorti, Ttalien

C. Clyde Ferguson jr., USA

John P. Humphrey, Kanada

José D. Ingles, Philippinen

Pierre Juvigny, Frankreich
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Wojeiech Ketrzynski, Polen

Antonio Martinez Bédez, Mexiko

Nath Pai, Indien

Yakov Arkadyevich Ostrovsky,
Sowjetunion

Vieno Voitto Saario, Finnland

Hernin Santa Cruz, Chile

Eduard Schiller, Usterreich

Ihan Unat, Tiirkei

Zeev W. Zeltner, Israel

Kommission fiir die Rechtsstellung
der Frau (32)

Australien
Chile

China
Dominikanische Republik
Finnland
Frankreich
Ghana
GroBbritannien
Guatemala
Guinea
Honduras

Irak

Iran

Japan

Kenia

Liberia
Malaysia
Mauretanien
Mexiko
Niederlande
UOsterreich
Peru
Philippinen
Polen
Sowjetunion
Tunesien
Tirkei

Uganda
Ungarn
Venezuela
Vereinigte Arabische Republik
Vereinigte Staaten
WeiBrusland

Kommission fiir Sozialfragen (32)

Bulgarien
Chile

China
Frankreich
Griechenland
GrofBbritannien
Honduras
Iran

Israel
Kanada

Kuba

Mali
Marokko
Mauretanien
Niederlande
Norwegen
Obervolta
Pakistan
Peru
Philippinen
Sowjetunion
Spanien
Tansania
Tschechoslowakei
Tunesien
Uganda
Uruguay
Venezuela
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Vereinigte Arabische Republik
Vereinigte Staaten
WeiBruBland

Zypern

Kommission
fiir Bevilkerungsfragen (27)

Australien
Chile

China
Ecuador
Frankreich
Ghana
Grofbritannien
Indien
Jamaika
Japan
Jugoslawien
Kamerun
Malawi
Niederlande
Niger
Nigeria
UOsterreich
Pakistan
Panama
Peru
Philippinen
Rwanda
Schweden
Sowjetunion
Tunesien
Ukraine
Vereinigte Staaten

Kommission
fiir Betiubungsmittel (24)

Argentinien

Brasilien

Bundesrepublik Deutschland
China

Frankreich

Ghana

GroBbritannien

Indien

Norwegen
Pakistan

Panama
Sowjetunion
Tschechoslowakei
Tunesien

Ukraine

Ungarn

Uruguay
Vereinigte Arabische Republik
Vereinigte Staaten

Verwaltungsrat
des Weltkinderhilfswerks (30)

Afghanistan
Athiopien
Australien
Belgien

Brasilien
Bulgarien
Bundesrepublik Deutschland
Chile

China

Ecuador
Frankreich
GroBbritannien
Indien

Israel

Jugoslawien
Kanada

Marokko

Pakistan

Peru

Philippinen

Folen

Schweden

Schweiz

Senegal
Sowjetunion
Thailand

Tunesien

Tiirkei

Vereinigte Arabische Republik
Vereinigte Staaten

Iran

Jamaika

Japan
Jugoslawien
Kanada

Marokko

Mexiko

Nigeria

Peru

Schweiz
Sowjetunion
Stidkorea

Tlirkei

Ungarn
Vereinigte Arabische Republik
Vereinigte Staaten

Kommission fiir Statistik (24)

Australien
Belgien
Brasilien
China
Ecuador
Frankreich
Ghana
GroBbritannien
Indien
Japan
Kanada
Mali
Marokko

Verwaltungsrat
des UN-Entwicklungsprogramms (37)

Algerien
Australien
Belgien

Birma
Brasilien
Bulgarien
Bundesrepublik Deutschland
Ceylon

Chile
Dénemark
Frankreich
Grofbritannien
Indien

Irak

Italien
Jamaika

Japan
Jugoslawien
Kamerun
Kanada

Kenia

Kongo (Léopoldville)
Liberia
Niederlande
Norwegen
Paraguay

Peru

Polen
Schweden
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Schweiz

Senegal
Sowjetunion
Thailand

Tunesien

Tiirkei

Venezuela
Vereinigte Staaten

Rat fiir Industrielle Entwicklung (45)

Argentinien
Belgien

Brasilien
Bulgarien
Bundesrepublik Deutschland
Chile
Elfenbeinkiiste
Finnland
Frankreich
Ghana
GroBbritannien
Guinea

Indien
Indonesien
Italien

Iran

Japan

Jordanien
Kamerun
Kanada
Kolumbien

Kuba

Kuweit
Niederlande
Nigeria
Usterreich
Pakistan

Peru

Philippinen
Rumiinien
Rwanda

Sambia
Schweden
Schweiz

Somalia
Sowjetunion
Spanien

Sudan

Thailand
Trinidad und Tobago
Tschechoslowakei
Tiirkei

Uruguay
Vereinigte Arabische Republik
Vereinigte Staaten

Verwaltungsrat des

Kapitalentwicklungsfonds der UN (24)

Die 24 Mitglieder des Rats des von der
21. Generalversammlung am 13. Dezember
1966 beschlossenen Kapitalentwicklungs-
fonds werden von der am 19. September
1967 beginnenden 22. Generalversammlung
aus dem Kreise der Mitglieder der UN,
ihrer Sonderorganisationen oder der Inter-
nationalen Atomenergie-Organisation ge-

wihlt werden.

Wirtschaftskommission
fiir Europa (31)
Albanien
Belgien
Bulgarien
Bundesrepublik Deutschland
Dénemark
Finnland
Frankreich
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Griechenland
GroBbritannien
Irland

Island

Italien
Jugoslawien
Luxemburg
Malta
Niederlande
Norwegen
Usterreich

Polen

Portugal
Ruminien
Schweden
Sowjetunion
Spanien
Tschechoslowakei
Tiirkei

Ukraine

Ungarn
Vereinigte Staaten
WeiBruBland
Zypern
Beratende Linder (1)
Schweiz

Wirtschaftskommission

fiir Afrika (39)

Algerien

Athiopien
Botswana

Burundi

Dahome
Elfenbeinkiiste
Gabun

Gambia

Ghana

Guinea

Kamerun

Kenia

Kongo (Brazzaville)
Kongo (Léopoldville)
Lesotho

Liberia

Libyen
Madagaskar
Malawi

Mali

Marokko
Mauretanien

Niger

Nigeria

Obervolta

Rwanda

Sambia

Senegal

Sierra Leone
Somalia

Siidafrika

Sudan

Tansania

Togo

Tschad

Tunesien

Uganda

Vereinigte Arabische Republik
Zentralafrikanische Republik

Assoziierte Mitglieder

Das Mandat sieht vor, daB nicht-
selbstiindige Gebiete in Afrika (ein-
schlielich afrikanischer Inseln) und
andere Staaten aufler Portugal
(Frankreich, GroBbritannien, Spa-
nien), die fiir internationale Bezie-
hungen jener Gebiete verantwort-
lich sind, assozlierte Mitglieder sind.

Beratende Linder (2)

Bundesrepublik Deutschland
Schweiz

Wirtschaftskommission
fiir Lateinamerika (29)

Argentinien

Barbados

Bolivien

Brasilien

Chile

Costa Rica
Dominikanische Republik
Ecuador

El Salvador

Frankreich
Grofbritannien
Guatemala

Guyana

Haiti

Honduras

Jamaika

Kanada

Kolumbien

Kuba

Mexiko

Nicaragua

Niederlande

Panama

Paraguay

Peru

Trinidad und Tobago
Uruguay

Venezuela

Vereinigte Staaten
Assoziierte Mitglieder (1)
Britisch Honduras oder Belize
Beratende Linder (2)
Bundesrepublik Deutschland
Schweiz

Wirtschaftskommission
fiir Asien und den Fernen Osten (27)

Afghanistan
Australien

Birma

Ceylon

China

Frankreich
GroBbritannien
Indien

Indonesien

Iran

Japan

Kambodscha

Laos

Malaysia
Mongolische Volksrepublik
Nepal

Neuseeland
Niederlande
Pakistan
Philippinen
Singapur
Sowjetunion
Siidkorea
Siidvietnam
Thailand

Vereinigte Staaten
Westsamoa
Assoziierte Mitglieder (2)
Brunei

Hongkong

Beratende Linder (2)
Bundesrepublik Deutschland
Schweiz
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Die Vereinten Nationen —
eine Bilanz nach 20 Jahren

Eine Darstellung des Wirkens der Vereinten Nationen auf allen
Gebieten unter besonderer Beriicksichtigung der Interventionen
in Streitfdllen nebst einem Riickblick auf den Vélkerbund

von Dr. Heinrich von Siegler mit einem Vorwort von Frau Prof.
Ellinor von Puttkamer; 216 Seiten im Format 24 x 16,5 cm, Paper-
back, Ladenpreis DM 16,-.

Aus dem Inhalt: Einleitung: Reden Thants und Pauls VI. sowie
ein Kommentar Walter Lippmanns zum 20. Jahrestag des Be-
stehens der UNO / Riickblick auf den Vélkerbund: Bedeutung,
Mangel, Erfolge und MiBerfolge / Grindung der UNO mit Vorge-
schichte / Privilegien der GroBmachte und Vetorecht; Versuche
zur Umgehung des Vetorechts; Diskriminierung der ehemaligen
Feindstaaten / ,Status quo” und ,Friedliche Anderungen” / Die
Problematik ,Friedenserhaltender Aktionen® der UN und deren
Finanzierung / Mitgliedschaft (und Begriindung der Nichtmitglied-
schaft) / Die Organe der UN / Bestimmungen fir Gebiete ohne
Selbstregierung (Kolonien) und Entkolonisierungsfrage (auch
Ubersicht Uber die noch nicht entkolonisierten Gebiete und die
sich dabei ergebenden Probleme) / Abristung, Riistungskontrolle
und EntspannungsmaBnahmen; Stellungnahmen der Bundes-
regierung / Friedliche Nutzung des Weltraums und der Atom-
energie; Auswirkungen atomarer Strahlung / Interventionen des
Sicherheitsrates und der Vollversammlung in politischen und
Sicherheits-Fragen - in Europa, Amerika, im Nahen und Mittleren
Osten, in Afrika, Asien und im Fernen Osten / Behandlung wirt-
schaftlicher, sozialer und humanitarer Fragen / Behandlung von
Rechtsfragen / Sitz, Budget, Beitrdge und Amtssprachen der UN /
Mit den UN verbundene zwischenstaatliche Sonderorganisationen |
Moglichkeiten und Grenzen der UN / Mitarbeit der BRD bei den
UN / Mitarbeit Osterreichs bei den UN / Mitarbeit der Schweiz
bei den UN / Mitgliedstaaten der UN mit Eintrittsdatum / Wort-
laut der Charta der UN, Verzeichnis der Mitgliedstaaten in
alphabetischer Ordnung mit Eintrittsdatum, Verzeichnis der Mit-
gliedstaaten nach Erdteilen, Verzeichnis der Nichtmitglieder, Tabelle
tiber die Zugehdrigkeit zu den Sonderorganisationen.

DAS PARLAMENT schrieb in einer Besprechung u.a.: ,Dieses
Buch mufB im augenblicklichen Zeitpunkt als das grundlegende
deutschsprachige Handbuch fir den Gesamtkomplex der Ver-
einten Nationen bezeichnet werden. Es ist das einzige seiner Art.
In Anlehnung an das von der UNO selbst herausgegebene und in
der 7. Auflage vorliegende ,Everyman's United Nations’ liegt hier
auf einem relativ knappen Raum endlich eine totale Ubersicht
tber alle Teile der UN-Familie vor. Siegler behandelt den Voélker-
bund, seine Mangel, Erfolge und MiBerfolge, die Vorgeschichte
und Grindung der Vereinten Nationen, die Machtverhaltnisse
zwischen den GroBmachten und der Mehrheit der mittleren und
kleinen Mitgliedstaaten, den gesamten strukturellen Aufbau der
Weltorganisation, also die Haupt- und Nebenorgane, und alles
was dazu gehort. Der wertvollste Teil des Buches - rund ein
Viertel seines Umfangs - ist die komplette Ubersicht (ber alle
Aktionen, an denen die Vereinten Nationen seit ihrem Bestehen
beteiligt gewesen sind. Eine solche Ubersicht der Interventionen
des Sicherheitsrates und der Vollversammlung in politischen und
Sicherheitsfragen in Europa, Amerika, im Nahen und Mittleren
Osten, in Afrika, Asien und im Fernen Osten hat es bisher in deui-
scher Sprache nicht gegeben. Hierdurch gewinnt das Buch unter
der bisher vorliegenden deutschsprachigen Literatur seine Bedeu-
tung. Es muB deshalb allen, die eine echte Einfilhrung in das
Gebilde der Vereinten Nationen suchen, also den politischen
Bildungstragern, den Schulen und politisch interessierten Einzel-
personen an erster Stelle empfohlen werden.”
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mit der
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speziell fir alles Farbige

% neu in der Zusammensetzung
% speziell in der Wirkung
% bewahrt in der Qualitat

Fiir farbige Textilien:

REI 65 garantiert reine unveranderte Farben und klare Muster
nach jeder Wasche, denn RE| ist frei von optischen Aufhellern
und chemischen Bleichmitteln, die Farben verfélschen kénnen
Schaumreinigung:
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Mit Schwung
In den
Abend...

Els elmhlt
< serweren _;.:’.

LU PTHANSA
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Ve rW(")hnen S|e Der schmeckt ihm bestimmt. Und regt an.

Dann wird er wieder munter und gut gelaunt,

Ihren Mann wovon Sie schlieBlich auch was haben.

Ubrigens: * Lufthansa-Cocktail

m|t LUﬂ:hansa'COthail R einfach ins Glas und den Abend genieB3en.

* fir alle Tage: eisgekiihlt pur oder tiber Eiswiirfel —
besonders festlich: mit Sekt




	Titel

	INHALTSVERZEICHNIS
	Der Atomsperrvertrag. Abriß der Verhandlungen - Anmerkungen zum Vertragsentwurf von Karl-Wilhelm Berkhan
	Der Atomsperrvertrag in der internationalen Diskussion von Günther Hindrichs
	Die UNO und die deutsche Frage. Spekulationen um Ulbrichts Aufwertung von Dr. Heinz Pächter
	Nach Recht und Gesetz: DDR gehört in die UNO von Professor Dr. Grigori I . Tunkin
	Zwei deutsche Staaten in der UNO? von Jens Hacker
	Verjährung von Kriegs- und Humanitätsverbrechen. Zu den Beratungen in den Vereinten Nationen von Dr. Wolfgang Heidelmeyer
	Deutschland und die Vereinten Nationen Dokumente und Nachrichten
	Entschließungen zu Kriegs- und Humanitätsverbrechen
	Die Mitgliedschaften in UN-Organen im Jahre 1967

